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editorial 


Liebe LeserInnen, 


da ist sie nun - die zweite Ausgabe von phase zwei. Wir hatten es diesmal 
angesichts der sich überschlagenden Ereignisse und den damit verbunde- 
nen aufkommenden Diskussionen nicht leicht, so wie es die radikale Linke 
in den kommenden Monaten nicht leicht haben wird, klare Positionen zu 
beziehen. 

Unser Ziel ist es, mit den unter top story „Globale Ordnung“ veröffentlich- 
ten Texten Anhaltspunkte für eine bundesweite Auseinandersetzung zu lie» 
fern. Auch für die nächsten Ausgaben wird phase zwei als Plattform für 
diese Auseinandersetzungen den Gruppenpositionen offen stehen. 


Die Anschläge auf das WTC und das Pentagon werden in unserer Globall- 
sierungsrubrik behandelt, weil die Reaktionen auf diese Ausdruck dessen 
sind, was als Globalisierung bezeichnet wird. Es werden internationale 
Bündnisse geschlossen mal als Weltwirtschaftsgemeinschaft oder wie in 
diesem Fall "gegen den Terror". Zudem ist zu beobachten, dass sich die 
Bewegung der GlobalisierungskritikerInnen in den USA in eine Friedens« 
bewegung wandelt. Auch in Deutschland häufen sich Proteste gegen den 
Krieg, gerade hier sind antiamerikanische und antisemitische Stellung. 
nahmen zu befürchten. 


Mal abgesehen von der global katastrophalen Lage, der zweite Stolperstein 
der vergangenen Tage ist der gescheitert zu nennende Organisierungs- 
versuch. Für eine bundesweite Diskussion sind dadurch die Ausgangs- 
bedingungen schlechter als in den letzten zehn Jahren geworden. Einige 
Gruppen wird das mehr treffen als andere. Die, die Diskussionen führen, 
sich politisch weiterentwickeln und an bundesweiten Mobilisierungen tell. 
nehmen wollen, wird der erhoffte kontinuierliche Austausch und die 
Auseinandersetzung mit anderen Gruppen fehlen. 

Nun sind Wege und Mittel zu finden, die wichtige und unbedingt notwen- 
dige Kommunikation zwischen linksradikalen Gruppen zu erhalten. Es ist 
wichtig diese sogar noch zu verbessern, beziehungsweise für kleinere 
Gruppen erst möglich zu machen. Deshalb wird es phase zwei solange sie 
diesem Anspruch gerecht wird auch weiterhin geben. 


Die Redaktion fordert eure Reaktionen, seien es eigene Beiträge oder 
Kritik. 

Und wünscht euch, was man sich in diesen kalten Zeiten so wünscht: 
Viel Spaß beim Lesen! 


die phase zwei-Redaktion 


Eigentumsvorbehalt: 


Diese Zeitung bleibt bis zur Aushändigung an den/die Adres- 
satIn Eigentum des/der Absenderln. „Zur-Habe-Nahme“ ist 
keine Aushändigung im Sinne dieses Vorbehaltes. Nicht aus- 
gehändigte Zeitungen sind unter Angabe von Gründen an 
den/die AbsenderIn zurückzuschicken. 
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Der Anschlag auf das World Trade 
Center in New York sei ein Angriff auf 
die gesamte freie Welt gewesen, heifst 
es unisono in allen Medien sowie der 
gesamten Öffentlichkeit der westli- 
chen Hemisphäre. Ein „Krieg gegen 
den Terror“ stehe bevor, in dem die 
Werte der westlichen Welt gegen die 
„Barbarei“ verteidigt werden müssen. 
In Wirklichkeit wird der „Kampf für 
Menschenrechte“ lediglich die weitere 
Durchsetzung der westlich-kapitalis- 
tischen Ordnung im globalen Maß- 
stab bedeuten - ein Diskussions- 
beitrag. 


NEW WORLD ORDER 


Military-Industrial 
Complex 


America under Attack 


Keine Stunde war an jenem 11. 
September 2001 nach dem Anschlag 
auf das World Trade Center (WTC) 
und das amerikanische Pentagon ver- 
gangen, da war sich die amerikanische 
wie europäische Presse und Öffent- 
lichkeit bereits einig. Ein Angriff auf 
die „freie Welt“, auf die „Zivilisation“ 
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schlechthin habe stattgefunden. Ob- 
wohl weder ein BekennerInnen- 
Schreiben noch irgendwelche Beweise 
vorlagen, konnten die Schuldigen be- 
reits genannt werden: Osama bin 
Laden samt seiner islamistischen 
Drahtzieher im fernen Afghanistan so- 
wie der irakische „Diktator“ Saddam 
Hussein kämen für eine solche Tat nur 
in Frage. Die Beweislage war also völ- 
lig unerheblich, und so drängt sich der 
Eindruck auf, dass diese auch in 
Zukunft ohne Belang bleiben sollte 
und der Anschlag auf das WTC nur an- 
schob, was in der ideologischen 
Schublade der „freien Welt“ schon 
griffbereit lag: Der Kampf der „westli- 
chen Welt“ gegen die Vorboten der 
„Barbarei“ bzw. der „Barbarei“ als sol- 
cher. 

Getroffen hat die USA der 
Anschlag vor allem aber aus einem 
Grund: Der Terroranschlag von New 
York hat die Brutalität des Krieges von 
der Peripherie direkt ins Zentrum der 
westlichen Welt getragen. Diese Situa- 
tion ist für die USA eine völlig neue, 
werden sie doch zum ersten mal in ih- 
rer Geschichte (bis auf Pearl Harbor) 
von einem kriegerischen Schlag im ei- 
genen Land getroffen, war der An- 
schlag zum ersten mal kein kalkulier- 
bares Risiko eines Einsatzes in anderen 
Territorien der Welt, sondern de- 
monstrierte er die unkalkulierbare 
Brutalität terroristischer Aktivitäten. 

Die scheinbare Gewissheit, 
nach dem Ende des „Kalten Krieges“ 
von nun an weitestgehend allein ent- 
scheiden zu können, gegen wen Krieg 
geführt wird und gegen wen nicht, ist 
nun mit einem Schlag dahin. Die ame- 
rikanische High-Tech-Militär-Maschi- 
nerie ließ den Eindruck aufkommen, 
dass die USA zumindest im eigenen 
Land unangreifbar sind. Dieser Mythos 
ist nun mit einem Mal zerstört worden. 


Die derzeit zur Schau gestellte 
Menschlichkeit ist indes pure Heuche- 
lei und lediglich politisches Instru- 
ment zur moralischen Legitimierung 
weiterer kriegerischer Eskalations- 
maßnahmen seitens der USA und de- 
ren Bündnispartner. Es ist in der Tat 
nicht ausschlaggebend, dass zivile, 
scheinbar unbeteiligte Menschen beim 
Anschlag auf das WTC ermordet wur- 
den, es ist ausschlaggebend, dass die- 
se Menschen AmerikanerInnen waren 
und insofern RepräsentantInnen der 
westlichen Demokratie. Es ist also mit- 
nichten die alleinige Herleitung anti- 
imperialistischer bzw. antiamerikanis- 
tischer Demagoglnnen, den Anschlag 
als Angriff auf die Symbole der USA zu 
bezeichnen. Es ist vielmehr die Selbst- 
bezeichnung einer getroffenen Na- 
tion, die den Angriff nicht als das be- 
zeichnen will, was er ist, sondern ihm 
bewusst eine symbolische Bedeutung 
beimisst, um reagieren zu können. 
Der Anschlag ist ein antiamerikani- 
scher, ein antisemitischer und ein un- 
menschlicher Akt, bezeichnet wird er 
jedoch als Anschlag auf die freie Welt, 
auf die Zivilisation; die Symbolik wird 
der Welt frei Haus geliefert. 


Antiamerikanismus, Anti- 
zionismus, Antisemitismus 


Die symbolische Bedeutung, 
die dem Anschlag beikommt, ist auf 
der anderen Seite aber keinesfalls ei- 
ne Halluzination der „westlichen 
Welt“, um handlungsfähig zu bleiben. 
Für die Attentäter selbst sowie für die 
Rezeption derjenigen, die sich nun mit 
diesen verbal verbünden, besaß der 
Anschlag ebenso einen symbolischen 
Gehalt. Im Zuge dieser Auseinander- 
setzung droht sich nun erneut ein 
Antiamerikanismus Bahn zu brechen, 
der strukturell antisemitische Züge 
trägt. 

Amerika wird einmal mehr als 
das Böse schlechthin in der Welt dar- 
gestellt. Amerika selbst wird nicht als 


ein kapitalistischer Staat betrachtet, 
sondern als der Inbegriff des Kapitalis- 
mus an sich. Besonders das WTC sei 
das Symbol des amerikanischen Fi- 
nanzkapitals, das im Gegensatz zu 
dem produzierenden Kapital an den 
Grausamkeiten und Ungerechtigkei- 
ten des Kapitalismus schuld sei. Dies 
ist in der Tat eine falsche Analyse der 
kapitalistischen Logik. Die Finanz- 
sphäre wird seit Bestehen des Kapita- 
lismus in weiten Kreisen mit dem 
Judentum identifiziert. Es seien die 


jüdischen SpekulantInnen, die die 
wahren NutznießerInnen des Kapitals 
darstellen und den Rest der Welt aus- 
beuten. Lokalisiert wird dieses „jüdi- 
sche Finanzkapital“ wahlweise in Is- 
rael selbst oder in Amerika, konkret 
New York/Manhattan. 

Ein weiteres beliebtes antisemi- 
tisches Argumentationsmuster, das 
nach dem Holocaust und der Staats- 
gründung Israels eine Rolle spielt, ist 
die angeblich unverhältnismäßige Par- 
teinahme der USA für den Staat Israel 
in den Konflikten des Nahen Ostens. 
Die spezifische historische Situation, 
die die Existenz eines jüdischen Staa- 
tes dringend vonnöten macht, wird 
ignoriert und Israel als Vorbote des 
amerikanischen Imperialismus verun- 
glimpft. Der Angriff auf das WTC sei 


damit also auch ein berechtigter 
Widerstand gegen die imperialistische 
Politik der USA in genau dieser Region 
und damit auch ein berechtigter An- 
griff auf den „imperialistischen Staat“ 
Israel. 

Die ideologische Konstruktion 
dieses Arguments zeigt sich auch am 
Wandel, dem die Israel-Politik der USA 
und der EU unterliegt. Die uneinge- 
schränkte Parteinahme der USA für 
Israel ist heutzutage nur noch Propa- 
ganda. Vielmehr wird derzeit Israel sei- 
tens der EU und seitens der USA ver- 
schärft kritisiert und vermehrt eine 
Annäherung an die palästinensischen 
bzw. 


arabischen Positionen ge- 

sucht. Die frühere starke 
Unterstützung der israelischen Politik 
durch die USA ist heute hinfällig. Eine 
Argumentation, die die angeblich ein- 
seitige Parteinahme der USA als Grund 
für den Terroranschlag beschreibt, ig- 
noriert den Umstand, dass es diese 
einseitige Parteinahme nicht mehr 
gibt, es diese eine Ursache für den 
Anschlag auf das WTC bzw. auf ameri- 
kanische Institutionen oder die USA 
selbst nicht sein können. 

Eine Kritik, die sich auf die 
Staaten USA und Israel (oder wahl- 
weise auch nur eines von beiden) als 
die Hauptschuldigen der weltweiten 
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Ungerechtigkeiten konzentriert, geht 
also an der Sache vorbei. Es sind nicht 
einzelne Staaten als solche oder, noch 
schlechter, die Menschen in ihnen, die 
an den Ungerechtigkeiten des Kapita- 
lismus und des Imperialismus schuld 
sind, sondern es sind die kapitalisti- 
schen und imperialistischen Verhält- 
nisse selbst, die es anzugreifen gilt. Die 
weltweite Ordnung des Kapitalismus 
ist nicht zu begreifen und erst recht 
nicht abzuschaffen, wenn in gute und 
schlechte KapitalistInnen und in gute 
und schlechte kapitalistische und im- 
perialistische Staaten unterschieden 
wird, ohne die Wirkungsweise des 
Kapitalismus und des Imperialismus 
als Ganzes zu kriti- 
sieren. 
Die sich 
langsam formie- 
rende 


Antikriegsbewegung 
scheint die Fehler 
der Vergangenheit 
nun wiederholen zu 
wollen. Amerika wird 
als Hauptfeind ausge- 
macht, dem sich die 
„besonnenen Staaten“, 
wie z.B. die BRD, ent- 
gegenzustellen haben. 
Diese sollen für eine 
friedliche Ordnung sor- 
gen und die „zügello- 


sen“ Bestrebungen 
Amerikas bändigen. 
Diese Art 


Antiamerikanismus muss aufs Schärfs- 
te verurteilt und bekämpft werden, da 
in dessen Gefolge ebenso strukturell 
antisemitische Positionierungen in der 
Linken wieder hoffähig werden. 

Der Kampf gegen Kapitalismus 
und Imperialismus ist kein Kampf ge- 
gen konkrete Phänomene derselben, 
sondern muss ein Kampf gegen diese 
Dinge insgesamt sein. Er kann nicht 
die alleinige Kritik an den USA als ver- 
meintlichen „Strippenziehern“ sein, 
sondern muss die kapitalistische und 
imperialistische Ordnung als solche 
und all diejenigen Staaten und Bünd- 
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Eingriff in 
Kolumbien 
zur Stabilisie- 
rung der dorti- 
gen 
Verhältnisse 
im Rahmen des 
Plan Colombia 
zielen auf die 
Durchsetzung 
einer von den 
USA diktierten 
Ordnung der 


wirtschaftli- 
chen,  politi- 
schen und 


rechtlichen 
Verhältnisse ab. 
Gleiches 
gilt in Europa für 
Jugoslawien, das 
als politisch wie 
wirtschaftlich wichtiges Land sich dem 
Diktat der EU unterwerfen soll. Die ju- 
goslawischen Verhältnisse nach 1990 
waren der Freihandelszone EU ein 
Dorn im Auge. Es drohte eine riesige 
Region zu entstehen, die den Bestre- 
bungen der EU entgegenläuft und sich 
damit einer direkten Einflussnahme 
entzieht. Diesen Machtfaktor zu zer- 
stören, war das entscheidende Anlie- 
gen der Nato, das zur kriegerischen 
Intervention in Jugoslawien führte. 
Der Kampf für Menschenrechte 
meint jenen Kampf für eine stabile po- 
litische Ordnung, welche die Voraus- 
setzungen für eine Teilhabe jener 
Länder an den Freihandelszonen der 
westlichen Welt darstellt bzw. diesen 
nicht entgegensteht. Die proklamier- 
ten Menschenrechte sind dabei nicht 
ideologische Tarnung eines imperiali- 
stischen Plans, sondern sind Teil des 
Planes. Es sind die Rechte, die die 
Basis einer Demokratie bedeuten, die 
den wirtschaftlichen Interessen der 
westlichen Großmächte entsprechen. 
Die betroffenen Länder haben die 
Voraussetzungen zu schaffen, unter 
denen Kapitaltransfer und die gesi- 
cherte Ansiedlung von Unternehmen 
stattfinden kann. Es geht also darum, 
demokratische Institutionen nach 
westlichem Vorbild zur Garantie der 
kapitalistischen Verkehrsformen 


Corporate 
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Straight 


Conservative (s 


durchzusetzen. Nicht von der Hand zu 
weisen ist aber auch, dass der Kampf 
für Freiheit ebenso eine gewisse ideo- 
logische Selbständigkeit besitzt. Wenn 
heute davon gesprochen wird, den 
Menschen in Afghanistan die Freiheit 
zu bringen, ist dies durchaus ernstge- 
meint. Auch wenn ein solches Ansin- 
nen nicht den Ausschlag für kriegeri- 
sche Interventionen gibt, wird im 
Ergebnis dennoch das ehrliche 
Bewusstsein festzustellen sein, dass 
den Menschen dieses Landes, wie vor- 
her schon denen der ehemaligen so- 
zialistischen Länder, die Freiheit ge- 
bracht worden sei. 

Die Vorsicht, die die USA im 
Vorfeld des Krieges gegen Afghanistan 
walten ließ, hatte jedoch ganz wesent- 
lich das Ziel, Bündnispartner in der 
Region zu gewinnen. Es geht darum, 
die „islamische Welt“ zu spalten, in 
diejenigen, die die Taliban unterstüt- 
zen, und diejenigen, die sich auf der 
Seite der „freien Welt“ gegen die 
Taliban verbünden. Es geht in diesem 
Konflikt also nicht allein darum, die 
Taliban zu zerbomben, sondern auch 
darum, Verbündete zu finden, auf die 
die USA und Großbritannien unmit- 
telbaren Einfluss nehmen können. 
Zudem stellt der Krieg eine Warnung 
an all diejenigen dar, die sich dem 
Ordnungsmodell der westlichen Welt 
verweigern wollen. 


ometimes) 


Wir haben es also hier 
durchaus mit einer neuen Form des 
Imperialismus zu tun. Dabei geht es 
nicht mehr darum, weltweit fremde 
Länder zu besetzen, um sie der eige- 
nen Herrschaft und damit auch der 
Ausbeutung zu unterwerfen. Vielmehr 
existieren nur in der unmittelbaren 
Umgebung der westlichen 
Großmächte konkrete politische Ziele, 
die durch diese Staaten auch weiterhin 
umgesetzt werden. 

Andere Staaten der Welt jedoch 
sollen sich weitestgehend selbst ver- 
walten und auch selbst für eine Stabi- 
lität der Region sorgen. In diesem 
Sinne ist das Bestreben der USA spä- 
testens seit dem Antritt George W. 
Bushs zu verstehen, sich aus Europa 
herauszuziehen und die europäischen 
Staaten anzuhalten, die Interessen in 
ihrer Region alleine durchzusetzen. 


Die Freiheit der Barbarei 


Eine entscheidende Folge der 
Anschläge stellt die sprunghafte Ver- 
schärfung innenpolitischer Repres- 
sionsmaßnahmen dar. In der BRD war 
innerhalb weniger Tage ein massiver 
Rechtsruck zu verspüren. Ohne eine 
einzige Öffentliche kritische Stimme 
wurden mal eben 3 Milliarden DM für 
den Ausbau der Polizei, des BGS und 
der Geheimdienste bewilligt. Die ver- 
schiedensten staatlichen Maßnahmen 
zur Überwachung, Repression etc., die 
über Jahre als überzogen in der Kritik 


standen, werden nun im Zuge der ge- 
schürten Angst vor dem Terror wieder 
hoffähig. Sei es die umfangreichere 
Überwachung von Telefonen, die 
Wiedereinführung der Rasterfahn- 
dung, der Einsatz verdeckter Ermittler- 
Innen, die Erleichterung des Verbotes 
von Vereinen etc. Maßnahmen, die un- 
ter anderen Umständen weder in ihrer 
Intensität noch in ihrem Umfang und 
in dieser Schnelligkeit durchgekom- 
men wären, können nun im Lichte der 
Ereignisse von New York ohne wirkli- 
chen Widerstand durchgeführt wer- 
den. Neben der Verschärfung der 
Innenpolitik wird es ebenso eine noch 
größere Verschärfung des Asylrechts 
geben, als sie durch das neue Einwan- 
derungsgesetz ohnehin zu erwarten 
gewesen wäre. Nicht nur außen- 
politisch, sondern auch innenpolitisch 
kommt es zu einer Aufrüstung der 
staatlichen Institutionen. 

Dass in der medialen Öffent- 
lichkeit verstärkt die Verbrechen der 
Taliban präsentiert werden, verwun- 
dert kaum. Dass ein Krieg gegen Afgha- 
nistan natürlich ein Krieg gegen die 
Ungerechtigkeiten in dieser Region ist, 
versteht sich von selbst, findet sich 
doch für jeden verbrecherischen Krieg 
noch eine humanitäre Begründung. 
Wie unsinnig das Ganze ist, zeigen die 
aktuellen politischen Initiativen ge- 
nauso wie die Vergangenheit. So war 
es in der Vergangenheit der US-ameri- 
kanischen Politik schon immer so, 
dass zur Zerschlagung konkreter poli- 
tischer Gebilde, Verbündete gesucht 
wurden, die zwar keinen Deut besser 
sind, der Ordnung der westlichen Welt 
jedoch nicht entgegenstehen. Sei es 
nun das Königreich Kuwait oder die 
UCK oder die Unterstützung der af- 
ghanischen Mudjahedin im Krieg ge- 
gen die Sowjetunion: Die humanitä- 
ren Werte der von den USA und deren 
Verbündeten unterstützten Gruppen 
konnten ausschlaggebend nicht sein. 
Genauso ist die jetzt zu beobachtende 
Unterstützung der afghanischen Nord- 
allianz zu beurteilen. Sie unterschei- 
det sich von den Taliban im Wesent- 
lichen nur dadurch, dass sie in Folge 
der Unterstützung durch die USA und 
Großbritannien wohl keinen streng 


antiwestlichen Kurs einschlägt, son- 
dern auf die formale Kooperation mit 
den Westmächten setzen wird. Für die 
Menschen in Afghanistan selbst wird 
sich nach dem Machtwechsel nichts 
Bedeutendes ändern. 

Angesichts einer Konstellation 
der „westlichen“, kapitalistischen Welt 
auf der einen und einer wie auch im- 
mer gearteten „antiwestlichen“ Welt, 
die mit dem Islam identifiziert wird, 
auf der anderen Seite, verbietet sich 
aus einem emanzipativen Blickwinkel 
eine Parteinahme für eine dieser bei- 
den. 

Was nicht bedeuten soll, beiden 
Seiten das gleiche Potential an Un- 
menschlichkeit zu attestieren. Der re- 
pressive und antizionistische Islam, 
wie er u.a. vom Taliban-Regime ver- 
körpert wird, sorgt nicht einfach 
„auch“ nur für Opfer, sondern steht in 
Anspruch und Wirklichkeit für das 
Ende jeglicher Emanzipation. 

Und selbst, wenn es bis zu die- 
sem Zeitpunkt keine eindeutigen An- 
zeichen für die Motivation der An- 
schläge auf die USA gibt, der dabei 
anvisierte Massenmord muss als Aus- 
druck eines unmenschlichen Pro- 
gramms begriffen werden. 

Demgegenüber auf den „Wes- 
ten“ zu setzen, ist insoweit verständ- 
lich, dass in seinen Zentren ein vari- 
ierendes Potential an Freiheit und 
Menschenrechten existiert. Diese sind 
allerdings nicht sein Wesen. Vielmehr 
ging es ihm bis jetzt bei allem weltpo- 
litischen Engagement um die Erhal- 
tung der jeweils praktikabelsten Ord- 
nung zum Zwecke der maximalen 
Kapitalverwertung. 

Welche Opfer dies immer wie- 
der gefordert hat, galt zumindest der 
Linken als Binsenweisheit. Falsch aber 
wäre es, wenn der Hinweis darauf den 
Eindruck erweckt, die Anschläge seien 
als fehlgeleiteter Protest zu begrüßen. 
Falsch wäre es auch, so zu tun, als hät- 
ten die USA und ihre Verbündeten nur 
darauf gewartet, einen Vorwand zu be- 
kommen, um auch in Afghanistan ihr 
Ökonomie- und Werte-Modell zu in- 
stallieren. 

Wenn die USA jetzt militärisch 
losschlagen, dann nur, um sich und 
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der Welt, als Reaktion auf die Anschlä- 
ge, die Sicherheit des globalisierten 
kapitalistischen Systems zu demon- 
strieren. Für sich genommen ist Afgha- 
nistan ökonomisch und strategisch re- 
lativ wertlos. Aus diesem Grunde hätte 
auch keine noch so menschenverach- 
tende Gesellschaftsordnung zu einem 
Eingreifen der westlichen Welt vor 
dem 11. September bzw. einer ähnlich 
gearteten Bedrohungssituation ge- 
führt. 

Die ideologische Legitimation 
des „Westens“ wird in dieser Auseinan- 
dersetzung steigen und sich stärker 
noch als im Zuge des Jugoslawien- 
krieges gegen Kritik wappnen. Dies 
gilt es zu bedenken, wenn die banale 
Tatsache „im Westen lebt es sich bes- 
ser als unter den Taliban“ in die Dis- 
kussion gebracht wird. Zur Legitima- 
tion für den linken Schlachtruf, jetzt 
müsse mit allen Mitteln gegen den „is- 
lamischen Fundamentalismus“ ins 
Feld gezogen werden, taugt der Allge- 
meinplatz aber auch mit seiner Ein- 
schränkung nicht. So wenig, wie in der 
Vergangenheit die Mehrzahl der Inter- 
ventionen im Namen der Menschen- 
rechte mit ihrer Verwirklichung oder 
gar emanzipativen Verhältnissen 
gleichgesetzt werden konnten, so we- 
nig wird der Krieg gegen Afghanistan 
entsprechende Folgen haben. 


. 
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Nicht allein die Anschläge auf das 
World Trade Center und das Penta- 
gon am 11. September 2001 reizen 
weiterhin zum inzwischen stark stra- 
bazierten Vergleich mit Drehbüchern 
von Wolfgang Petersen und Co. - 
auch Besetzung und der weitere 
Fortgang der Ereignisse wären wohl 
Oscar-verdächtig, handelte es sich 
nicht um finstere Realität: Die Rolle 
des wahrhaft schurkischen Ober- 
schurken erhält ein phantombhafter 
orientalischer Fanatiker, der einen 
„heiligen Krieg“ propagiert, auf der 
Seite des Guten kündigt ein Präsident 
mit dem IO einer Zimmerpflanze ei- 
nen „Kreuzzug“ an, während seine lei- 
der sehr viel intelligenteren Militär- 
strategen sich aus dem teilzerstörten 
Pentagon heraus anschicken, im 
Kampf von „Gut gegen Böse“ nötigen- 
falls einmal mehr ganze Weltregionen 
in Brand zu setzen. 

Nun handelt es sich bekannter- 
mafsen nicht um einen Actionfilm mit 
leicht absurdem Plot, und die Konse- 
quenzen sind in jeder Hinsicht real. 


„We create a new world order“ 
(George Bush sr., 1991) 


Zwar haben die USA das wohl 
größte nationale Trauma ihrer Ge- 
schichte erlitten, als am 11. September 
mit den Türmen des World Trade 
Center auch die Selbstgewissheit der 
eigenen Unangreifbarkeit in Trümmer 
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ging — es ist jedoch nicht daran zu 
zweifeln, dass sie alles daransetzen 
werden, im „Krieg gegen den Terror“ 
ihre Rolle als unangefochtene Nr.1 
nun erst recht in aller Welt durchzu- 
setzen. Unter diesem Vorzeichen und 
der unverhohlenen Drohung „Wer 
nicht für die USA ist, ist für die 
Terroristen“ hat die ins Mark getroffe- 
ne Supermacht in den Wochen nach 
den Anschlägen ihre Mitstreiter für 
den Feldzug um sich geschart: Von 
den Bündnispartnern der NATO über 
alte und neue Freunde im Nahen und 
Mittleren Osten bis hin zu Russland 
und sogar China - alle erklären sie ih- 
re Solidarität und Bereitschaft zur kon- 
kreten Unterstützung des „war on ter- 
rorism“. Zwei Motive dürften für diese 
ungewöhnliche Einigkeit ausschlagge- 
bend sein: So hat jedes Land ein Inter- 
esse daran, das nationalstaatliche 
Monopol auf (quasi-)militärische Ge- 
waltanwendung durchzusetzen - ins- 
besondere jene, die, wie etwa Russ- 
land, ihre eigenen Probleme (und 
Umgangsformen) mit bewaffneten 
Gegnern haben. Zum anderen kann es 
sich derzeit einfach kein Staat der 
Welt, schon gar nicht die militärisch 
schwachen, leisten, sich nicht in die 
Vereinigten Staaten für Amerika ein- 
zureihen. Wie gesagt: Wer nicht für die 
USA ist... — So kommt es, dass bei- 
spielsweise auch Syrien, nicht gerade 
bekannt für Amerikafreundlichkeit, 
auf diplomatischem Umweg über die 
EU (in einer Nebenrolle: Joseph 
Fischer als „good cop“) seine Solida- 
rität betont, um nicht auf die Liste je- 
ner Staaten zu geraten, denen bereits 
offen mit Auslöschung („ending sta- 
tes“) gedroht wurde. 

Der auf Maßstäbe von Jahrzehn- 
ten projektierte „Krieg neuen Typs“ 
hatte bereits begonnen, bevor am 7. 
Oktober 2001 die ersten US-Angriffe 
auf Kabul erfolgten, und das nicht nur 


für Hunderttausende afghanischer 
Flüchtlinge, die zu den ersten Opfern 
dieses Krieges wurden, bevor auch nur 
eine militärische Aktion ausgeführt 
wurde. Auch die massive Kontrolle 
nicht mehr nur über die Außen-, son- 
dern auch über die Innenpolitik, ins- 
besondere der arabischen Staaten und 
der Nachbarn Afghanistans, lässt sich 
bereits als Kriegsfolge beschreiben: 
Die betreffenden verbündeten Staaten 
verlieren, wie sonst nur Besiegte eines 
konventionellen Krieges, einen Groß- 
teil ihrer Souveränität, indem sie nicht 
nur den USA unbeschränkte Bewe- 
gungsfreiheit gewähren, sondern zu- 
dem angewiesen sind, ihre eigene 
Innenpolitik entsprechend auszurich- 
ten. Dies wird in der nun begonnenen 
heißen Phase des Kriegs umso bedeu- 
tender und hat sich bereits in tödli- 
chen Schüssen auf Demonstrierende 
in Pakistan manifestiert. 

Einer weiteren Region wider- 
fährt eine massive Weltneuordnung: 
Dem Nahen Osten, speziell Israel/Pa- 
lästina. Sowohl die israelische Regie- 
rung als auch die palästinensische 
Autonomiebehörde stehen unter dem 
Druck, an diesem heiklen Brennpunkt 
Ruhe zu schaffen. So kommt es, dass 
die israelische Armee zeitweise den 
Begriff „Waffenstillstand“ tatsächlich 
einmal einigermaßen ernst genom- 
men hat und immer wieder hinausge- 
zögerte bilaterale Gespräche zugelas- 
sen werden. Angesichts des 
Widerstrebens, das die Sharon- 
Regierung dabei an den Tag legt, ist je- 
doch nicht zu erwarten, dass dies in 
Versuche münden könnte, ernsthaft 
nach einer Lösung zu suchen — auch, 
wenn die USA unter lautem israeli- 
schen Protest überraschend verkündet 
haben, man könne sich einen palästi- 
nensischen Staat vorstellen. Auf der 
palästinensischen Seite ist die Autono- 
miebehörde gezwungen, selbst gegen 
islamistische Kräfte vorzugehen - erst- 
mals hat auch die palästinensische 
Polizei Demonstranten getötet. Zur er- 


wünschten Stabilisierung der Lage 
wird der verschärfte Kurs gegen fun- 
damentalistische Kreise jedoch kaum 
beitragen, stattdessen könnte dies die 
politischen Verwerfungen in der palä- 
stinensischen Gesellschaft vertiefen 
und deren reaktionärsten Kräften 
Zulauf verschaffen. 


Inzwischen haben die USA ge- 
genüber dem UN-Sicherheitsrat deut- 
lich gemacht, dass Angriffe auf weite- 
re Staaten geplant sind. Welche das 
sein werden, wurde bisher nicht ge- 
sagt; es kann aber davon ausgegangen 
werden, dass es sich um eine Auswahl 
aus der Liste der bekannten „Schur- 
kenstaaten“ — vorerst einmal unter 
Ausnahme von Kuba und Nordkorea — 
handeln wird. Mit großer Wahrschein- 
lichkeit wird sich die nächste Offensive 
gegen den Irak richten, andere antia- 
merikanisch-islamische Staaten wie 
der Sudan oder auch Libyen müssen 
ebenfalls Bombenantiterror befürch- 
ten. Das „zivilisierte Abendland“ hat 
dabei zwar nicht Unrecht, wenn es be- 
tont, dass sich dieser Krieg nicht gegen 
den Islam als solchen richte: Er richtet 
sich speziell gegen jene Teile des poli- 
tischen Islam, die eine souveräne Rolle 
des arabischen Raums im Gefüge der 
Weltmächte anstreben. Genau deshalb 
jedoch wird er genau jene 


Frontenbildung mittragen, die, so darf 
angenommen werden, in der Logik 
der Anschläge aufdie USA beabsichtigt 
war. 

Andere Formen der Kriegsfüh- 
rung zeichnen sich bereits ab. Weitere 
zu erwartende bzw. bereits durchge- 
führte Maßnahmen, insbesondere 
auch in Regionen, in denen klassische 
Militäraktionen nicht möglich sind, 
sind Geheimoperationen, Sanktionen 
gegen missliebige Regierungen (deut- 
licher ausgedrückt: das Aushungern 
der Bevölkerung, wie es seit einem 
Jahrzehnt im Irak ja bereits geschieht) 
und die Unterstützung von Bürger- 
kriegsparteien, die sich im Fall ihres 
Sieges als künftige gefügigere Regie- 
rung anbieten. Es steht also ein Krieg 
bevor, der als wichtige Komponente 
eine Bündelung bekannter Maßnah- 
men zur Regelung der Weltpolitik be- 
inhalten wird, wie sie auch in den 
„friedlichen“ Zeiten vor dem 11. Sep- 
tember zur Anwendung kamen. 


Zu diesen normalen imperiali- 
stischen Zeiten gehört auch, dass es 
neben Reaktionären islamischer Prä- 
gung auch andere, konkurrenzfähige- 
re Kräfte gibt, die mit der alleinigen 
Vorherrschaft der USA nicht glücklich 
sind. Die EU unter Anführung der BRD 
ist in diesem Machtspiel die hand- 
lungsfähigste. Momentan scheint die- 
ser transatlantische Konflikt, der sich 
in den vergangenen Jahren vertieft hat, 
zwar scheinbar in der 
großen Einigkeit der „zivili- 
sierten“ Staaten zu ver- 
schwinden — er ist aber 
auch hier weiter virulent. 
So ist es kein Zufall, dass es 
die deutsche Außenpolitik 
war, die am lautesten 
„Hier!“ geschrieen hat, als 
es um mögliche gemeinsa- 
me NATO-Aktionen „gegen 
den Terrorismus“ ging. 
Dahinter steckt eben nicht 
die immer wieder hervor- 
gehobene Dankbarkeit 
Deutschlands den USA ge- 
genüber, sondern der nur 
unzulänglich verhohlene 
Wunsch, im großen 


enemy country 
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Corporate 


„Risiko“-Spiel nicht nur mitmachen, 
sondern auch -bestimmen zu dürfen. 
Die USA scheinen, von dieser allzu 
großen Hilfsbereitschaft allerdings 
nicht sonderlich begeistert zu sein und 
bauen lieber auf die bewährte Waffen- 
brüderschaft mit Großbritannien. Der 
Rest der Welt, also auch die BRD, wird 
vielleicht ein paar Soldaten zur Unter- 
stützung schicken dürfen, aber keine 
entscheidende Rolle spielen. 

Auf diplomatischer Ebene 
könnte sich diese zweitrangige Posi- 
tion durchaus als Standortvorteil für 
die EU erweisen. Aus Mangel an Gele- 
genheit, sich in den letzten fünfzig 
Jahren wie auch aktuell in der Welt 
dermaßen unbeliebt zu machen wie 
die USA, besitzt Europa eine ganz an- 
dere Glaubwürdigkeit, wenn es darum 
geht, sich mit der Betonung von „Hu- 
manität“ und diplomatischen Mitteln 
als der hübschere Imperialismus zu 
präsentieren. 

Andererseits weiß insbesondere 
die deutsche Regierung, die destabili- 
sierte Weltlage auch in militärischer 
Hinsicht zu nutzen. Das schnell unter- 
breitete Angebot, das US-Militär bei- 
spielsweise auf dem Balkan zu „entla- 
sten“, wurde mittlerweile ganz im 
Sinne deutscher Interessen umgesetzt: 
Die Weiterführung des NATO-Einsat- 
zes in Mazedonien konnte im Wind- 
schatten der weltweiten Militarisie- 
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rung problemlos beschlossen werden, 
und Deutschland darf anführen. Die 
deutsch-europäische Hegemonie zu- 
mindest auf diesem Schauplatz, auf 
dem sich die Konkurrenz mit den USA 
in den vergangenen Monaten recht 
deutlich manifestiert hatte, dürfte so- 
mit gesichert sein. 

Längerfristig zeichnet sich eine 
von politischen Bedenken ungebrem- 
ste militärische Handlungsfreiheit ab — 
schon mit dem Beschluss des zweiten 
Mazedonien-Einsatzes, der auf keiner- 
lei Widerstand mehr stieß, zeigt sich, 
dass eine Hemmschwelle für Auslands- 
einsätze der Bundeswehr, vorher 
schon kaum existent, faktisch nicht 
mehr vorhanden ist. Auch der Aufbau 
der Bundeswehr zu einer weltweit 


zu kontrollieren 


batte eingeführt worden wären, wer- 
den nun aus der Schublade geholt und 
in schnell beschlossene „Antiterror- 
pakete“ gepackt. Beispiele hierfür sind 
die Aufhebung des Religionsprivilegs, 
der Ausbau internationaler Polizeiap- 
parate wie beispielsweise Europol und 
der $ 129b. Dieser Paragraph macht es 
möglich, ausländische „terroristische 
Vereinigungen“ auch dann im Inland 
zu kriminalisieren, wenn sie sich hier 
völlig legal verhalten. Betroffen hier- 
von werden garantiert nicht alleine is- 
lamistische Gruppierungen sein, ins 
Visier geraten beispielsweise auch kur- 
dische Vereine, tamilische Exilorgani- 
sationen, Zapatistas, und, und, und... 
Für deutsche AktivistInnen wird es ris- 
kanter werden, Kontakte mit linken 


NEW WORLD ORDER 
Law and Order 
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Neben jenen Entwicklungen, 
die bereits in Planung oder zumindest 
absehbar waren, kommen zugleich 
Ideen auf, die in Zeiten des real exi- 
stierenden World Trade Centers nicht 
laut denkbar gewesen wären: Überle- 
gungen zum Einsatz der Armee im 
Inland bzw. zur Gründung einer para- 
militärischen „Nationalgarde“, Finger- 
abdruck im Personalausweis, Verbot 
von undechiffrierbarer Verschlüssel- 
ungssoftware und selbst die Aufhe- 
bung des bislang für ein säkuläres ka- 
pitalistisches Heiligtum gehaltenen 
Bankgeheimnisses — kein Gedanke 
aus der Wunschlitanei von „law-and- 
order“-FetischistInnen bezie- 
hungsweise den Alpträumen 
pessimistischer Science- 
Fiction-AutorInnen, der nicht 
zumindest versuchsweise in 
die Debatte geworfen wird. 
Ohne den Notstands- 
paragraphen heranziehen zu 
müssen, wird auf diese Weise 
der Ausnahmezustand zur 
Normalität. Dabei spielt es kei- 
ne Rolle, ob die verschiedenen 
Maßnahmen einen realen 
Nutzen in der „Terrorismusbe- 
kämpfung“ versprechen oder 
nicht — wenn eine verstärkte 
Polizei- und Kamerapräsenz in 
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den Straßen oder die faktische 
Aufhebung des Datenschutzes 


, \ Kann sich in jeden 
| a Bi ugs Angriff einmischen 
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kriegsfähigen Einsatztruppe wird sich 
weiter beschleunigen. 


Deutscher Herbst, Version 2.0 


Nicht nur Militärstrategen be- 
kommen angesichts einer solchen Er- 
weiterung ihrer Möglichkeiten leuch- 
tende Augen — auch innenpolitisch 
wird aufgerüstet. Viele Projekte, die 
ohnehin in Vorbereitung waren und 
normalerweise nur schrittweise und 
unter Begleitung einer akzeptanzför- 
dernden demokratischen Scheinde- 
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und fortschrittlichen Kräften weltweit 
zu pflegen. 

Auch der staatliche Rassismus 
erlebt neue Höhenflüge: Regelanfrage 
beim Verfassungsschutz bei der Ein- 
bürgerung von AusländerInnen, ver- 
einfachte Abschiebung und eine Neu- 
auflage der Rasterfahndung nach einer 
Logik, die den deutschen Durch- 
schnittsrassistInnen sicher einleuch- 
ten wird: Nichtdeutsche, die sich ge- 
setzestreu verhalten, machen sich 
verdächtig, sind nicht „normal“. 


mögen, so dienen doch alle Varianten 
der Repression dem „subjektiven 
Sicherheitsbedürfnis“ der 
Bevölkerung. Diese kann ohnehin gar 
nicht genug davon haben und wählt 
Ronald Schill. 


Ground Zero: What's left? 


Während sich die durchschnitt- 
liche Metropolenbevölkerung in Übe- 
reinstimmung mit ihren Regierungen 
auf der richtigen Seite weiß, wenn 
Bomben und Raketen auf Afghanistan 
niedergehen, die Innenpolitik endgül- 
tig Orwell’sche Dimensionen erreicht 
und das ARD-Nachtkonzert als Begleit- 


musik Militärmärsche spielt, geht die 
verbliebene Linke finsteren Zeiten ent- 
gegen und verbessert ihre Lage mit 
ihren inneren Widersprüchen dabei 
nicht. 

Ihre unmittelbaren Reaktionen 
nach den Anschlägen reichten von 
eher beklommener als klammheimli- 
cher Freude angesichts des brennen- 
den Pentagon über sich in einem 
Vakuum bewegende Appelle „gegen 
Gewalt“ seitens der letzten Linkslibe- 
ralen bis hin zum Pawlow‘schen Reflex 
des Antiislamismus: Schnell waren — 
auch außerhalb der „Bahamas“- 
Redaktion — jene sich als „antinatio- 
nal“ bezeichnenden ExpertInnen zur 
Stelle, die schon immer wussten, dass 
das Reich des Bösen nicht von Mos- 
kau, sondern von Mekka aus gesteuert 
wird. 

Einig ist sich die Linke zumin- 
dest darin, dass ihre Positionen kein- 
erlei Platz in diesem Konflikt um den 
Einfluss auf die Weltpolitik haben, der 
vermittels reaktionärer Ideologien 
und Methoden auf beiden Seiten aus- 
getragen wird. Schwierig wird es je- 
doch, wenn es um die aus dieser Er- 
kenntnis zu ziehenden Konsequenzen 
geht, sobald diese über die alles ande- 
re als radikale Kritik an Rassismus und 
innerer Aufrüstung hinausgehen. 

Schon an der Frage, ob und wie 
ein linksradikaler Widerstand gegen 
den herrschenden Kriegszustand arti- 
kuliert werden kann, scheiden sich die 
Geister an der Schwierigkeit, sich auf 
keine Seite schlagen zu können und 
dennoch Position beziehen zu müs- 
sen. So ist es zum einen unmöglich, 
sich positiv auf jene Überreste einer li- 
beralen Friedensbewegung zu bezie- 
hen, die für UNO und nichtmilitäri- 
sche Maßnahmen plädieren — was 
schlicht auf den Wunsch nach einer 
reibungsloseren Durchsetzung des ka- 
pitalistischen Modells von „Zivilisa- 
tion“ hinausläuft, dem ja noch immer 
die Hauptkritik der Metropolenlinken 
gelten muss. Andererseits besteht das 
Problem, dass der Krieg zwar zwischen 
Metropole und Staaten des Trikont 
stattfindet, jene jedoch, die sich den 
unbestreitbar existenten Opfern des 
Imperialismus — sofern islamischen 


Glaubens - als Alternative anpreisen, 
keinerlei Ziele vertreten, mit denen 
Linke sich solidarisieren könnten, son- 
dern das krasse Gegenteil. 

Besonders einfach machen es 
sich in diesem Punkt die schon er- 
wähnten sogenannten „Antinationa- 
len“. Vor die scheinbare Wahl zwi- 
schen aufgeklärter und religiöser 
Barbarei gestellt, schlagen sie sich, 
teils bewusst, teils ungewollt, auf die 
Seite der westlichen Militärmacht, de- 
ren Bomben aus dieser Sicht offenbar 
einen höheren Wert für den Men- 
schheitsfortschritt haben als die Unter- 
drückungsmethoden, wie sie von den 
Taliban praktiziert werden. Nicht 
wahrgenommen wird dabei, dass der 
postulierte Widerspruch von „Zivilisa- 
tion“ und „Barbarei“ keiner ist, wie 
sich an Beispielen wie Saudi-Arabien 
und auch dem Iran zeigt: Auch dort 
herrschen Religionsdiktaturen, gleich- 
zeitig aber eben auch deren Bereit- 
schaft, sich ins Gefüge der Neuen Welt- 
ordnung — im ersten Fall die 
US-amerikanische, im zweiten mehr 
die europäische Vorstellung davon — 
einzupassen; aus diesem Grund ist ein 
Militärangriff auf Saudi-Arabien un- 
denkbar, im Fall des Iran zumindest 
unwahrscheinlich. Ohne die Analyse 
der geostrategischen Interessen, die 
die Konfliktlinien bestimmen, bleibt 
freilich nur die kulturalistische Inter- 
pretation. Was an der Reproduktion 
von rassistischen Schemata, Metropo- 
lenchauvinismus und der Logik des 
„Menschenrechtskriegs“, die darin auf 
scheint, antinational sein soll, mögen 
andere erklären. 

Ein weiteres bekanntes Argu- 
mentationsmuster, das aus dieser Ecke 
zu hören ist, liegt in den üblichen 
Pauschalunterstellungen, die alle an- 
deren Linken der Komplizenschaft mit 
der antisemitischen Definition von 
„Antiimperialismus“ verdächtigen, der 
islamische FundamentalistInnen und 
FaschistInnen eint. Ohne jede Frage 
gehen Antiamerikanismus, Antizionis- 
mus und Antisemitismus allzu leicht 
Hand in Hand, soweit hat die antina- 
tionale Kritik recht — es handelt sich 
aber dennoch um verschiedene Phä- 
nomene. So gibt es durchaus Gründe, 
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die USA auch von einer linken Position 
aus für von ihnen speziell produzier- 
ten Terror und Barbarei zu kritisieren 
— ohne sie dabei für das Zentrum einer 
„Jüdischen Weltverschwörung‘ zu hal- 
ten und auch, ohne zu wünschen, dass 
die Welt am deutschen Wesen (re- 
spektive EU-Imperialismus) genesen 
möge. Ebenso wenig führt eine Kritik 
an der Politik und Staatsideologie 
Israels automatisch zu Antisemitismus 
und der Infragestellung des Existenz- 
rechts des Staates Israel. Wird jedoch 
auf diese Differenzierung verzichtet, 
führt auch hier die Fundamentalkritik 
in die Reproduktion des Kritisierten 
und die Affirmation der herrschenden 
Zustände. 


Besteht die Alternative zu dieser 
freiwilligen oder unfreiwilligen Hal- 
tung zugunsten der NATO-Zivilisation 
darin, eine Position in einem mög- 
lichst erdfernen Orbit zu suchen? Das 
ist zum einen nicht möglich, da sich al- 
le Mitglieder der mobilgemachten 
Gesellschaft, eben auch die Linken, 
nun einmal mittendrin befinden und 
diese auch durch Nichthandeln mit- 
tragen. Zum anderen ist „links“ oh- 
nehin schon eine Positionsbestim- 
mung; ihre Grundlage ist die 
Kapitalismuskritik. Diese gilt es, auch 
in einer Zeit aufrechtzuerhalten, in der 
das direkte Kapitalverhältnis hinter 
seinen kriegerischen Auswirkungen 
aus dem Blickfeld verschwindet. „Der 
Imperialismus als höchste Stufe des 
Kapitalismus“ heißt ein einstmals sehr 
beliebtes politisches Standardwerk. 
Die darin beschriebenen Phänomene 
sind zwar etwas überholt, nicht jedoch 
die Tatsache, dass dieser gesellschaft- 
liche Zustand notwendigerweise Krie- 
ge hervorruft. Diesen Zusammenhang 
deutlich zu machen und weiter auf der 
Abschaffung des Kapitalismus und der 
weltweiten Befreiung des Menschen 
aus den Verhältnissen zu beharren, die 
Ausbeutung, Krieg und Unter- 
drückung jedweder Form hervorru- 
fen, muss weiterhin die Aufgabe einer 
revolutionären Linken sein — auch, 
wenn die Aussichten dafür im mo- 
mentanen Klima von Militarismus, 
Reaktion und Repression denkbar 
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Die sogenannten Globalisierungs- 
proteste des summer of resistance 
2001 waren der Rahmen, in dem mi- 
litante Aktionsformen ihren Platz fan- 
den. Und auch der Schwarze Block 
trat mehrfach als relevante, aktions- 
‚fähige Kraft in Erscheinung. Dennoch 
sind politische, autonome Positionen 
kaum hörbar geworden. Ein Miss- 
verhältnis, wie die AutorInnen den- 
ken. 


Mit den Aktionen in Göteborg 
und Genua wurde eine neue Schärfe 
der Konfrontation erreicht. Die Aus- 
einandersetzung um die sogenannte 
Globalisierung, die sich auch in den 
entwickelten Industrienationen aus- 
weitet, wurde im öffentlichen Be- 
wusstsein präsent. Während aufder ei- 
nen Seite der Schwarze Block oder 
„black bloc“ als Synonym für Militanz 
eine mediale Wiedergeburt erlebte, 
hat andererseits das Ausmaß des an- 
gewandten Staatsterrorismus gezeigt, 
wo in der freien demokratischen Welt 
die Grenzen gegenüber linkem Wider- 
stand verlaufen. Vor allem, wenn er es 
schafft, zu einer Kraft zu werden, die 
das politische Tagesgeschehen stört. 


Bisher hat noch kein Mittel so 
recht gewirkt, die seit den Riots von 
Seattle permanent anwachsende Be- 
wegung zu schwächen. Weder die im 
demokratischen Musterland Schwe- 
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den offen ausgeführ- 
te Praxis, auf De- 
| monstrantInnen 
| scharf zu schießen, 
noch der Polizei- 
terror von Genua hat 
offenbar die ge- 
wünschte abschrec- 
kende Wirkung her- 
vorgerufen. Es hat im 
Gegenteil für Wut 
und Empörung bis 
weit ins linksliberale 
Lager hinein gesorgt und zudem die 
mediale Präsenz der Bewegung noch 
gesteigert. Wenn sie auch noch immer 
die charakteristischen politischen und 
organisatorischen Schwächen einer 
jungen und heterogenen Strömung 
besitzt, existiert nichtsdestotrotz eine 
militante und handlungsfähige Kom- 
ponente der „Antiglobalisierungs“- 
Bewegung, deren Stärke in ihrer 
grenzüberschreitenden Mobilisie- 
rungsfähigkeit und in systemkritischen 
Ansätzen liegt. 

Wir sehen in den radikalen 
Tendenzen der „Antiglobalisierungs“- 
Proteste eine Chance, Antikapitalis- 
mus wieder als feste Größe im Spek- 
trum kritischen Denkens und 
Handelns zu etablieren — trotz aller 
Schwierigkeiten, in eine Bewegung zu 
intervenieren, in der von sozialdemo- 
kratischen Positionen bis zu esoterisch 
angehauchtem Utopismus ziemlich 
vieles Platz findet. Organisierte Zu- 
sammenhänge, denen es gelingt, poli- 
tisch, medial in Erscheinung zu treten, 
sind bis jetzt Gruppen wie ATTAC oder 
andere NGOs. Dementsprechend re- 
formistisch sind die Forderungen. 


Ein Fehler wäre es in dieser 
Situation, darauf zu verzichten, die ei- 
genen Positionen wahrnehmbar zu 
machen und der Auseinandersetzung 
um politische Inhalte aus dem Weg zu 
gehen. 


j 
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Mit dem Auftauchen einer ten- 
denziell antikapitalistischen Bewe- 
gung auch innerhalb der Metropolen 
werden wieder öffentliche Ausein- 
nandersetzungen um grundlegendere 
Kritiken am System des Kapitalismus 
angeregt. Ob transstaatliche Instanzen 
wie G8, EU (im kommenden Novem- 
ber in Neapel erstmals auch die NATO) 
oder Gremien der Weltwirtschaftslen- 
kung a la IWF, WTO, WEF: Die Vielfalt 
von Anlässen, die den Widerstand auf 
den Plan rufen, macht deutlich, dass es 
hier nicht mehr darum geht, einzelne 
Institutionen oder auch Regierungen 
für eine Vielzahl unschöner Erschei- 
nungen in der Welt verantwortlich zu 
machen, sondern gegen einen Ge- 
samtzusammenhang anhand seiner 
augenscheinlichsten Stellvertreter- 
Innen vorzugehen. 

Es existieren in der bezeichnen- 
derweise noch immer nicht mit einem 
zutreffenden Sammelbegriff gekenn- 
zeichneten Bewegung unterschied- 
liche Ansichten darüber, was das 
Hauptübel jenes weltweiten Zusam- 
menhangs sei, der meist nebulös und 
ebenfalls unzutreffend als „Globalisie- 
rung“ bezeichnet wird. Für die einen 
ist es der Neoliberalismus als aktuelle 
Betriebsanleitung des Kapitalismus, 
für andere die Tatsache, dass der 
Kapitalismus „immer größere Teile“ 
des Lebens erfasst und die Umwelt zer- 
stört. Es gilt jedoch, die längere Zeit 
verschüttete Erkenntnis durchzuset- 
zen, dass nicht die Form des Kapitalis- 
mus oder das „Ausmaß“ seines Einflus- 
ses auf die Gesellschaft das Problem 
ist, sondern die gesellschaftliche Tota- 
lität des Kapitalismus selbst. Das 
schließt nicht aus, diesen anhand sei- 
ner verschiedenen Durchsetzungs- 
und Erscheinungsformen anzugreifen, 
geht aber darüber hinaus. 


An den unterschiedlichen An- 
sätzen und Zielen, die sich in der 
Bewegung tummeln, richten sich auch 
die Aktionsformen aus — und die Aus- 
einandersetzung über diese. Für jene, 


die es mit der Abschaffung des 
Kapitalismus halten, ist klar, dass der 
Vorgang der Umwälzung, auch be- 
kannt unter „Revolution“, nicht ohne 
gewalttätige Auseinandersetzungen 
ablaufen wird. Die strukturelle Ge- 
walt, die schon im Widerspruch 
„Lohnarbeit/Kapital“ enthalten ist, 
ganz zu schweigen von den gewalt- 
tätigen Mechanismen, die dieses 
Verhältnis aufrechterhalten und die es 
hervorbringt, wird sich nur durch ei- 
ne Gewalt auflösen lassen, die sich 
dem entgegen setzt. Dasselbe gilt auch 
in gesellschaftlichen Situationen, die 
nicht unbedingt revolutionär zu nen- 
nen sind — ein Widerstand, der auf 
Umwiälzung hinzielt, kann sich an kei- 
nem Punkt der Auseinandersetzung 
darauf einlassen, sich der herrschen- 
den Gewalt zu fügen. 

Die sogenannte Gewaltdebatte, 
wie wir sie infolge der Ereignisse von 
Genua einmal mehr erleben durften, 
ist keine neue gesellschaftliche Er- 
scheinung, ebensowenig wie der Kapi- 
talismus selbst und der Widerstand ge- 
gen diesen. In solcherlei Diskussionen 
erscheint „die Gewalt“ zumeist als ei- 
genständig handelndes, bösartiges 
Wesen, das Teile der Polizei wie De- 
monstrantInnen gleichermaßen über- 
kommt und zu „sinnlosem“ Handeln 
treibt. Üblicherweise wird dabei als 
Nulllinie der vermeintlichen „Gewalt- 
losigkeit“ das Gewaltmonopol des 
Staates definiert. Jene, die nicht ein- 
mal das vorgegebene Koordinaten- 
system anerkennen, stehen somit oh- 
nehin außerhalb jeglicher Diskussion. 
Die jeweilige Festlegung der Nullkoor- 
dinate, also die Beantwortung der 
Frage, wie viel der Staat bzw. der 
Protest „dürfe“, erfolgt dabei gemäß 
politischem Standpunkt unterschied- 
lich: Im konservativen Lager steht die 
Gewalt des „black bloc“ im Vorder- 
grund. Von Linksliberalen wird ge- 
fragt, ob denn so viel Staatsgewalt „an- 
gemessen“ gewesen sei; nicht fehlen 
darf dabei der pflichtschuldige Aufruf 
an den „vernünftigen“, letztlich inte- 
grierbaren Teil der Bewegung, sich 
endlich von „der Gewalt“ der eigenen 
Seite zu distanzieren, die doch nur 
den eigenen Anliegen schade. Selbst in 


systemekritisch linken Kreisen wird ger- 
ne betont, dass man Gewalt ja eigent- 
lich ablehne und diese höchstens die 
Folge von Polizeiprovokationen sein 
könne. Alle Variationen haben ge- 
meinsam, dass sie sich die lästige Frage 
nach den Hintergründen des schein- 
baren Naturphänomens „Gewalt“ er- 
sparen. 


Es erscheint mehr als notwen- 
dig, dass das autonome, antikapitali- 
stische Spektrum sich nicht nur in Ge- 
stalt von Aktionsformen zeigt, sondern 
sich auch in wahrnehmbaren politi- 
schen Inhalten konkretisiert. 

Nur so ist es möglich, der Stra- 
tegie von Abschreckung, Spaltung und 
Systemintegration auf eine Weise ent- 
gegenzuwirken, die die radikale Sys- 
temkritik als festen Bestandteil inner- 
halb der Bewegung vorantreibt. Um 
diese weiter zu etablieren, muss sich 
der Widerstand weiterentwickeln — 
sonst drohen ihm Pluralität und Spon- 
taneismus, die derzeit noch als Stärke 
auch der radikalen Proteste gelten, als 
ideologische Beliebigkeit und unkoor- 
diniertes Handeln auf die Füße zu fal- 
len. Längerfristig wird es nicht ausrei- 
chen, sich unverbindlich und spontan 
zu vernetzen, ohne haltbare und auch 
politisch tragfähige Strukturen zu 
schaffen, wenn die Bewegung nicht 
ebenso schnell im Hintergrundgrum- 
meln vager Unzufriedenheit mit den 
Verhältnissen verschwinden will, 
wie sie daraus aufgetaucht ist. 


Antifa und Globalisierung 


Während in Göteborg die 
autonome Antifa noch wenig- 
stens durch Symbole in Erschei- 
nung getreten war, fehlten auch 
diese in Genua völlig. Die Sym- 
bole des „black bloc“ waren von 
denen diffuser anarchistischer 
Strömungen dominiert. Und dar- 
in liegt das Problem begründet. 
Nach den Schüssen in Göteborg 
und der starken Repression auch 
gegen Antifas aus der BRD, woll- 
te man in Genua völlig auf die 
Präsenz von Symbolen verzich- 
ten. Vor allem aus Selbstschutz 
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versuchten die autonomen Antifas in 
Genua anonym zu bleiben, um sich 
der vermeintlichen Repression zu ent- 
ziehen. Antifa-Fahnen, so dachte man, 
seien Hauptgrund für eventuelle Fest- 
nahmen. In der Argumentation bezog 
man sich auf die Erfahrungen aus 
Göteborg. Was zum Teil als Vorsichts- 
maßnahme richtig war, sorgte aber 
auch dafür, das eigene Inhalte und ei- 
ne Kritik der radikalen Linken am welt- 
weiten Kapitalismus nicht in Genua 
präsent waren. Stattdessen waren da 
die Attacs und militanten Veganer, die 
Bändiger des Welthandels, sowie die 
weißen Overalls. Um die Antifa war es 
still in Genua. Man begnügte sich da- 
mit an den riots in irgendeiner Form 
partizipiert zu haben, was für die ein- 
zelnen Subjekte auch durchaus legitim 
und wichtig gewesen sein kann. Je- 
doch müssen sich diese Subjekte fra- 
gen, ob ihr militanter Ausdruck nicht 
in irgendeiner Form mit den eigenen 
Inhalten untermauert sein muss, um 
später von einem Erfolg zu sprechen. 
Einen Supermarkt zu plündern, kann 
unter gegebenen Bedingungen sinn- 
voll und richtig sein. Wenn aber die 
Mehrzahl des plündernden Mobs da- 
mit gegen Coca Cola als Symbol des 
US-Imperialismus demonstriert oder 
Autos angezündet werden, weil sie für 
Technik und Fortschritt stehen, dann 
sollte sich die Antifa und ihre Individu- 
en fragen, wo sie sich in den militan- 
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ten Protesten wiederfinden. Im Hin- 
blick auf die kommenden Großereig- 
nisse in Europa muß die Antifa 
Strategien vor Ort als auch in der Mo- 
bilisierung im Vorfeld entwickeln, die 
radikale Kritik sichtbar macht und sich 
abhebt vom Heer der Weltverbesserer 
und konstruktiven Mitstreiter der Glo- 
balisierungsbewegung. Dass dies zu- 
mindest im Ansatz möglich sein dürf- 
te, hat Göteburg gezeigt und an diesem 
Event sollte angeknüpft werden. 


Und wie gehts weiter? 


Die Aktionen anlässlich des an- 
gekündigten, dann aber abgesagten 
IWF-Treffens vom 28. bis 30. Septem- 
ber 2001 in Washington lockten gera- 
de mal 20.000 Menschen auf die Stra- 
ßen. Die Polizei hatte die Situation die 
ganze Zeit unter Kontrolle. Dieser Um- 
stand ist wahrscheinlich teilweise der 
aktuellen Lage in den USA, besonders 
in New York und Washington nach 
den Anschlägen geschuldet — die Ak- 
tionstage gerieten zu einer Demons- 
tration der Friedensbewegung. Es 
könnte jedoch ebenso als Vorbote des 
drohenden Niedergangs der Bewe- 
gung gedeutet werden, eine Folge der 
Nicht-Artikulation der eigenen Inhalte. 
Vorerst können diese Betrachtungen 
nur Spekulation sein. 


Ob es um die Situation in einer 
Nation, die, weil sie zum Krieg rüstet, 
den Atem anhält, geht und jeder 
Widerstand als Friedensbewegung auf- 
treten muss, verschärfte Repression 
aufgrund der in diesen Tagen gerne 
ins Feld geführten angespannten 
Sicherheitslage oder — die erlebte 
Situation in Genua — um einen Staats- 
apparat mit postfaschistischen Sicher- 
heitskräften und einer rechten Allianz 
als Regierung geht: 

Die Möglichkeit, dass autono- 
mer Widerstand sich als relevante Kraft 
an den Auseinandersetzungen betei- 
ligt und nicht zerschlagen und profil- 
los herausgeht, wird eher bestehen, 
wenn es gelingt, die eigenen politi- 
schen Positionen einem breiteren Pub- 
likum mitzuteilen. Es geht darum, die 
eigenen Inhalte in die Waagschale zu 
werfen und sowohl in die Gesellschaft 
als auch in andere politische Spektren 
als Kraft mit eigener politischer Linie 
hineinzuwirken. Es muss gelingen, ei- 
ne verbindliche Struktur zu schaffen, 
die der autonomen Aktion eine 
Stimme verleiht. 


Das nächste Großereignis unter 
dem Vorzeichen „Globalisierungspro- 
teste“ ist der EU-Gipfel in Brüssel. Auf 
diesem Treffen sind die weitere 
Harmonisierung der Innenpolitik der 


europäischen Staaten wichtiges 
Thema. Die BR Deutschland hat ihre 
Hausaufgaben schon gemacht, indem 
der neue $ 129b in diesen Tagen in 
Kraft treten wird. Er ermöglicht die 
Verfolgung von Menschen, denen die 
„Unterstützung von kriminellen 
Vereinigungen im Ausland“ vorgewor- 
fen wird. Weitere Themen sind NATO- 
und EU-Osterweiterung. 

Die Mobilisierung zu dem 
Gipfel „Laeken Summit“ in Brüssel hat 
in verschiedenen Spektren schon be- 
gonnen. Nach einer internationalen 
Demonstration am Donnerstag, 14. 
Dezember und dem Beginn der Gip- 
fel-Treffen am 15. Dezember wird es 
am 16. Dezember einen Aktionstag mit 
„FORUMS--STREET PARTY-CREATI- 
VES ACTIONS-INDEPENDANT ME- 
DIAS—-CONCERT“ geben (www.brux- 
xel.org). 

Es ist jetzt Zeit, die Planungen 
voranzutreiben, mit einem autono- 
men Block auf den Aktionen in Brüssel 
aufzutreten und auch auf der Inter- 
nationalen Demonstration die eigene 
politische Linie zur Geltung zu brin- 
gen. 
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Die Antiglo- 
balisierungs- 
bewegung 


Kaum aus der Taufe gehoben, steht die 
Antiglobalisierungsbewegung vor dem 
gleichen Dilemma, das Sozialen Bewe- 
gungen im Kapitalismus immer blüht: 
Will sie Masse stellen, also „Bewe- 
gung“ sein, verwischen ihre inhaltli- 
chen Aussagen bis zur Unkenntlich- 
keit, mischen Leute bei ihr mit, mit 
denen zumindest linke Globalisie- 
rungsgegnerInnen nun wirklich nichts 
zu tun haben wollen. Im konkreten 
Fall sind das zum Beispiel Nazis, die 
Finanzkapital doof finden und statt 
dessen tollen nationalen Sozialismus 
ohne Juden und sonstige Spekulanten 
machen wollen. Will die Bewegung da- 
gegen inhaltliche Schärfe entwickeln, 
nach Möglichkeit sogar eine Kritik am 
Kapital, verliert sie ganz schnell ihren 
Bewegungsstatus und kann sich mit ei- 
nigen Kleinaktionen darüber freuen, 
wenn sie mal in der jeweiligen Lokal- 
presse erwähnt wird. Die Antiglobali- 
sierungsbewegung hat sich für das 
Masse-Modell entschieden. Der Er- 
folgsrausch, mit 300 000 Leuten eine 
Demo zu veranstalten, über die da- 
nach die ganze Welt wochenlang dis- 
kutiert, täuscht über die Substanz- 
losigkeit der eigenen Inhalte hinweg, 
teilweise auch darüber, dass auch oh- 
ne die Nazis bei den Antiglobalisie- 
rungsprotesten Leute mitmischen, bei 
denen Linken nur das kalte Grausen 
kommen kann. Aber auch wenn Er- 
folgsrausch und Massenriots bisweilen 
sogar radikale KritikerInnen davon ab- 
halten, sich eben kritisch zu äußern, 
scheint eine Bestandsaufnahme der 
Antiglobalisierungsbewegung durch- 
aus angebracht. Da ein solcher Ver- 
such notwendig ins Uferlose geht, ver- 
sucht man, die ganze Bewegung zu 
betrachten, soll auf die Einbeziehung 
indischer Landloser und US-amerika- 
nischer Farmer an dieser Stelle ver- 


zichtet werden. Einzubeziehen sind le- 
diglich die unterschiedlichen — mehr 
oder weniger — linken Strömungen, 
die sich der Bewegung in der BRD zu- 
ordnen. 


Attac! und dergleichen mehr - 
der liberale Flügel 


In der Öffentlichkeit am stärks- 
ten wahrgenommen werden sicherlich 
linksliberale Gruppen wie Attac!, ein 
Produkt des französischen Soziologen 
Pierre Bourdieu und der Zeitschrift Ze 
Monde diplomatique. Sie stellen die 
Shootingstars der Bewegung, weil sie 
auf den ersten Blick einfach nur nett 
sind. Gute Menschen, die etwas gegen 
Hunger und Armut tun wollen. Die 
„verständlichen Ängste“ der Deut- 
schen vor der Globalisierung werden 
von ihnen so hervorragend bedient, 
dass sie sich einer Sympathie von etwa 
65% der Bevölkerung erfreuen kön- 
nen. Alleine das sollte stutzig machen, 
denn was kann schon Fortschrittliches 
an einer Position dran sein, die von 
den Deutschen so begeistert aufge- 
nommen wird. Die Gründe für diese 
Begeisterung liegen dabei auf der 
Hand, denn schaut man sich die 
Inhalte von Attac! an, lassen sich zwei 
Faktoren ausmachen, die mit der deut- 
schen Befindlichkeit voll kompatibel 


sind. Zum einen ist dies die Absehung 
von jeglicher grundlegender Kritik. 
Alles, was Attac! vorschlägt, ist absolut 
realpolitisch, kann im Bestehenden 
umgesetzt werden, ohne dass sich an 
den herrschenden Verhältnissen auch 
nur irgendetwas ändern müsste: 
Tobin-Tax, demokratische Kontrolle 
der Finanzmärkte, Vermögenssteuer. 
Mehr noch: dass der gute alte Natio- 
nalstaat wieder mehr Macht braucht 
und der Einfluss „undurchsichtiger“ 
Strukturen wie transnationaler Kon- 
zerne oder Finanzspekulation zurück- 
gedrängt werden muss, ist ein Rück- 
griff in die _korporatistische 
Mottenkiste der demokratisch geläu- 
terten Volksgemeinschaft. Ein sozial- 
demokratisches, autoritäres und letzt- 
lich nationalistisches Projekt, das mit 
Emanzipation nichts zu schaffen hat. 
Dass Staat und Kapital nur zwei Seiten 
der gleichen Medaille sind, dass also 
die Nation keineswegs ein Korrektiv 
gegen das Kapital darstellt, sondern 
Vorraussetzung für dessen Funktions- 
fähigkeit ist, wird schlicht ignoriert. 
Statt dessen legen sich Attac! und an- 
dere den Staat als neutrales Mittel zu- 
recht, das nur von den falschen Leuten 
verwaltet werde. Optionen sind also 
entweder, den Staat selbst zu über- 
nehmen, um die oben genannten For- 
derungen durchzusetzen, oder aber 
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sich dem derzeitigen politischen Per- 
sonal als Beratungsinstanz anzudie- 
nen. Ein Vorschlag, auf den rot-grün 
durchaus zurückkommen könnte, 
wenn es darum geht, mittels Tobin- 
Tax das eigene Budget aufzubessern. 

Der zweite Faktor ergibt sich 
notwendig aus der oben dargelegten 
Analyse. Dem Staat als neutrale Instanz 
wird vorgeworfen, das „Volk“ verraten 
zu haben. Statt sich um „die kleinen 
Leute“ zu kümmern beziehungsweise 
Armut im Trikont zu bekämpfen, habe 
er seine alte Macht an „die Börse“, „das 
Finanzkapital“ oder „die Spekulanten“ 
abgetreten und die Menschen so dem 
Terror der Ökonomie ausgeliefert. Das 
Volk als Opfer einer Verschwörung 
zwischen fremden Spekulanten und 
dem Staat als deren Agent: Man muss 
kein Fan der Bahamas sein, um hier 
die antisemitische Projektion wieder 
zu erkennen, die zur Trennung von 
„schaffendem“ und „raffendem“ Kapi- 
tal und zur Vernichtung derer geführt 
hat, die als das „raffende“ personifi- 
ziert wurden. Dabei ist der Terror der 
Ökonomie lediglich Produkt der eige- 
nen, undurchschauten Vergesellschaf- 
tung, des Zwangs zur Verwertung, den 
das Kapital als „automatisches Sub- 
jekt“ den Individuen auferlegt und in 
dem der Staat keine Heilung, sondern 
ein integraler Bestandteil ist. Der po- 
sitive Bezug auf den Staat und auf „die 
da unten“ führt jedoch dazu, dass die- 
ser Zusammenhang nicht erkannt wer- 
den kann und letztlich undurchsichti- 
ge Finsterlinge für die gegebene 
Situation verantwortlich gemacht wer- 
den. Was also in Form der Attac!-Argu- 
mentation so harmlos und gutmen- 
schelnd daherkommt, hat mit 
radikaler linker Kritik am Bestehenden 
nichts zu tun und bleibt bestenfalls fol- 
genlos. Schlimmstenfalls spielt es den- 
jenigen in die Hände, die eh schon im- 
mer wussten, dass die Juden Schuld 
sind. 
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Linksruck, schöner Leben und 
andere - der radikale Flügel 


Ganz frei von derartigen Projek- 
tionen sind auch die radikaleren 
Gruppen der Antiglobalisierungs- 
bewegung nicht. Wenigstens geht es 
hier tatsächlich um eine Veränderung 
der Verhältnisse, aber auch in diesem 
Flügel gibt es genug Anknüpfungs- 
punkte an antisemitische Stereotype. 
Wie sie etwa der trotzkistische Links- 
ruck ganz offen und naiv ausspricht, 
wenn er sich gegen Bonzen, Spekulan- 
ten und Korruption wendet. Andere, 
wie etwa schöner Leben Göttingen, er- 
sparen einem derartige Zumutungen, 
sind von ihrer Kapitalkritik aber auch 
nicht unbedingt weiter, als die Leute 
von Attac!. „Wer über Kapital 
(Maschinen bzw. viel Geld) verfügt, 
kann versuchen [!], (...) Gewinne zu 
erwirtschaften. Vom Staat geduldet 
[!!] ist dabei vor allem die Möglichkeit 
[!!!], seine Arbeitskraft an Kapital- 
verfügerInnen zu verkaufen“, heißt es 
etwa in einer Broschüre der Göttinger 
Antiglobalisierungsgruppe. Nicht nur 
verschwindet hier jegliche Einsicht in 
den Zwangscharakter der kapitalisti- 
schen Verwertungsmaschine, auch 
herrscht eine absolut bürgerliche 
Definition dessen vor, was Kapital ei- 
gentlich ist — nämlich Geld und Ma- 
schinen und nicht etwa ein abstraktes 
gesellschaftliches Verhältnis von tota- 
litärer Qualität. Dieses Missverständnis 
hat Folgen und führt nicht nur bei 
schöner Leben, sondern beim gros der 
radikalen GlobalisierungskritikerIn- 
nen dazu, die Abschaffung der 


falschen Verhältnisse als Verteilungs- 
problem zu betrachten. Kritikabel ist 
danach nicht das Kapitalverhältnis als 
solches, die Art und Weise also, wie 
Reichtum in bürgerlichen Gesellschaf- 
ten produziert wird, sondern nur, dass 
dieser Reichtum aus irgendwelchen 
ominösen Gründen immer so unge- 
recht verteilt ist. 

Geld sei genug da, wird da in 
kritischer Intention behauptet und das 
Geld als Verhältnis damit quasi natu- 
ralisiert. Dabei ist es gerade die 
Tatsache, dass der Reichtum in kapita- 
listischen Gesellschaften in Geldform 
vorliegt und diese Form von Reichtum 
nur durch den Kapitalprozess erzeugt 
werden kann, die dem Problem zu- 
grunde liegt. Würde tatsächlich „ver- 
teilt“ werden, würden sich also die 
Unternehmen den Mehrwert, den 
Reichtumszuwachs nicht mehr aneig- 
nen, sondern, wie schöner Leben dies 
wohl als Utopie vorschwebt, unter die 
Leute verteilen, wäre sofort Schluss 
mit Reichtum überhaupt. Der Kapital- 
prozess wird von Marx zusammenge- 
fasst als G-G“ dargestellt, also als eine 
Entwicklung, die aus Geld mehr Geld 
macht. Wird das „Strich“ hinter dem 
zweiten G, der Mehrwert eben, einfach 
verteilt, bleibt nur G-G, der Tausch 
von Geld in die gleiche Menge Geld, 
übrig: Der Prozess wäre überflüssig 
und käme zum Stillstand. Das würde 
gleichzeitig das Ende jeglicher Produk- 
tion bedeuten, da diese nur dazu 
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dient, den oben dargestellten Ablauf 
zu ermöglichen. Statt einer gerechten 
Verteilung des Reichtums gäbe es gar 
keinen Reichtum mehr. Umgekehrt: 
Um die Verteilungsproblematik zu lö- 
sen, müsste man den Prozess der ka- 
pitalistischen Reichtumsproduktion 
unangetastet lassen und vielleicht zu- 
sehen, dass man mit etwas mehr 
Vermögens- und Entwicklungshilfeab- 
gaben wenigstens ein bisschen Aus- 
gleich schaffen kann, womit man — 
trotz unterschiedlicher Ausgangsbe- 
dingungen — wieder auf dem Niveau 
von Attac! angelangt wäre. 

Das Problem mit dem Kapita- 
lismus ist also nicht die Verteilung, 
sondern die Form des Reichtums. 
Diese gilt es abzuschaffen, wenn die 
Verhältnisse geändert werden sollen. 
Alles andere ist — egal wie radikal ge- 
meint immer nur ein Herumdoktern 
an den Symptomen und letztlich eine 
Sackgasse, die in den Zwängen der 
herrschenden Verhältnisse befangen 
bleibt. 


Und die Antifa? 


Autonome Antifagruppen ha- 
ben sich seit Prag der Antiglobalisie- 
rungsbewegung verstärkt angeschlos- 
sen. Dies ist sicherlich vor allem darin 


begründet, dass 
diese zum ersten 
Mal seit Jahren 
wieder eine linke 
Massenbewe- 

gung darstellt, 


= von der man sich 
| eine gewisse gesell- 
schaftliche Rele- 
| vanz erwarten 
kann. Zum ande- 
ren spielt wohl 
auch das Auftreten von Teilen dieser 
Bewegung als militant eine Rolle. Ge- 
rade die riots in Göteborg und Genua 
fanden unter nicht unmaßgeblicher 
Beteiligung von Antifagruppen statt 
und waren wohl von ihrem spekta- 
kulären Gehalt her das Größte, was 
diesen in den letzten Jahren so pas- 
siert ist. Inhaltlich hat es aber glückli- 
cherweise bisher noch keinen völligen 
Anschluss an den Mainstream der Anti- 
globalisiererInnen gegeben. Auf dem 
Antifakongress im Frühjahr 2001 in 
Göttingen wurde das Thema kontro- 
vers diskutiert, der potentiell nationa- 
listische und staatsaffirmative Charak- 
ter des bunten Treibens ist deutlich 
kritisiert worden. In der Diskussion 
nach den Ereignissen in Genua hat die 
Autonome Antifa [M] zurecht darauf 
verwiesen, dass sie mit den konstruk- 
tiven Teilen der Globalisierungskriti- 
kerInnen nichts zu tun haben will, 
sondern dass es der Antifa darum ge- 
hen muss, mittels unvermittelbarer 
Militanz ihre Fundamentalopposition 
zum System, ihre Verweigerung von 
Verbesserungsvorschlägen deutlich zu 
machen. Dies sei in Genua gelungen. 
Diese Position ist grundsätzlich richtig, 


weist aber das Manko auf, die 
Rechnung ohne die Medien gemacht 
zu haben. Diese sehen zwar in der 
Massenmilitanz, in der Lust am Kaputt- 
machen, keinen konstruktiven Beitrag 
an der Kritik der Globalisierung, aber 
genauso wenig 
Fu, die radikale 
Ablehnung 
des Bestehen- 
a den, sondern 
nur Hooliga- 
nismus. Vor 
diesem Hin- 
tergrund ist es 
wichtig, dass 
sich die Antifa 
nicht nur auf 
) die Kritik der 
Waffen verläs- 
st, sondern auch die Waffen der Kritik 
weiter schärft. Allen Tendenzen zum 
Mitmachen, zum Politik-Betreiben- 
Wollen als Verbesserungsvorschlag 
muss auch in den eigenen Reihen der 
Boden entzogen werden. Als Ergebnis 
dieser Bemühungen sollte nach dem 
nächsten Großevent für den Rest der 
Antiglobalisierungsbewegung klar 
sein: Kocht euer konstruktives Süpp- 
chen alleine; und für die mediale Öf- 
fentlichkeit: Wir wollen kein Stück 
vom Kuchen, wir wollen die ganze 
Bäckerei — kaputtmachen. 


‚bhase zwei, Göttingen 
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GÖTEBORG 2001 


Seit den Protesten im Rahmen des 
EU-Gipfels in Göteborg sitzen noch 
immer vier Globalisierungsgegner aus 
Berlin und Brandenburg im Knast. 
Die schwedische Justiz untersagt den 
Kontakt zwischen den Gefangenen 
und behindert die Kommunikation mit 
Freunden und Angehörigen. 

Für Anwaltskosten, teure Besuche, 
materielle Unterstützung und Öffent- 
lichkeitsarbeit brauchen wir dringend 
Unterstützung. Spendet Geld! 


SPENDENKONTO-GBG 2001: 
Rote Hilfe e.V. 
Konto-Nr: 71 89 59 06 00 
Berliner Bank * BLZ 100 200 00 
Sichwort „Göteborg" 
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Mit weifsen Overalls, Schaumstoff, 
Plexiglasschildern und Helmen passiv 
bewaffnet, sind die Tute Bianche seit 
Prag in aller Munde. Spätestens seit 
Genua haben sich auch in der deut- 
schen Linken Debatten über deren po- 
litische Strategie entsponnen. Eine 
Auseinandersetzung, die grob zwi- 
schen zwei Polen schwankt: Denn 
während einige den Eindruck ma- 
chen, sie wären auf der Suche nach 
vielversprechendem Konzept endlich 
glücklich fündig geworden, reagieren 
andere mit Verwünschungen über den 
ihrer Meinung nach zur Schau gestell- 
ten Reformismus. 


Beispielsweise kritisiert Egon 
Günther in der jungle world vom 5. 
September 2001, die Tute Bianche 
(bzw. deren AktivistInnen in den Cen- 
tri Sociali Italiens) würden in der all- 
täglichen Praxis kaum mehr als lücken- 
füllende Sozialpolitik betreiben, ihre 
ohnehin suspekte Verhandlungstaktik 
sei gescheitert und schließlich, die 
Tute Bianche sollten ihre autoritäre 
Vereinnahmung der Bewegung end- 
lich beenden, indem sie statt der bean- 
spruchten Repräsentanz der Multitude 
endlich darin aufgehen sollen. Denn 
dann wäre die demokratische Ent- 
scheidungsstruktur der Bewegung 
wieder hergestellt. 

Andere wiederum arbeiten sich 
an dem fehlenden Anspruch aufselbst- 
gewählte Militanz der Tute Bianche ab. 
Nicht konsequent genug, so die Kritik. 
Schließlich hatten sich nach Genua ei- 
nige Tute Bianches von „Gewalt“ dis- 
tanziert. Insofern könnte ihr politi- 
sches Konzept keinen Gewinn für eine 
politisch folgenreiche Strategie bieten. 

An der Debatte über die Tute 
Bianche lässt sich also hervorragend 
streiten über Konzepte und Strategien 
der Linken, oder in diesem Zusam- 
menhang genauer, der sogenannten 
Antiglobalisierungsbewegung. Ist mili- 
tantes Vorgehen, verstanden als Aus- 
druck der absoluten Negation des Be- 
stehenden, bereits ein Ziel für sich? 
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Oder soll linke Politik doch auf Vermit- 
telbarkeit ausgerichtet sein? Und was 
soll überhaupt vermittelt werden und 
für wen? 


Was steckt drin 
in den weißen Tüten? 


Dass Vermittelbarkeit eine 
wichtige Rolle im Konzept der Tute 
Bianche spielt, ist klar. Symbolische 
Politik, die auf Kommunikation und 
Konflikt gleichermaßen abzielt ist ge- 
rade das Kernstück ihres Vorgehens. 
Die AktivistInnen der weißen Overalls 
haben damit ihre eigenen historischen 
Erfahrungen reflektiert. Denn getra- 
gen wird die Bewegung vor allem von 
zwei Strömungen: Einmal von „Ya 
Basta“-Gruppen , die sich anlässlich 
des ersten intergalaktischen Encuen- 
tros der Zapatisten in Chiapas 1996 
gegründet haben. Zum anderen be- 
steht die Bewegung vor allem aus 
AktivistInnen, die sich in und um die 
zahlreichen Centri Sociali in Italien en- 
gagieren, die zum großen Teil noch 
aus den Häuserkämpfen der 70er 
Jahre stammen. Die damals sehr star- 
ke linksradikale Bewegung der Auto- 
nomia Operaia (Arbeiterautonomie) 
erkämpfte sich zu dieser Zeit ihre 
Freiräume in Fabriken, Schulen und 
Universitäten. Im Spannungsfeld von 
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bewaffneten Kampf und der rigiden 
Repression durch den italienischen 
Staat wurde die Bewegung jedoch fak- 
tisch zerschlagen. Vor diesem Hinter- 
grund kam ein Teil dieser Bewegung 
zu der Schlussfolgerung, dass die 
Logik von „Repression — Aktion — Re- 
pression“ durchbrochen werden 
muss, um der eigenen Isolation und 
Zerschlagung entgegenzuwirken. 
Konflikte sollten in erster Linie als ge- 
sellschaftlich-politische und nicht mi- 
litärische verstanden und geführt 
werden, da sonst der Sieger der Ausei- 
nandersetzung von vorneherein fest- 
stehen würde. 

Zusammen mit der Vereinigung 
„Ya Basta“ haben diese Gruppen den 
Versuch unternommen, das zapatisti- 
sche Konzept für Europa fruchtbar zu 
machen. Die Rezeption ihres Vorge- 
hens bestimmt heute das Konzept der 
Tute Bianche. Die Zapatisten hatten 
mit ihrem propagierten „neuen Inter- 
nationalismus“ ebenfalls versucht, auf 
historische Erfahrungen, nämlich die 
Geschichte der Befreiungsbewegun- 
gen zu reagieren. Neben dem Schei- 
tern des bewaffneten Kampfes als al- 
leiniger Strategie kritisierten sie die 
Übernahme staatlicher Macht als Ziel. 
Echte, d.h. umfassende Emanzipation 
hätte dadurch niemals gewährleistet 
werden können. Infolgedessen stehen 
sie heute für ein politisches Konzept, 
in dem der bewaffnete Kampf zwar 
notfalls das Rückgrat politischer For- 
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derungen bieten kann, wo er jedoch 
als eine Option unter vielen gilt. Eben- 
so gilt, dass statt Machtübernahme De- 
mokratisierung im Vordergrund ste- 
hen muss, dass es darauf ankommt, 
durch die ständige Erzeugung von 
Konflikt und Zustimmung, durch die 
Organisation verschiedener Gruppen 
und Kommunikation den nötigen 
Raum für eine politische Weiterent- 
wicklung zu schaffen. Denn bewaffne- 
ter Kampf ohne das Einholen ständi- 
ger Resonanz könne das eigene 
Überleben nicht garantieren. Krieg sei 
nicht die Fortsetzung von Politik mit 
anderen Mitteln, sondern Politik sei 
die Absorption von Krieg. Den Zapatis- 
ten ging und geht es also, kurz gesagt, 
um „Revolution, die eine Revolution 
ermöglichen“ sollte — preguntando ca- 
minamos: der Weg ist das Ziel. 

Die Tute Bianche haben in ihrer 
Rezeption der Zapatisten ebenso wie 
diese zunächst den Neoliberalismus 
als Hauptangriffspunkt gewählt. Be- 
gründet wird dies mit der veränderten 
Produktionsweise im „Postfordismus“, 
der eine orthodox-marxistische Inter- 
pretation nicht mehr zulässt. Nicht die 
Auseinandersetzung Arbeiterklasse vs. 
Kapitalisten bestimme die Konflikt- 
linien, vielmehr seien heute durch die 
totale Durchkapitalisierung alle 
Bereiche menschlichen Lebens betrof- 
fen. Hand, Kopf und Herz sind glei- 
chermaßen der Verwertung unter- 
ordnet, während gleichzeitig eine 
anwachsende Masse an Menschen sys- 
tematisch ausgegrenzt bleibt. Nämlich 
all: diejenigen ohne ‚Papiere, ohne 


Rechte, ohne Arbeit bzw. in prekären 


Beschäftigungsverhältnissen etc. Diese 
Gruppe der „Unsichtbaren“ symboli- 
sieren die Tute Bianches mit ihren 
weißen Overalls, um so den Effekt der 
Sichtbarkeit zu erzielen — nicht zuletzt 
aus der Erkenntnis, dass dies die Ver- 
mittlung über bürgerliche. Medien ge- 


 rade erst ‚ermöglicht, ‚Konflikte sollen 
sichtbar gemacht werden, indem poli- 


tische Forderungen öffentlich ge- 


- macht und schließlich mittels ‚zivilem 


Ungehorsam® durchgesetzt werden 


sollen. Der menschliche Körper, der 


nur. als. Verwertungsobjekt: interes- 


R siert, soll nun zum Kampffeld gemacht 


werden. So drängen sich die Tute 
Bianches gegen die Polizeireihen, und 
wenn deren Angriff erfolgt, ist deutlich 
zu sehen, von wo Gewalttätigkeit aus- 
geht — vom System eben. Selbstvertei- 
digung ist als Schutz der eigenen Wür- 
de erlaubt und auch gefordert. Denn 
schließlich geht es darum, die zum 
Objekt Degradierten wieder zu Sub- 
jekten zu machen, zu Protagonisten im 
Konflikt. Ziviler Ungehorsam wird da- 
bei nicht nur als Gegenwehr zum be- 
stehenden Regelsystem und den Un- 
terdrückungsapparat, sondern auch 
als positives Recht verstanden, sich ei- 
gene Freiräume zu erkämpfen und zu 
verteidigen. Dabei wird unterschieden 
zwischen Legitimität und Legalität — 
was erlaubt ist, ist nicht notwendiger- 
weise politisch richtig. Maßgabe ist 
jedenfalls nicht bürgerliches Recht 
sondern die eigenen politischen Maß- 
stäbe. 


Ist was drin für uns? 


An diesem Konzept lässt sich 
viel kritisieren. So können Begriffe wie 
„Würde“, „ziviler Ungehorsam“ etc. in 
Deutschland wohl kaum einen Ansatz- 
punkt linksradikaler Politik bilden, da 
sie integraler Bestandteil der bürgerli- 
chen Gesellschaftstheorie sind (im Ge- 
gensatz zu Lateinamerika). Das Kon- 
zept der Tute Bianche ist so offen, dass 
sich unterschiedlichste Strömungen 
darin einordnen können und dies 
auch tun — auf Kosten einer in sich 
konsistenten politischen Position, um 
die es schließlich gehen sollte. Ansons- 
ten ließen sich die unterschiedlichen 
Stellungnahmen auch kaum erklären. 
Ein Beispiel dafür, dass politische Tak- 
tik mitunter: als genuiner: Inhalt ver- 
standen wird, ist die Äußerung eines 
der Sprecher, Luca Casarini.:Er legiti- 
miert seine Arbeit als Berater der itali- 


enischen Sozialministerin damit, dass 


der Staat kein Feind mehr sei, den es 
zu stürzen gelte, sondern der Ge: 
sprächspartner, mit dem diskutiert 
werden müsse. 

Auch. die eher zu 
den Vorfällenin Genua widersprachen 


sich häufig. Die Grenze zu definieren, 


ab wann „Selbstyerteidigung" in An- 


top story | 


griff überschlägt bzw. wie weit diese 
Selbstverteidigung gehen darf, ist kon- 
zeptionell nicht klar. Was tun nach 
dem politischen Mord an einem Ge- 
nossen, wie reagieren auf die wahllo- 
se Verfolgungsjagd der Polizei? Hier 
greift politische Symbolik nicht mehr, 
weil ihr Spielraum verschwunden ist. 

Die Tute Bianche lassen sich al- 
so in vielen Punkten kritisieren. In 
Italien selbst sind sie in der Linksradi- 
kalen auch sehr umstritten. Doch ist es 
weniger Kritik an den politischen In- 
halten, sondern an ihrer symbolischen 
Vermittlung und der eingeschlagenen 
Taktik: Verhandlungen über die Zen- 
tren mit den Kommunen, aktive Öf- 
fentlichkeitsarbeit mit Medien, Verein- 
nahmung etc. sind einige Punkte — 
eine Kritik also, die jeden Pragmatis- 
mus zugunsten vermeintlicher Radika- 
lität ablehnt. Es spricht jedoch nichts 
dafür, sich diesen Positionen anzunä- 
hern, wie im genannten Artikel der 
jungle world. Im Gegenteil: In Bezug 
auf Italien führen die Overalls neue 
Politikformen ein und tragen damit zu 
einer Art Modernisierung der Bewe- 
gung bei. 

In Bezug auf den Widerstand 
bei den Gipfeltreffen haben die Over- 
alls ebenfalls einen deutlichen Vorteil. 
Denn zwar besteht kein Zweifel daran, 
dass auch der Black Bloc politischen 
Spielraum eröffnet hat. Die militanten 
Auseinandersetzungen auf der Straße 
haben den sog. Globalisierungsprotes- 
ten überhaupt erst öffentliche Auf- 
merksamkeit verschafft. Dieser Raum 
ist unbedingte Vorraussetzung für die 
Weiterentwicklung linker Politik. 
Doch konnte er in keinster Weise ge- 
füllt werden. Wenn also ein militantes 
Konzept nicht als „Vorarbeit“ fürande- 
re politische Ziele verstanden werden. 
soll, muss. überlegt werden, wie ee 
entstandene Stärke ‚ausgenutzt wer- 
‚den kann. Das heisst, es müssten die 
Inhalte ‚genauer. bestimmt werden, die 
überhaupt: ‚vertreten. 
und vor allem müsste 


Interview mit Michael Hardt 


Mit „Empire“ haben Michael Hardt 
und Antonio Negri zwischen dem 
Golfkrieg und dem Krieg gegen 
Jugoslawien um das Kosovo ein Buch 
über die sich verändernde globale 
Ordnung geschrieben. Ihre Analyse 
geht einerseits davon aus, dass neue 
übernationale Institutionen entste- 
hen, die weder nach den klassischen 
Prinzipien des Imperialismus noch 
der kapitalistischen Ausbreitung er- 
klärt werden können. Zum anderen 
beschäftigen sie sich mit jenen von ih- 
nen als Multitude (Menge) beschrie- 
benen Subjekten, die als Kraft der 
Produktion und Reproduktion der 
Gesellschaft wirken und damit auch 
Subjekte von Widerstand und Verän- 
derung sind. phase zwei sprach mit 
Michael Hardt über seine Einschät- 
zung der Antiglobalisierungsproteste 
und ihres Potentials. 


Fanden Sie in den Anti-Gipfel-Pro- 
testen von Seattle bis Prag und von 
Göteborg bis Genua kritische Aspekte, 
die Ihre theoretische Sicht auf die 
Entwicklung eines „Empires“ und des 
Widerstands gegen den Kapitalismus 
stützten oder veränderten? 


Als wir Empire schrieben, stellten wir 
fest, dass viele der aktuellen sozialen 
Bewegungen (Chiapas, die riots in Los 
Angeles usw.) nicht zu einer Reihe von 
Kämpfen geführt hatten. Anders aus- 
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gedrückt, diese Kämpfe wurden nicht 
in verschiedenen Kontexten und an 
verschiedenen Orten aufgenommen. 
Seitdem haben die Bewegungen von 
Seattle bis Genua um Themen der Glo- 
balisierung begonnen, eine Reihe zu 
bilden und entwickeln eine neue, ge- 
meinsame Sprache. Das ist eine sehr 
interessante und aufregende Entwick- 
lung. 

Eine große Beschränkung die- 
ser neuen Reihe ist allerdings, dass sie 
bisher auf Europa und Nordamerika 
begrenzt ist. Die Reihe über diese 
Grenzen auszuweiten, wird eine wich- 
tige Aufgabe sein. 


Teil der Proteste sind Gruppen, die so- 
ziale Reformen, einen kontrollierten 
Kapitalismus, Besteuerung von Ak- 
tienmärkten usw. fordern. Diese 
Gruppen sind die am besten organi- 
sierten, stehen im Mittelpunkt des öf- 
‚fentlichen Interesses und stellen auch 
die gröfste Masse der Protestierenden. 
Sehen sie unabhängig von dieser au- 
genblicklichen Situation innerhalb 
der Proteste Möglichkeiten für eine ra- 
dikale Kritik und eine linksradikale 
Bewegung? 


Meiner Meinung nach gibt es auf die- 
ser Stufe der Bewegungen keinen 
Grund, dass die Forderungen nach so- 
zialen Reformen und eine radikalere 
Perspektive nicht zusammen wirken 
können. In unserer gegenwärtigen $i- 
tuation sehe ich sie als sich ergänzend. 


Sie beschreiben sich selbst als Kommu- 
nist. Trotzdem taucht - sogar in 
Ihrem Buch - die Frage auf, ob Ihre 
Position nicht in Wirklichkeit anar- 
chistisch ist. Der Unterschied scheint 
in den Formen der Organisierung zu 
liegen. Nachdem die großen Gewerk- 
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schaften und kommunistischen Par- 
teien zum Teil des regulierenden Sys- 
tems wurden und deshalb nicht län- 
‚ger in der Lage sind, ein Ort radikalen 
Widerstands zu sein, müssen wir nach 
den organisierenden Momenten in 
den Protestbewegungen fragen. 
Glauben Sie, dass es ein vereinheitli- 
chendes Moment in dieser zusam- 
mengewürfelten Bewegung geben 
wird, oder werden die Kräfte der 
Sozialreform und des politischen 
Kompromisses die Früchte der Mili- 
tanz ernten? 


Auch in dieser Frage denke ich nicht, 
dass es heute die Notwendigkeit gibt, 
die Unterschiede stark zu betonen. 
Einerseits teilt unsere Argumentation 
sicherlich wichtige Merkmale mit einer 
bestimmten Strömung anarchistischen 
Denkens (die Ablehnung von Autori- 
tät, die Forderung nach absoluter 
Demokratie usw.). Wenn ihr das eher 
als anarchistisches denn als kommuni- 
stisches Argument versteht, habe ich 
persönlich kein Problem damit. 

Andererseits haben in den ver- 
schiedenen Bewegungen Anarchist- 
Innen, Sozialistinnen, Kommunist- 
Innen und Andere bisher ohne große 
ideologische Schwierigkeiten zusam- 
mengearbeitet. Es mag in der Zukunft 
die Notwendigkeit geben, diese ideo- 
logischen Unterschiede aufzugreifen, 
aber bis jetzt ist diese Notwendigkeit 
nicht aufgetaucht. 


Die Antiglobalisierungsproteste sind 
öffentliche Ereignisse. Sie werden im 
Fernsehen der ganzen Welt übertra- 
gen und finden in einem klassischen 
öffentlichen Raum statt. Ihrer Analyse 


folgend ist dieser öffentliche Raum 
Teil einer untergehenden Ordnung. 
Sind also die Proteste die letzten 
Erscheinungen einer verschwinden- 
den Öffentlichkeit, die von perfektio- 
nierter Kontrolle zerstört wird? Oder 
können wir die ersten Anzeichen einer 
Wiederaneignung des öffentlichen 
und politischen Bereiches durch die 
‚protestierenden Gruppen wahrneh- 
men? 


Ich finde eure Idee der Wiederaneig- 
nung des öffentlichen Bereiches wirk- 
lich attraktiv, aber wir sollten auf die 
Arten achten, wie die Mainstream- 
medien die Proteste — zumindest bis 
zu einem gewissen Grad — kontrollie- 
ren und verzerren. Zum Beispiel schei- 
nen mir die Medien, die Frage der 
Anwendung von Gewalt, womit ich 
hauptsächlich die Zerstörung von 
Eigentum und Konfrontationen mit 
der Polizei meine, zu verkomplizieren. 
Die Medien bevorzugen solche Ge- 
walt. Wenn es keinerlei derartige Ge- 
walt gibt, wird es auch nur ein Mini- 
mum an Berichterstattung durch 
Mainstreammedien geben. Wenn es 
aber derartige Gewalt gibt, dann ist 
das alles, worüber Mainstreammedien 
berichten. Das beeinflusst nicht nur 
die Wahrnehmung der Bewegungen 
durch Andere, sondern auch die 
Zusammensetzung der Bewegungen 
selbst. Ähnliche Bewegungen hatten 
immer mit der Gewaltfrage zu kämp- 
fen. Was ich sagen will, ist einfach, dass 
die Medien diese Frage überbetonen 
und es schwieriger machen, sich mit 
ihr auseinanderzusetzen. 

Ich selbst würde gegen die An- 
wendung von Gewalt durch Protestie- 
rende reden, weil ich glaube, dass sie 
heute falsche Spaltungen innerhalb 
der Bewegungen erzeugt. Aber das ist 
eine langwierige Diskussion, die kol- 
lektiv geführt werden muss. 

Die Antiglobalisierungsproteste 
werden medial zu einer Bewegung. 
Jenseits der großen Gipfel ist diese 
Bewegung aber kaum zu entdecken. 
Ihre Analyse sucht die produktiven 
Kräfte der abhängigen Individuen in 
der kapitalistischen Ordnung. Sie 
schließen aus der Produktivität aller, 


die arbeiten müssen, um zu überle- 
ben, auf das Potential zu Widerstand 
und ontologischen (d.h. fundamenta- 
len materiellen) Veränderungen. Die 
beschriebene Bewegung scheint, sich 
von dieser, Ihrer Theorie einer 
Multitude zu unterscheiden. Weder 
die von Ihnen vorgeschlagenen politi- 
schen Ziele (Freizügigkeit der Bewe- 
gung/globaler Bürgerschaftsstatus; ein 
garantiertes Einkommen für alle; 
Kontrolle/Wiederaneignung von Wis- 
sen, Information und Kommunika- 
tion) noch ein ontologisches Projekt 
oder eine kollektive Praxis bestimmen 
die Ereignisse. Statt dessen scheint es, 
nur ein geteiltes moralisches Gefühl 
gegen die „Mächtigen der Welt“ und 
ihre Ungerechtigkeit (von getöteten 
Seeschildkröten bis zu den Schulden 
der ehemals kolonialisierten Länder) 
zu geben. 


Gibt es bisher auch Erfolge, und was 
sind die Aussichten der Proteste und 
einer entstehenden Bewegung? 


Nach meiner Einschätzung haben die 
Bewegungen ihre Anfangsphase abge- 
schlossen und müssen transformiert 
und radikalisiert werden, um eine 
Fortsetzung zu finden. Protest allein 
kann nicht weiter gehen. Statt dessen 
müssen die Bewegungen konstituie- 
rend werden. Mit anderen Worten: Bis 
jetzt haben die Bewegungen in erster 
Linie gegen die heutigen Formen der 
Globalisierung protestiert — die Un- 
gleichheiten, das Leiden und den Nie- 
dergang der Umwelt, die aus ihnen fol- 
gen. Was jetzt nötig ist, ist die 
Fähigkeit zu entwickeln, neue Formen 
der Globalisierung vorzuschlagen. 
Eine alternative Globalisierung, die 
auf den Werten der Bewegung beruht. 
Ich habe kein Rezept, wie dies gesche- 
hen kann, aber es scheint mir klar zu 
sein, dass eine solche Transformation 
nötig ist. 


Glauben Sie, dass die Anschläge auf 
die Symbole des imperialen Amerika- 
nismus (das World Trade Centre als 
Symbol globaler ökonomischer Macht 
und das Pentagon als Symbol der mi- 
litärischen Macht, die in der Lage ist, 
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in der gesamten Welt eine Polizeifunk- 
tion zu erfüllen) den Gründungs- 
‚brozess von Institutionen beschleuni- 
gen werden, die die internationale 
Juristische Ordnung ersetzen? Und 
wird im selben Augenblick die mora- 
lische Solidarität mit den Opfern der 
Anschläge, die sich von Anfang an in 
eine Solidarität mit „Empire“ (d.h. 
der westlichen Welt und ihren zivili- 
satorischen Standards für den Kapita- 
lismus) übersetzte, die Antiglobalisie- 
rungsbewegung schwächen? 


Die Tragödie könnte, wie ihr an- 
nehmt, die Errichtung einer suprana- 
tionalen imperialen Ordnung be- 
schleunigen. Die Unangemessenheit 
der Antworten, die im Rahmen natio- 
naler Souveränität erfolgen, ist ganz 
offensichtlich. 

Das Ereignis hat die Globalisie- 
rungsbewegung zumindest vorüber- 
gehend durch die einfachen Formen 
der Repression geschwächt. Zumin- 
dest in den USA werden alle Formen 
sozialer Kritik unterdrückt. Aber das 
mag nur kurze Zeit andauern. 

Ich glaube, das Ereignis macht 
die Notwendigkeit nur noch deutli- 
cher, das vorrangige Ziel der Bewe- 
gungen, also die Globalisierung von 
Demokratie, Gleichheit und Freiheit, 
zu verwirklichen. 


Danke für das Gespräch! 
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Die Entstehung einer internationalen Bewegung? 


Nicht erst seit Genua, seit dort aber ver- 
stärkt, mehren sich die verschiedenen 
Äußerungen zu den Gipfelevents. Neue 
Bewegung oder nicht , Militanz vermit- 
telbar und wie und warum, Abgrenzung 
zu Reformisten, alltogether now oder lie- 
ber doch separated? 

Die verschiedenen Stellungnah- 
men leiten sich meist aus einer unmittel- 
baren Betroffenheit ab. Die Pazifisten 
würden es gar nicht gut finden, dass an- 
dere Steine werfen, obwohl sie doch zu 
großem Dank verpflichtet sein müfsten, 
da die Militanten ihnen erst die Möglich- 
keit eröffnet haben, sich in der Presse mit 
ihrem Anliegen zu äußern (und nichts 
anderes hatten die Militanten im Kopf 
als ihnen eine Stimme zu geben). Von 
Seiten der Reformer klingt an, dass man 
sich von den Militanten gar nicht distan- 


es doch in Seattle zum ersten Mal anläß- 
lich eines (dort WTO) Gipfels so massive 
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Ausschreitungen auf der Straße, dass 
zumindest der Gipfel beeinträchtigt 
wurde. Dem vorausgegangen waren ver- 
schiedene „unspektakuläre“ Großde- 
monstrationen seit Anfang der 90er Jah- 
re anläßlich EU-, WTO, Weltbanktreffen 
auf der ganzen Welt, allerdings, zumin- 
dest in Deutschland, noch mit wenig 
breiter öffentlicher Beachtung. Mit Seat- 
tle wurde deutlich, dass die Kritik am 
globalisierten Kapitalismus nicht weiter 
ignoriert werden konnte. Medienkom- 
patible Bilder gingen um die Welt, es 
wurde über einen Protest gestaunt, der 
aus dem Nichts auf die Straße getreten 
zu sein schien. 


Where do you come from...? 


Zu Beginn der 90er Jahre befin- 
det sich die Linke in Westeuropa im 


auch die Be- 
n als revolutio- 


dität dieser Subjektsuche in Additionen 
wie Frau plus Arbeiter plus Migrantin 


x® über sozialistische Anliegen und 


ihren Höhepunkt fand und sich schließ- 
lich darin auflöste, dass die Suche nach 
einem bestimmten Subjekt, welches zur 
Revolution besonders geeignet schien, 
im Zuge von Diskussionen um Identität 
allgemein, aufgegeben wurde. Es setzte 
sich mehr die Auffassung durch, dass es 
nicht an „den Herrschenden“ in persona 
läge, sondern der Kapitalismus als eine 
Struktur, unabhängig von Personen, zu 
bekämpfen sei. 

Auch die internationalen Bezugs- 
punkte, in denen sich stets eine Linke 
konstituiert hatte, verschwanden. Die 
nationalen Befreiungsbewegungen stell- 
ten für die Linke keine Perspektive mehr 
dar. Zum einen schien es ab 1990 un- 
möglich, ohne wirtschaftliche Unterstüt- 
zung bzw. Anschluss an einen sozialisti- 
schen Handelsverbund den Sozialismus 
in einem nland zu errichten undanderer- 


der Kapitalismus konnte weder abge- 
schafft werden noch wurde das „befrei- 
te Leben“ eingeführt. Diese fehlenden 
Orientierungspunkte stellten auch ei- 
nen Grund der Auflösung der bewaffne- 
ten Gruppen in Westeuropa dar, die sich 
als verlängerter Arm der Befreiungs- 
bewegungen im „Herzen der Bestie“ ver- 
standen hatten. 


ert - niemand scheint an der Beseiti- 
gung dessen interessiert zu sein oder die 
für eine Neukonzeption der Möglich- 
keiten der Überwindung des Kapitalis- 
mus notwendige Stärke entwickeln zu 
können. 


Where do you want 
to go tomorrow? 


Der Aufstand der Zapatisten 1996 
stellte für einen Teil der Linken den 
Beginn einer neuen zeitgemäßen Wider- 
standsbewegung dar, charakterisiert 
durch internationalen Austausch, den 
Aufbau von Netzwerken anhand moder- 
ner Kommunikationsmittel wie Internet. 
„Es geht nicht um die Eroberung der 
Macht oder die Einsetzung (auf friedli- 
chem oder gewaltsamen Weg) eines 
neuen Gesellschaftssystems, sondern 
um etwas, das dem einen und anderen 
vorgelagert ist. Es geht darum, das Vor- 
zimmer der neuen Welt aufzubauen, ei- 
nen Raum, in dem die verschiedenen 
politischen Kräfte mit gleichen Rechten 
und Pflichten um die Unterstützungder 
Mehrheit der Gesellschaft kämpfen (.. .) 
Wir schlagen keine orthodoxe Revolu- 
tion vor, sondern etwas viel Schwierige- 
res: eine Revolution, die eine Revolution 
ermöglicht.“ (Subcommandante Mar- 
cos). Die Zapatisten sind seit längerem 
die erste Bewegung, die einen globalen 
Anspruch vertritt. Intergalaktische Tref- 
fen, die von den Zapatisten initiiert wur- 
den, hatten internationale Ausstrahlung 
auf diejenigen, die auf der Suche nach 
neuen Bezugspunkten waren. Erstmals 
wurde die Entwicklung des Kapitalismus 
als Neoliberalismus benannt und ange- 
griffen. Dies war der Initialpunkt für 
Gruppen wie PGA (peoples global ac- 
tion) die sich international koordinier- 
ten und auch agierten. Sie nahmen 
Gipfeltreffen zum Anlass, ihren Protest 
zu artikulieren und propagierten früh 
den zivilen Ungehorsam, der die Ge- 
setze der kapitalistischen bürgerlichen 
Gesellschaften nicht anerkennen solle, 
da diese eine Politik betreibe, die nicht 
für die Menschen sondern für den Profit 
von Wirtschaftsunternehmen von Nut- 
zen ist. 


Smash capitalism! 


Auch wir als Antifa sind seit 1998 
bemüht internationale Kontakte herzu- 
stellen um einen Austausch über die ver- 
schiedenen Bedingungen linksradikaler, 
kapitalismuskritischer Politik herzustel- 
len. Durch die EU und die Angleichung 
der gesellschaftlichen Verhältnisse übe- 


rall in Europa und erstarkende faschisti- 
sche Bewegungen befinden sich viele 
antifaschistische Gruppen in ähnlichen 
Situationen was sich aufdie Art und The- 
men ihrer Politik auswirkt. Ab Mitte der 
er, anläßlich der Gipfeltreffen der 
internationalen Regierungs- und Wirt- 
schaftsgremien treten internationale An- 
tifa-Blöcke unter dem Motto „fight fort- 
ress europe“ und „smash capitalism“ auf. 

Zumindest für die deutsche Linke 
stellten sich wieder Bedingungen ein, 
bei denen mehr als 10 000 Menschen auf 
die Straße gingen. Die Öffentliche Reso- 
nanz ging jedoch gegen Null, ähnlich ge- 
ring war die Übereinstimmung der Ziele 
und Anliegen der verschiedenen Grup- 
pierungen und Organisationen. So 
liefen TierschützerInnen, die um den Er- 
halt einer bestimmten Art besorgt wa- 
ren, neben GewerkschafterInnen, die 
für europäische Standards der Beschäf- 
tigungssicherheit demonstrierten, durch 
die Straßen der Tagungsorte — jeweils 
gestärkt vom Gefühl „Viele“ zu sein. Um 
so größer die Enttäuschung, dass sich 
niemand dafür interessierte; die De- 
monstrationen fanden oft nur in einer 
Randnotiz Erwähnung. Jede Gruppe 
oder Organisation für sich hatte nicht die 
Möglichkeit den Druck soweit zu erhö- 
hen, dass der Protest diskussionsfähig 
wurde. 

In diese Situation platzte die 
„battle von Seattle“. Mit der Kombina- 
tion aus Massenmobilisierung und Mili- 
tanz hatte es die internationale Protest- 
bewegung in Seattle geschafft, den 
Schwerpunkt der Berichterstattungvom 
Konferenzsaal auf die Straße zu verla- 
gern. Seit Seattle nun sind die größten 
Gipfeltreffen von militanten Ausschrei- 
tungen begleitet. 

Nicht mehr nur die NGO’s mit 
ihren ganz konkreten Forderungen und 
Vorschlägen, sondern vor allem Aktio- 
nen, die unmissverständlich zeigen, dass 
ein der Bewegung nicht dialog- und re- 
formbereit ist und sich den herrschen- 
den Spielregeln widersetzt, rücken auf 
die Agenda. Die Militanten haben dabei 
zumindest das Ziel erreicht, durch das 
„Spektakel“ den Blickwinkel auf „die 
Radikalen“ und die symbolische Revolte 
umzulenken. Doch kann es nicht das 
Ziel der Militanten sein, den Focus zwar 
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auf die Proteste zu richten, die inhaltli- 
che Füllung der Kritik dann aber Grup- 
pen wie attac! zu überlassen. Militanz 
allein schon als Radikalität der Kritik 
schlechthin zu verstehen und nicht zu 
versuchen, die gewonnene Aufmerk- 
samkeit für die Artikulation linksradika- 
ler Positionen zu nutzen, läßt dabei die 
Zweckhaftigkeit von Militanz in Frage 
stellen. Es sollte deshalb, darum gehen, 
an der Radikalisierung der Kritik und 
Fragen von deren Vermittlung zu arbei- 
ten. 

Von der radikalen Linken gibt es 
bisher kein Konzept, auf welche Positio- 
nen aufmerksam gemacht werden soll. 
Stattdessen wird über die Reinheit der 
Form gestritten. Sind die tute bianche 
denn überhaupt richtig militant, wenn 
sie doch nur die Fernsehbilder ausnut- 
zen wollen, um dann gar nicht „weiter- 
zumachen“? Die Möglichkeit, die wir auf 
den Gipfeln haben, ist die der symboli- 
schen Politik und die nutzen die tute bi- 
anche momentan wesentlich besser als 
der „black bloc“. Dies ist ein Versäumnis, 
weil momentan die radikale Linke auf 
der Suche nach neuen Orientierungen 
ist und auch viele anpolitisierte Jugend- 
liche starkes Interesse an den Gipfelakti- 
vitäten haben. Von daher brauche wir ei- 
ne Kapitalismuskritik, die sich auch in 
die Bewegung hinein vermitteln läßt — 
mit Aktionsformen, die diese Inhalte 
symbolisch vermitteln. Wir sehen dies 
als einen Prozess an, der sich in der Aus- 
einandersetzung mit den unterschiedli- 
chen Zielen der Bewegungen entwic- 
keln sollte. 

Einen Beitrag hierzu wollen wir mit ei- 
ner in Kürze erscheinenden Broschüre 
leisten. Neben Einschätzungen der 
„Antiglobalisierungsbewegung‘ u.a. von 
Markus Wissen (BUKO), einem neuen 
Artikel von Michael Heinrich (Prokla) 
zur Kritik der Globalisierungskritik, der 
sich mit Kapitalismus- und Staatskritik 
beschäftigt, einem Interview mit Waller- 
stein zu Nationalismus und Globalisie- 
rung und einer durch die Broschüre 
leitenden Kommentierung der Antifa- 
schistischen Aktion Berlin haben wir uns 
bemüht, einige der interessanten Fra- 
gen, die sich die Linke anhand der neu- 
en Bewegung stellt, aufzugreifen. 
Antifaschistische Aktion Berlin (AAB) 


Die Broschüre wird unter anderem über den Antifa-Versand 
„red stuff“ - Weydingerstraße 14-16 - 10179 Berlin vertrieben 


Auf die Frage hin, ob und was die 
Linke mit feministischer Gesell- 
schaftskritik zu tun hat, würden wir 
sagen: Eine ernst zu nehmende radi- 
kale Linke unzweifelhaft sehr viel. Im 
folgenden soll im 1.Teil ein Einblick in 
die wohl in mehrfacher Hinsicht be- 
merkenswerte Gesellschaftskritik - 
den Wert-Abspaltungs-Ansatz von Ros- 
witha Scholz aus der KRISIS-Gruppe - 
gegeben werden: Indem er zwei 
gesellschaftskritische Perspektiven 
synthetisiert, ohne deren grundver- 
schiedene erkenntnistheoretischen 
Prämissen einzuebnen, ohne eindi- 
mensional zu systematisieren, ist er 
‚fähig, einen bisher nicht erreichbaren 
mehrdimensionalen Blick auf die 
Tiefenstruktur der modernen/postmo- 
dernen Gesellschaft und deren struk- 
turelles Formprinzip zu eröffnen. In 
der folgenden Interpretation des 
Ansatzes wird insbesondere auf ihm 
innewohnende zentrale Kritikpunkte 
einer radikal-feministischen Perspek- 
tive von Gesellschaftskritik eingegan- 
gen. In einem 2. Teil werden exem- 
plarisch am Thema „Sozialisation“ 
die wesentlichen Kritikpunkte aus 
‚feministischer Sicht konkretisiert. Der 
Artikel basiert in Grundzügen auf ei- 
nem mehrteiligen Vortrag zu radikal- 
‚feministischer Gesellschaftskritik, der 
in Leipzig gehalten wurde. 


Einleitung: Insistierung 
und Abgrenzung 


Die Geschichte der Linken ist 
bisher bezüglich ihres Umganges mit 
feministischer Kritik nicht gerade ein 
leuchtendes Beispiel. Denn auch mit 
Aufkommen der Neuen Frauenbewe- 
gung! tat sie sich schwer, auf femini- 
stische Kritik einzugehen, bestenfalls 
war es ein „wichtiges Thema“, das ge- 
trennt von der „allgemeinen“ Diskus- 
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sion behandelt wurde. Oftmals igno- 
rierte man sie dagegen fast vollkom- 
men. Festzustellen ist, dass dies über 
alle sonst so grundverschiedenen An- 
sätze in der Linken hinweg eine auch 
heute noch aktuelle eigenartige Ge- 
meinsamkeit bildet: Die Ausgrenzung 
feministischer Gesellschaftskritik aus 
dem Denken’. Dies betrifft sowohl die 
„kampagnenorientierte“ „antifaschisti- 
sche Bewegung‘ (laut dem Selbstver- 
ständnis der phase zwei, Göttingen 
zur Einführung der gender jungle- 
Rubrik in phase zwei, Sommer 2001) 
als auch die sich davon abgrenzenden, 
sich als ‚gesellschaftskritisch‘ verste- 
henden Gruppen.’ Dabei ist der Um- 
gang der Linken natürlich gesell- 
schaftlich geerdet: Er folgt nicht nur 
oberflächlich, sondern strukturell 
ganz und gar dem Umgang der bürger- 
lichen Gesellschaft.’ 

Mit der Ausgrenzung feministi- 
scher Kritik aus dem politischen Be- 
reich ist schließlich auch eine reale 
Separierungstendenz von Frauen ver- 
bunden, die ihnen oftmals und fälsch- 
licherweise angelastet wurde und wird 
(!), indem man Ursache und Wirkung 
verkehrt. Vielmehr ist die Separierung 
Ausdruck und Folge des Unvermögens 
der Linken, feministische Kritik zu in- 
tegrieren, ohne deren Prämissen dem 
Erdboden gleich zu machen. So wurde 
diese Kritik eben in anderem Rahmen 
- in Frauengruppen in oder außerhalb 
der Linken — thematisiert‘. Denn un- 


erkannt blieb von der Linken, dass das 
(meist) von Frauen Kritisierte sie so 
konkret persönlich betrifft, dass es 
ihren Wirkungsbereich auch aktuell 
einschränkt. Zu kurz greift der Um- 
gang, Sexismus zu thematisieren, in- 
dem ein willentliches, bewusstes, indi- 
viduelles Handeln (über)betont wird 
und so unvermittelt bleibt. Es fehlt da- 
bei eine Einordnung in die Gesell- 
schaftsstruktur, die eben patriarchal 
geprägtes Verhalten überhaupt her- 
vorbringt. Die grundlegende dialekti- 
sche Beziehung von Individuum und 
Gesellschaft, gesellschaftlich, histo- 
risch geprägte Normen und deren 
Verinnerlichung in die Psyche werden 
also außer acht gelassen. Das bisheri- 
ge Vorgehen vieler linker Gruppen ist 
um so mehr zum Scheitern verurteilt 
und geht am Kern des Problems zu- 
dem vorbei, wenn der Initiative das 
pragmatische, ja funktionalistische 
Ziel zugrunde liegt, als Struktur besser 
funktionieren, mehr leisten zu kön- 
nen. Das wäre im Gegenteil aus einer 
radikalfeministischen Perspektive ein 
Angriffspunkt. Denn radikale feminis- 
tische Gesellschaftskritik zielt grund- 
sätzlich darauf ab, das alltägliche 
Leiden der von den patriarchal ge- 
prägten gesellschaftlichen Verhältnis- 
sen Betroffenen‘ zu vermindern und 
als Basis einer Auseinandersetzung an- 
zustreben. Wie stark dieses Leiden, das 
gesellschaftlich verursacht ist und das 
tägliche Leben einschränkt, wirkt, 
wird im 2. Teil unseres Artikels exem- 
plarisch an der Problematik der „ge- 
sellschaftlichen Sozialisation“ konkre- 


tisiert. Es kann nicht stark genug be- 
tont werden, dass dieses Ziel der Lei- 
densverminderung eine der motivati- 
onsstärksten Quellen des Feminismus, 
ja überhaupt jeder Gesellschaftskritik 
ist. Andererseits gilt es grundsätzlich, 
das gesellschaftliche Formprinzip, das 
das hierarchische Geschlechterverhält- 
nis in die Grundstruktur der moder- 
nen Gesellschaft einlässt, zu kritisie- 
ren. Diese Grundstruktur lässt sich 
jedoch nur über die Priorität der Lei- 
densverminderung von (hauptsäch- 
lich) Frauen in dieser Gesellschafts- 
form überhaupt erfassen: Da der Blick 
auf Gesellschaft immer von der Posi- 
tion der BetrachterIn geprägt ist und 
kulturell-historisch Frauen aus der all- 
gemeinen, nämlich öffentlichen Ge- 
sellschaft ausgegrenzt waren, ist in die 
‚allgemeine, Perspektive der männli- 
che Standpunkt eingeschrieben. Korri- 
giert werden kann dieser androzentri- 
sche Blick auf Gesellschaft aber nur, 
wenn Frauen ermöglicht wird, ihre 
Erfahrungen, die notwendig der Logik 
des männlichen Prinzips widerspre- 
chen müssen, einzubringen, d.h. we- 
der unter männlichem Vorzeichen 
oder unter Anpassungsdruck, noch als 
bloße Duldung. Es muss sich also ge- 
gen eine solche trivialistische, weil an- 
drozentrisch ausgerichtete Verein- 
nahmung des Feminismus gesperrt 
werden, die feministische Kritik als 
bloßen weiteren Bereich an die Politik 
anhängen will. 

Stattdessen ist eine schlichtweg 
andere Perspektive von Gesellschaft 
und damit vermittelt eine andere 
Form der Auseinandersetzung gefragt, 
die das hierarchische Geschlechterver- 
hältnis als existent und mehrdimen- 
sional wirkend (im Sinne der Wert- 
Abspaltung) anerkennt. Dies wird zur 
notwendigen Prämisse der Möglich- 
keit einer kritischen, umfassenderen 
und nicht teilbereichsbeschränkten 
Auseinandersetzung über die aktuel- 
len gesellschaftlichen Verhältnisse. 


1. Die Wert-Abspaltung: 
Die Quellen des Ansatzes 


Der Ansatz speist sich aus zwei 
gesellschaftskritischen Quellen: einer 


radikalfeministischen Perspektive und 
einer Perspektive der neuen Marxre- 
zeption. Mit ersterem Begriff belege 
ich diejenigen Ansätze, die als patriar- 
chales Grundproblem nicht die unter- 
geordnete Stellung der Frau in der 
Gesellschaft bezeichnen, sondern 
grundlegend das System der Ge- 
schlechterordnung in Frage stellen. 
Das polar gedachte Geschlechter- 
verhältnis selbst ist das Problem, nicht 
die ‚Ungleichheit‘ von Frauen. Ein an- 
deres Denken würde die Problematik 
auf ein Verteilungsproblem von öko- 
nomischen, kulturell-symbolischen 
und sozialen Ressourcen verkürzen 
und so das Maß, an dem diese Un- 
gleichheit gemessen wird, nicht in 
Frage stellen: Das Maß läge außerhalb 
der Betrachtung "und würde still- 
schweigend als neutrale Kategorie 
vorausgesetzt. Diese ausgegrenzte Ka- 
tegorie bezeichnet jedoch die männli- 
che Norm, die kulturell historisch 
nachweisbar ist’. Radikalfeministische 
Betrachtung setzt also genau da an, wo 
‚allgemeine‘ gesellschaftliche Betrach- 
tungen aufhören: Sie fragt nach deren 
stillschweigenden Voraussetzungen, 
die wirken, ohne bewusst reflektiert 
zu sein. Dazu gehört die Basiskritik 
des Androzentrismus, die Kritik des 
universalisierenden Blickes von Män- 
nern auf Gesellschaft, der mit der Mo- 
derne zur allgemeinen Grundlage der 
Gesellschaft aufgestiegen ist und da- 
mit strukturell wirkt: Der Mann spricht 
im Namen der Menschheit, ohne die- 
se repräsentieren zu können und oh- 
ne seine strukturell herausgehobene 
Stellung in der Gesellschaft als solche 
zu reflektieren. Im Gegenteil: Seine 
Position wird als allgemein (für alle) 
geltend in der Gesellschaft vorausge- 
setzt. Diese männliche Selbstbezüg- 
lichkeit bei gleichzeitiger abstrakter 
Abspaltung von zugeschriebener‘ 
Weiblichkeit, findet auf allen gesell- 
schaftlichen Ebenen statt: sowohl auf 
der materiellen, auf sozialpsychologi- 
scher und auch auf kulturell-symboli- 
scher Ebene. Radikale feministische 
Kritik überprüft diese stillschweigen- 
den Voraussetzungen also auf ihre 
gesellschaftliche Konstitution und Ge- 
schichte hin: Alles scheinbar mensch- 
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lich ‚Natürliche‘ und in dem Sinne 
überhistorisch Gesetzte. So ist es nur 
logische Konsequenz, dass das neutral 
vorausgesetzte menschliche Instru- 
mentarium zur Erfassung von „Reali- 
tät“ — das heutige Denksystem kritisch 
unter die Lupe genommen wird." Das 
Denken wird mit seinem Kategorien- 
system, seinen Begriffsbildungen etc. 
auf seine Gewordenheit und seine Ge- 
schichte hin untersucht und in seiner 
Einlagerung in die Dynamik des Ge- 
schlechterverhältnisses erfasst. In An- 
knüpfung an die Kritische Theorie 
(v.a. Adornos Kritik der Identitäts- 
logik) wird davon ausgegangen, dass 
die patriarchale Gesellschaftsstruktur 
sich insofern in das Denken und in 
Begriffe eingeschrieben hat, als deren 
zugrundeliegende Logik eine kultu- 
rell-historisch männlich geprägte ist, 
nicht-verwertbares als ‚Weibliches‘ 
identifiziert und als nicht-logisch und 
formlos ausgegrenzt wird. Insofern er- 
scheint ‚Weiblichkeit‘ in den Begriffen 
nur durch Nicht-Existenz (als blinder 
Fleck) oder als inferior Gesetztes, Un- 
wesentliches. 

Die zweite Perspektive — die der 
neuen Marxrezeption — grenzt sich 
vom traditionellen Marxismus oder 
Arbeiterbewegungsmarxismus ab, des- 
sen zentraler Kritikpunkt die Aneig- 
nung des Mehrwerts durch das Kapital 
ist — d.h. unterschiedliche Verteilung 
von Ressourcen in der Gesellschaft. 
Stattdessen insistiert die neue Marx- 
rezeption auf die kapitalistische Pro- 
duktion. Kritisch-historisch werden 
die Begriffe in ihr kontextualisiert. Die 
Wertproduktion wird dabei als spezi- 
fisch für die kapitalistische Gesell- 
schaft herausgearbeitet — im Gegen- 
satz zum traditionellen Marxismus, 
der sie überhistorisch als menschlich, 
natürlich voraussetzt. Die erst wenige 
hunderte Jahre alte Form der kapitalis- 
tischen Vergesellschaftung ist nicht auf 
den ökonomischen Bereich be- 
schränkt, sondern wirkt auf allen ge- 
sellschaftlichen Ebenen: Sie formt u.a. 
ein nach dem Verwertungsprinzip und 
der Identitätslogik strukturiertes Den- 
ken" und eine spezifische Form der 
sozialen Beziehungen („Fetischis- 
mus“), die es vorher in dieser Form 
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nicht gab. Das hat zur Konsequenz, 
dass der Kapitalismus als Gesell- 
schaftsform separat betrachtet werden 
muss, um Rückspiegelungen in ande- 
re, nichtwarenförmige Gesellschafts- 
formen zu vermeiden. 

Beiden Quellen gemein ist ein 
historisches, aber in erläutertem Sinne 
geschichtskritisches Vorgehen und die 
durch Erkenntnis- und Subjektkritik 


ermöglichte Kritik der Basiskatego- 
rien. 


Die Entfaltung des 
Wert-Abspaltungsansatzes 


Seinem Selbstverständnis nach 
ist dieser Ansatz eine nicht abgeschlos- 
sene Theorie, eine Synthese zweier ge- 
sellschaftskritischer Perspektiven, oh- 
ne dass deren grundverschiedenen 
erkenntnistheoretischen Prämissen 
eingeebnet werden und ohne eindi- 
mensional zu systematisieren. Der An- 
satz ist der Versuch, den Blick auf die 
Tiefenstruktur der Gesellschaft, auf 
das gesellschaftliche Formprinzip der 
modernen/postmodernen Gesell- 
schaft zu eröffnen, indem die heutige 
Gesellschaft als Momentaufnahme in 
einem dynamischen Prozess betrach- 
tet wird — sie befindet sich im Fluss. 
Gleichzeitig wird die kapitalistische 
Gesellschaft separat betrachtet, da erst 
mit ihrem Aufkommen das Geschlech- 
terverhältnis und die Geschlechter- 
rollen — wie wir sie heute kennen — 
entstehen. Die Wert-Abspaltung 
nimmt ihren frühen Ausgangspunkt in 
der Antike. Aber erst mit der Durch- 
setzung der Industrialisierung im 18. 
Jahrhundert und der vollständigen 
Entfesselung der Warenform steigt die 
Wert-Abspaltung zum gesellschaftlich 
strukturierenden Formprinzip auf, er- 
fasst die Gesellschaft vollständig und 
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strukturiert sie auf allen Ebenen 
durch. Die Wert-Abspaltung hat seit- 
dem sowohl auf der gesellschaftlichen 
Wesens- als auch auf der Erschei- 
nungsebene strukturierende Wirkung. 

Roswitha Scholz beginnt diese 
Synthese strukturell mit einem radikal- 
feministischen Grundsatz: Der Kritik 
an der unhinterfragten, stillschweigen- 
den Voraussetzung des Geschlechter- 
verhältnisses und der damit verbun- 
denen androzentrischen Prägung der 
Perspektive, der Kategorien und Be- 
griffe in der neuen Marxrezeption, wie 
z.B. „Wert“ und „abstrakte Arbeit“ als 
auch des marxistischen Gesellschafts- 
begriffes. Die kapitalistische Gesell- 
schaft ist nach Marx geprägt von einer 
spezifischen Produktionsform: Es ent- 
stehen mit der Industrialisierung ano- 
nyme Märkte, die durch voneinander 
isolierte Privatproduzenten beliefert 
werden. Statt der Befriedigung der Be- 
dürfnisse der Menschen steht nun die 
ständige Wertproduktion im Mittel- 
punkt. Die Verwertungslogik, d.h. im- 
mer höhere Produktion in immer kür- 
zerer Zeit, bestimmt nach Marx die 
Gesellschaft total. Als ‚Gesellschaft‘ 
fasst er jedoch lediglich einen be- 
stimmten Teilbereich, nämlich exakt 
den, der kulturell-historisch dem 
Mann zugeordnet war — und:dies 
strukturell unzweifelhaft immer noch 
ist: die Öffentliche Sphäre. Sie ist die 
dominante, stark ausdifferenzierte ge- 
sellschaftliche Sphäre (Politik, Wirt- 
schaft, Wissenschaft, Kunst, Kultur 
etc.). Jedoch ‚muss man feststellen, 
dass ein Bereich von diesem gesell- 
schaftlichen Rahmen abgespalten ist, 
einer, der einer völlig anderen Logik 
als der, Zeit zu verausgaben, folgt: Die 
Reproduktionssphäre. Sie war und ist 
kulturell-historisch der Frau zugeord- 
net und umfasst den Bereich des ge- 


samten Privatlebens, in dem Freizeit 
verbracht, Familienleben gepflegt wird 
usw. Daraus folgt: 

1. Die Allgemeingültigkeit der bisheri- 
gen marxistischen Theorie als Gesell- 
schaftstheorie ist androzentrisch ver- 
zerrt und wird durch die Existenz der 
Reproduktionssphäre widerlegt: Als 
gesellschaftlicher Bezugsrahmen wird 
die (männlich strukturierte) Produk- 
tionssphäre (=öffentliche Sphäre) 
statt der gesamten Gesellschaft vor- 
ausgesetzt. 

2. Die Reproduktionssphäre kann 
nicht aus der Verwertungslogik erklärt 
oder abgeleitet werden. Einerseits 
sind die beiden Sphären voneinander 
unabhängig, andererseits bedingen sie 
sich gegenseitig und sind dialektisch 
jeweils vermittelt. Die Reproduktions- 
sphäre bildet sozusagen den notwen- 
digen Schatten des Werts, ist aber 
nicht der Wert. 

Mit diesem Bild wird auch eine 
Gewichtung, eine Hierarchie deutlich: 
Die öffentliche Sphäre ist mit ihrer aus- 
differenzierten Bereichsstruktur der 
dominante, sichtbare Teil, während 
die Reproduktionssphäre formlos, un- 
sichtbar, unbedeutend bleibt. An die 
Sphären sind mit ihrem Entstehen ein- 
deutige, d.h. sich ausschließende Ge- 
schlechtscharaktere geknüpft: Eigen- 
schaften, Tätigkeiten, Gefühle, 
Haltungen ete., die idealitär den Ge- 
schlechtern angehangen und zu ihrer 
Natur erklärt wurden." Die ge- 
schlechtsspezifischen Zuschreibungen 
charakterisieren wesentlich die sym- 
bolische Ordnung des warenprodu- 
zierenden Patriarchats. Die Wert-Ab- 
spaltung meint aber nicht eine bloße 
starre ‘Struktur der hierarchischen 
Sphärentrennung, sondern ist selbst 
mehrdimensional als dynamisches 
Formprinzip zu denken. Sie ist nicht 
auf die "ökonomische Ebene be- 
schränkt. Vielmehr umschließt sie als 
übergeordnete Metastruktur alle Ebe- 
nen und Bereiche, also wirkt sie eben- 
so auf sozialpsychologischer wie auch 
auf kulturell-symbolischer Ebene. Die 
Ausdifferenzierung des Lebensraumes 
in einen Bereich, in dem man arbeitet, 
und einen anderen, in dem man sich 
erholt, sich reproduziert, ist samt der 


polaren Geschlechterordnung erst mit 
Durchsetzung der kapitalistischen Pro- 
duktion entstanden. Sie ist also kein 
überhistorisches Phänomen, sondern 
ein Phänomen der Moderne. 


Konsequenzen 


Es muss einer Linken also 
darum gehen, nicht bei einzelnen pa- 
triarchalen Alltagserscheinungen fest- 
zuhängen, sondern das diesen Er- 
scheinungen zugrundeliegende 
Formprinzip der Wert-Abspaltung als 
Grundlage der aktuellen Gesellschafts- 
form abzuschaffen. Es hat nichts mit 
emanzipatorischen Ansätzen zu tun, 
Frauen anzuhalten, sich einzubringen, 
sich also sozial wie Männer zu verhal- 
ten. Das wäre lediglich die Verlage- 
rung des Geschlechterverhältnisses 
nach einer Seite hin, ohne die polari- 
sierende Hierarchie des Geschlechter- 
verhältnisses anzutasten. Darüber hin- 
aus entspräche es geradezu der 
aktuellen systemimmanenten”, realen 
Tendenz in der postmodernen waren- 
produzierenden, patriarchalen Gesell- 
schaft: Das männliche Prinzip weitet 
sich auf Frauen teilweise aus, ohne sei- 
ne moderne Konstitution, die dialek- 
tisch an ein inferior gesetztes Gegen- 
bild geknüpft ist — selbst aufgehoben 
zu haben. Die Sphärentrennung und 
deren geschlechtsspezifische polare 
Struktur bleibt erhalten: Trotz tenden- 
zieller Auflösung von Ehe und patriar- 
chaler Kleinfamilie, zunehmender Er- 
werbstätigkeit von Frauen usw. liegt 
trotzdem die Kindererziehung fest in 
weiblicher Hand. Der Zeitbezug von 
Frauen kann sich demnach von der 
Reproduktionssphäre nicht vollstän- 
dig lösen. Die Sphärentrennung bleibt 
somit strukturell geschlechtsspezifisch 
als Grundprinzip erhalten und stellt 
die systemimmanente Grenze der Ver- 
änderung der heutigen Gesellschaft 
dar. Das Patriarchat verwildert ledig- 
lich, da die Wert-Abspaltungsform 
unaufgehoben bleibt, ohne einge- 
schriebene Hierarchisierungen grund- 
sätzlich vorher destruiert zu haben. 

Es muss also um die reale Über- 
windung von sozialer Männlichkeit 
und Weiblichkeit gehen, wie sie in der 


Moderne polar entstanden und in der 
Postmoderne unaufgehoben fortwir- 
ken. Die Spezifik der Postmoderne ist 
also nicht, dass sich das hierarchische 
Geschlechterverhältnis in geschlechts- 
neutrale Gleichheit auflöst — wie ge- 
meinhin auch in linken Kreisen 
angenommen wird. Vielmehr werden, 
indem es sich an aktuelle Gegebenhei- 
ten systemimmanent anpasst, struktu- 
relle Widersprüche des Geschlechter- 
verhältnis und seine wahnhafte 
Konstitution in der Moderne nun 
überhaupt erstieinmal auffällig. 


Es gilt also,den Pelz der.linken 
Praxis und Gesellschaftskritik gehörig 
und fein säuberlich gegen seinen pa- 
triarchalen Strich zu bürsten. Das wird 
weh tun: Etwa ‚allgemeine‘ Grund- 
positionen auf Androzentrismus hin 
zu überprüfen. Es verlangt kritische hi- 
storische Betrachtung auch gegenüber 
der eigenen Geschichte, eine Synthese 
von radikalfeministischer und neo- 
marxistischer Erkenntnis- und Sub- 
jektkritik. Da der Inhalt einer solchen 
neuen Perspektive zudem nie ihrer 
Form unvermittelt gegenüber steht, ist 
mit ihr auch eine Veränderung der 
Auseinandersetzungs- und Gruppen- 
form notwendig verbunden. Das 
heißt, die Nicht-Repräsentanz von 
Frauen und Androzentrismus sowohl 
in eigenen inhaltlichen ‚allgemeinen‘ 
Positionen als auch formell in den 
Strukturen herauszuarbeiten und ih- 
nen gleichzeitig entgegenzuwirken. 
Das kann durch eine andere Gruppen- 
struktur erfolgen, die die realen gesell- 
schaftlichen Verhältnisse „verkehrt“ — 
dadurch werden ‚Selbstverständlich- 
keiten‘ in ihrer androzentrischen Prä- 
gung nicht nur formell sichtbar, es 
wird auch ein anderes inhaltliches Bild 
in der Diskussion entstehen: Indem ei- 
ne Gruppe mehrheitlich aus Frauen 
besteht und vom Ansatz der Wert-Ab- 
spaltung ausgeht. Darüber hinaus 
kann auf die Methode der Erinne- 
rungsarbeit von Frigga Haug hinge- 
wiesen werden. Diese wirkt realen 
Vereinzelungs-Mechanismen, die auf 
Frauen in der öffentlichen Sphäre wir- 
ken (also auch in der Politik) entgegen 
und versucht, mögliche gesellschaftli- 
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che Grundstrukturen des Geschlech- 
terverhältnisses aus individuell er- 
scheinenden Phänomen zu konden- 
sieren. Nicht zuletzt muss man sich 
wohl oder übel auch mit einer 
Grundkritik an ‚Politik, aus diesem 
Blickwinkel beschäftigen, ist es einer- 
seits ein durchweg männlich struktu- 
rierter Bereich und andererseits als 
staatsvoraussetzende Struktur prinzi- 
piell systemimmanent." 


2. Radikälfeministische Kritik 
am Beispiel der 
menschlichen Sozialisation 
in unserer Gesellschaft 


Im folgenden möchte ich von 
einem solchen Standpunkt aus an- 
hand von Studien die menschliche 
Sozialisation vom Säuglingsalter bis 
zur Schule skizzieren. Die Untersu- 
chungen sind nicht ohne die nötige 
System- und Leistungskritik zu be- 
trachten. Es kann letzten Endes kein 
linksradikales Ziel sein, Frauen den 
Männern gleichzustellen und sie zu 
gleichberechtigten Warenproduzen- 
ten zu machen. Dies wäre keine Befrei- 
ung, sondern eine Angleichung an die 
männliche Norm. Einzige Befreiung 
aus dem Zwang des Dualismus ist die 
radikale Beseitigung des ganzen Sys- 
tems als warenproduzierendes Patriar- 
chat. Gesucht ist ein neuer Mensch. 
Trotzdem gehört eine Beschäftigung 
im Bereich der Gleichberechtigung zu 
jeder linken Position. Dies ist notwen- 
dig, um Frauen das Leben hier lebens- 
werter, ja überhaupt lebbar zu ma- 
chen. In diesem Zusammenhang ist es 
wichtig, sich mit Sozialisation ausein- 
ander zu setzen." Dies ist wichtig, um 
zu begreifen, wie total die Gesellschaft 
auf Individuen wirkt, wie stark die hie- 
rarchische Bewertung der Geschlech- 
ter ist und was das für Frauen und 
Mädchen bedeutet, die ihr Leben lang 
gedemütigt und herabgesetzt werden 
und irgendwann ihre Minderwertig- 
keit, die ihnen aufgrund ihres kulturell 
zugewiesenen Geschlechts permanent 
vermittelt wird, für sich annehmen. Als 
Ergebnis dieser Auseinandersetzung 
fordere ich eine Sensibilisierung vor 
allem (aber nicht nur) von Männern 
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sellschaftlicher Metastruktur (Kon- 
text) —, eine völlige Überarbeitung der 
Marxschen Begriffe, der Krisentheorie 
etc. anzugehen. 

‘ siehe z.B. Wissenschaftsbetrieb, in 
dem sich langsam eine Frauen- und 
Geschlechterforschung etabliert, diese 
aber weitgehend isoliert bleibt, wäh- 
rend die ‚große‘, sich weiter allgemein 
und universalistisch gerierende Wis- 
senschaft völlig unbekümmert davon 
die Welt weiterhin androzentristisch 
erklärt. 

’ Andererseits hat sich ein Großteil der 
feministischen Denkansätze auf die 
Kritik des Geschlechterverhältnisses 
festschreiben, ja ausgrenzen lassen, 
ohne sie mit anderen gesellschaftskri- 
tischen Perspektiven, die sich erst ein- 
mal neutral gerieren, zu verbinden 
und eine grundlegende Gesellschafts- 
kritik zu entwerfen. 

‘ Hier kann und wird nicht existentia- 
listisch & biologistisch vorausgesetzt, 
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dass es sich per se um ‚Frauen, han- 
delt: Prinzipiell kann es jede Person 
sein, weil jede dem Zwang der Katego- 
rie ‚„Zweigeschlechtlichkeit‘, ‚Zwangs- 
heterosexualität‘ (Transsexualität, 
Intersexualität) ausgesetzt ist und dem 
nie entspricht. Auch ‚Männer‘ können 
an der zugeschriebenen und unerfüll- 
baren ‚Männlichkeit‘ leiden. Natürlich 
muss immer betont werden, dass die 
Hierarchie für sie tendenziell qualita- 
tiv und quantitativ unterschiedliche 
Leidenspotentiale vorprägt. 

” siehe Hausen, von Braun, Fox-Keller 
etc. 

® Ich hebe den dekonstruktivistischen 
Ansatz — entgegen R. Scholz — aus- 
drücklich insofern hervor, da dieser 
Ansatz maßgeblich die Ebene der 
Genese von Denken, Sprache etc. be- 
leuchtete und den Blick darauf fokus- 
sierte, als das Subjekt-Objekt-Verhält- 
nis von schaffendem Akteur und 
geschaffenem Zeichensystem so er- 
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hebliche Wirkung auf das Zeichen- 
system hat, dass das als ‚genuin 
menschlich‘ verstandene Werkzeug 
selbst ebenso stark historisch geschlif- 
fen hat, dass das heutige Sprach- und 
Denksystem an sich vom historisch 
Agierenden geprägt ist. Dass der 
Ansatz darüber hinaus nicht materiali- 
stisch geerdet ist, sehe ich zweifellos 
als notwendige Basiskritik. 

’ siehe v.a. Christina von Braun 

" siehe Sohn-Rethel: Warenform und 
Denkform., aber auch Rudolf 
Wolfgang Müller: Geld und Geist. 

"" Dass Geschlechterstereotype, die 
sich heutzutage aufzulösen scheinen, 
in ihrer Eindeutigkeit erst mit dem 18. 
Jahrhundert kulturell geformt wur- 
den, wird sehr gut erklärt in: Karin 
Hausen: Die Polarisierung der Ge- 
schlechtscharaktere. 

"  Geschlechtervorstellungen usw. 
verändern sich auch innerhalb des ka- 
pitalistischen Systems mit der gesell- 
schaftlich-kulturellen Wert-Abspal- 
tungsdynamik. 

® Johannes Agnoli: Kritik der Politik. 
" Sozialisation meint die Eingliede- 
rung eines Menschen in die Gesell- 
schaft durch gesellschaftliche Prägung, 
insbesondere durch Erziehung. 

» Studie von H. A. Moss in: Ursula 
Scheu: Wir werden nicht als Mädchen 
geboren, wir werden dazu gemacht 

' Friedrich / Bergk, ebenda 

" Lewis, ebenda. Die Untersuchung 
zeigt, welche Versuche unternommen 
werden, die Aufmerksamkeit kleiner 
Jungen von den Eltern weg (hier wur- 
de die Mutter untersucht) zu Spiel- 
objekten zu lenken: „Der Junge wird 
durch die Mutter aktiv anderen 
Objekten zu gewandt. Sie schleudert 
z.B. Stofftiere weit von sich weg, damit 
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Nochmalyon vorn 


Einleitung zu einer mögli- 


chen Sexismusdebatte in der phase 


zwei und einem gescheiterten 
Schwerpunkt in dieser Ausgabe. 


Eigentlich hatte die Lage sich ja längst 
beruhigt. Die Debatte um den Umgang 
der Antifaschistischen Aktion Berlin 
(AAB) mit Vergewaltigern hatte zwar 
keinen Abschluss gefunden, war aber 
weitestgehend abgeflaut. Die Vielzahl 
von Gruppen und Zusammenhängen, 
die sich in diesem Zusammenhang ei- 
ne Meinung pro oder kontra „Defini- 
tionsrecht“ gebildet hatten, haben die- 
se Meinung und ihre daraus 
resultierenden Konsequenzen veröf- 
fentlicht. Auf dem Antifakongress in 
Göttingen konnte sogar mit der AAB 
deren aktualisierte Position diskutiert 
werden. Und im ganzen Land begann 
wieder Ruhe in der Sexismusfrage ein- 
zukehren. 

Doch auf wie wenig Selbstver- 
ständlichkeit daraus tatsächlich ge- 
schlossen werden kann, zeigte sich 
schon bei der ersten Ausgabe dieser 
Zeitschrift. Als es um eine Nachberei- 
tung der in Göttingen geführten Dis- 
kussion ging, gelang es innerhalb der 
Redaktion nicht, eine Position zum 
Umgang mit den Sexismusvorwürfen 
gegen die Antifaschistische Ak- 
tion/Bundesweite Organisation oder 
zu den Standpunkten der AAB bis zur 
Veröffentlichungsreife zu entwickeln. 
Für derartige Beiträge, so wurde ein- 
hellig eingeschätzt, bedürfe es einer 
inhaltlichen Auseinandersetzung statt 
einfacher Statements. 

Das bedeutete in der Konse- 
quenz, die Bearbeitung der Thematik 
Sexismus auf die zweite — also diese — 
Ausgabe zu verlegen, um sich ihr um- 
fassender widmen zu können. Ent- 
sprechend war für diese Ausgabe 
neben der Beschäftigung mit den Pro- 
testen gegen Globalisierung auch 
Sexismus als Schwerpunkt geplant. 
Dieses Vorhaben ist gescheitert, da wir 
mit den beiden vorliegenden Texten 
zur Einordnung der Debatte um den 
Umgang mit Vergewaltigungen und 


das „Definitionsrecht“ in eine allge- 
meinere Sexismusdiskussion zwar ei- 
nen Anfangspunkt für eine Wieder- 
aufnahme der Diskussion jenseits der 
Auseinandersetzung mit einem aktu- 
ellen Fall vorliegen haben, aber den 
Ansprüchen an Umfang und inhaltli- 
cher Umfassendheit für einen Schwer- 
punkt nicht gerecht wurden. 

Da hilft es wenig, dass dies alles 
anders geplant war. Erneut sind wir 
vertröstet worden. Die Antifa Bonn/ 
Rhein-Sieg hat uns den erwarteten 
Text nicht zur Verfügung gestellt, ob- 
wohl die Gruppe ihrem Selbstver- 
ständnis nach seit Jahren kontinuier- 
lich an der Thematik arbeitet und 
derzeit auch zu Ergebnissen gekom- 
men ist. Es soll an dieser Stelle nicht 
über dieses für uns ärgerliche und kri- 
tikwürdige Vorkommnis lamentiert 
werden, aber wir werten es als Symp- 
tom einer allgemeinen Lage. Die Dis- 
kussionen um Sexismus kommen 
nicht voran. Entweder versacken sie in 
der Unfähigkeit der Gruppen, aus 
ihren Erkenntnissen substantielle Ver- 
änderungen abzuleiten, oder aber die- 
se Erkenntnisse kaprizieren sich von 
vornherein auf einen gesellschaftli- 
chen Zustand, der in seiner Allgemein- 
heit für Konsequenzlosigkeit sorgt. 
Und wer kann in diesem Zusammen- 
hang verschweigen, dass auch das 
Interesse an einer solchen Diskussion 
— besonders wenn sie konkret und 
praktisch wird — nicht vorausgesetzt 
werden kann. 

In einer solchen Situation birgt 
jede veröffentlichte Position, die sich 
auf die tatsächliche Praxis der Grup- 
pen bezieht, in sich die Gefahr, als un- 
realistisch, unehrlich oder indiskuta- 
bel verworfen zu werden. Soweit wir 
sehen, hat aus dem Rahmen dieser 


Vorgaben niemand einen Ausweg. 
Wenn wir trotzdem auf Diskussionen 
bestehen wollen, dann ist das Aus- 
druck unserer Überzeugung, dass 
praktische und gesellschaftliche Ver- 
änderungen weder durch Abwarten 
noch pietätvolles Schweigen ange- 
sichts der Hindernisse, vor denen ei- 
ne inhaltliche Auseinandersetzung 
steht, erreicht werden. All jenen aber, 
denen das Niveau der Auseinander- 
setzung zu niedrig, die ausgesproche- 
nen Überzeugungen zu selbstver- 
ständlich sind, sei gesagt, dass eine 
Diskussion nicht besser ist als ihre 
Geschichte. Die Geschichte der Dis- 
kussionen um Sexismus aber ist ge- 
kennzeichnet von Diskontinuitäten, 
Abbrüchen und Revisionen. Mehr als 
in anderen Bereichen gilt hier: was 
einmal ausgesprochen wurde, hat sich 
deshalb noch lange nicht durchge- 
setzt. Mit den jetzt vorliegenden Tex- 
ten plädieren wir deshalb für einen 
Neuanfang, oder besser: eine Wieder- 
aufnahme alter Diskussionen. 

Es ist hier nicht der Ort für Ver- 
sprechungen. Die Rubrik „gender jun- 
gle“ wird aus sich selbst heraus zeigen 
müssen, ob sie bloßer Anhang oder 
tatsächlich Ort für Auseinanderset- 
zungen mit Feminismus und Sexismus 
ist. Sie wird damit auch Spiegel der 
Realität jener Gruppen sein, die pha- 
se zwei für sich nutzen. 
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SEXISmMUus -vomAll 
gemeinen zum Besondernen. 


Eine Annäherung 


Im Voraus: Dünnes Eis 


Das Gelände ist vermint. Wird 
über sexistische Strukturen der Gesell- 
schaft und somit auch in der Linken 
diskutiert — über die, leider soge- 
nannte, Vergewaltigungsdebatte und 
patriarchale Geschlechterbeziehun- 
gen, ist das Gelände unsicher. Gera- 
de wenn dies mit dem Ziel geschieht, 
die eigenen Ansichten zu veröffentli- 
chen. Keine Frage, heißes Thema das. 
Wir haben uns Zeit genommen und 
befinden uns dennoch nicht am Ende 
der Auseinandersetzung. Innerhalb 
unserer Gruppe haben wir unsere 
Positionen verändert, relativiert, radi- 
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kalisiert, umgeworfen, wieder aufge- 
griffen und so weiter. Und obwohl 
dies so ist, es kaum Endgültigkeit ge- 
ben kann, halten wir es für wichtig, 
Gruppenstandpunkte zu veröffentli- 
chen. Denn ein bloßes Angreifen an- 
derer Gruppen oder unhinterfragtes 
Abnicken z.B. des Definitonsrechts, ist 
vielleicht der leichtere Weg, nur dabei 
ebenso der in die Sackgasse. 

So haben wir uns entschieden, 
drei Teile zu erarbeiten und zwar: zu- 
nächst eine Annäherung an die Ver- 
knüpfungen von Patriarchat und Kapi- 
talismus samt  allgegenwärtigen 
Auswirkungen des hierarchischen 
Geschlechterverhältnisses, einen zwei- 
ten, der sich mit Szene- 
strukturen im Besonde- 
ren auseinandersetzt und 
schließlich, einen extra 
Teil unseren Diskussio- 
nen zum Definitionsrecht 
zu widmen. Wie immer 
bei der Zusammenfas- 
sung von Gruppendiskus- 
sionen, mussten Kompro- 
misse gefunden, einige 
Bereiche herausgelassen, 
andere konnten nur kurz 
angerissen werden. Er- 
wähnt sei hier, dass wir 
selbstverständlich keine 
Eigenschaften, Handlun- 
gen oder Attribute als an 
sich „männlich“ oder 
„weiblich“ ansehen. 
Wenn wir diese Begriffe 
im Text verwenden, dann 
im Kontext der gesell- 
schaftlichen Geschlech- 
tertypisierung. Außerdem 
sehen wir die bipolare 
Aufteilung in zwei Ge- 


schlechter als künstlich, konstruiert 
und schon als per se einschränkend 
und unterdrückend an, die z.B. trans- 
sexuelle, intersexuelle oder transgen- 
dered Menschen negiert. 

Wie erwähnt stellen Texte im- 
mer eine Verkürzung dar. Aber voilä: 
here it is. Über konstruktive Auseinan- 
dersetzungen freuen wir uns. 


AFBL - Antifaschistischer 
Frauenblock Leipzig. 


Alles Teil des Systems 


Durch Humanismus und Auf- 
klärung, sowie durch die Emanzipa- 
tionsbewegung, die Einführung der 
Menschenrechte und den postmoder- 
nen Individualismus hat sich zwar ei- 
niges an der wirtschaftlichen und ge- 
sellschaftlichen Position von Frauen 
geändert, das Geschlechterverhältnis 
bleibt aber trotz Verschiebungen nach 
wie vor ein hierarchisches. Gesell- 
schaftliche Veränderungen haben zu 
formellen Gleichbehandlungen z.B. 
bei Zugangsmöglichkeiten zu Bildung 
und Politik geführt. Durch das Wahl- 
recht bekamen Frauen die Möglich- 
keit, in der Sphäre der gesellschaftli- 
chen Öffentlichkeit zu wirken. 

So wurden einzelne Forderun- 
gen der diversen Frauenbewegungs- 
kämpfe erfüllt, konnten aber in das ka- 
pitalistische, patriarchale System 
integriert werden. Die patriarchale 
Gesellschaft existiert aufgrund von 
Macht- und Hierarchiestrukturen, die 
mit der kapitalistischen Wirtschafts- 
und Lebensform verflochten sind. Das 
Patriarchat ist nicht nur ein Erschei- 
nungsbild des Kapitalismus, aber die- 
ser nutzt die Geschlechtertrennung. 
Ein Merkmal des patriarchalen Kapita- 
lismus ist die Trennung von Produk- 
tions- und Reproduktionssphäre. 
Diese ist beispielsweise wichtig, um 
die Arbeit im Reproduktionsbereich 
unbezahlt, bzw. nur über die Lohn- 


arbeit des Mannes indirekt vergütet, 
zu gewährleisten. In den letzten Jah- 
ren haben immer wieder Verschiebun- 
gen innerhalb der traditionellen 
Geschlechterrollen stattgefunden. 
Vermeintlich fortschrittliche Ansätze, 
die nicht auf die Abschaffung des 
Ganzen abzielten und somit nicht ra- 
dikal waren, konnten in das flexible 
System eingebunden werden und wa- 
ren begleitet von konservativen Ge- 
gen- bzw. Backlash-Bewegungen. Die- 
se Transformationen führten weder 
zur Auflösung der Geschlechter noch 
zu einer Angleichung an die männ- 
liche Norm. 

Die geschlechtshierarchischen 
Machtverhältnisse äußern sich vielfäl- 
tig in den verschiedensten Bereichen. 
Weitgehend stehen Frauen zum Bei- 
spiel inzwischen alle Berufszweige of- 
fen, aber sie sind immer noch die 
Hauptverantwortlichen für den Repro- 
duktionsbereich, bei der Karrierepla- 
nung hindert sie nach wie vor die viel- 
beschworene Doppelbelastung. 


Bis heute wird innerhalb dieser 
Gesellschaft in „typisch männliche“ 
und „typisch weibliche“ Tätigkeiten 
unterschieden. Diese Unterteilung 
stellt gleichzeitig eine Wertung dar, 
die sich bis in den Alltag hinein zieht. 
So sind „typisch männliche“ Tätigkei- 
ten oder Berufe angesehener, sie gel- 
ten meist als produktiv, führend und 
planend und sind auch heute noch oft 
besser bezahlt, als die den Frauen zu- 
geordneten Berufe. 

Frauen sind hingegen vermehrt 
im Dienstleistungssektor oder im so- 
zialen Bereich tätig. Ihnen wird Ein- 
fühlungsvermögen, Fürsorglichkeit 
und eine vermittelnde Funktion zuge- 
sprochen. Geht man von einer Hie- 
rarchie der Berufsgruppen und gleich- 
zeitig von einer Hierarchie der 
Geschlechterrollen aus, folgt daraus, 
dass eine Frau, welche in eine „männ- 
liche Domäne“ vordringt und somit 
mehr oder weniger ein Rollenstereo- 
typ durchbricht, mit unterschiedlichen 
Problemen zu kämpfen hat. Zum Bei- 
spiel einer Hierarchie, in der Frauen 
untergeordnet sind, dem Klischee der 
Unfähigkeit und dem „natürlich feh- 


lenden Grundwissen“ und der kriti- 
scheren Beurteilung ihrer Arbeit. 

Oftmals werden ihnen Teile ih- 
rer „Weiblichkeit“ abgesprochen. So 
wird Frauen in Führungspositionen 
vorgeworfen, sich männlicher Hand- 
lungsweisen bedient zu haben. Durch- 
setzungsvermögen, Machtstreben und 
dominantes Auftreten werden als 
männlich kategorisiert. Die Geschlech- 
teraufteilung wird damit permanent 
manifestiert und nicht durchbrochen. 

Ergreifen Männer andererseits 
„typisch weibliche“ Berufe wird ihnen 
gerne ihre „Männlichkeit“ abgespro- 
chen (z.B. Weichei-Waschlappen-Vor- 
wurf). Gesellschaftlich ist dies eigent- 
lich ein hierarchischer Abstieg/ 
Machtverlust, aber in den speziellen 
Bereichen wird ihre Tätigkeit von den 
Mitarbeiterinnen als besonders positiv 
und lobenswert angesehen. Es werden 
ihnen eher Fehler zugestanden, weil 
sie mit diesem Bereich „nicht vertraut“ 
sind. Von anderen Männern hingegen 
werden sie oft belächelt. 

Ähnliche Mechanismen wirken 
im Freizeitbereich. „Versagt“ zum Bei- 
spiel ein Mann — mal ganz platt: kann 
er nicht Fußball spielen —, so wird dies 
mit fehlendem Talent oder individuel- 
lem Nichtkönnen begründet. „Versa- 
gen“ Frauen hingegen, so ist dies oft 
genug die Bestätigung für das Versa- 
gen eines ganzen Geschlechts. Dies 
äußert sich dann in Sätzen wie: „Hab’ 
ich es doch gewusst — Frauen können 
so etwas nicht.“ oder: „Frauen sind für 
so etwas einfach nicht geschaffen“. 
Dass diese Denkweise allerdings auf 
eine geschlechtsspezifische, männer- 
zentrierte Sozialisation zurückzufüh- 
ren ist, wird dabei nicht beachtet. Indi- 
viduelle oder sozialisationsbedingte 
Unterschiede werden so übergangen, 
dass eine allgemein gültige Aussage 
über Geschlechter möglich wird. 

Die Trennung in Reproduk- 
tions- und Produktionsspäre erlangt 
auch eine zentrale Bedeutung in der 
Familienpolitik. Die heterosexuelle 
Kleinfamilie ist die gesellschaftliche 
Keimzelle, um das Geschlechterver- 
hältnis aufrechtzuerhalten, traditio- 
nelle Werte weiterzugeben und um 
Kinder perfekt für die Gesellschaft zu 
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sozialisieren. Weiterhin nutzt das ka- 
pitalistische, patriarchale System die 
traditionelle Rollenzuschreibung be- 
sonders in den Medien und dienstlei- 
stungsorientierten Wirtschaftszwei- 
gen. Hier werden „weibliche“ Körper 
und Fähigkeiten verwertet. 


Sexistischer Normalzustand 


Das hierarchische Geschlechter- 
verhältnis findet auch seinen Ausdruck 
im sexistischen Alltag, der von struk- 
turellen und individuellen Bedrohun- 
gen und Einschränkungen geprägt ist. 
Diese umfassen eine große Band- 
breite, wie sexistische Sprüche, unge- 
wollte Berührungen oder anmaßende 
Erpressungsversuche. Schon die Mög- 
lichkeit einer Vergewaltigung und da- 
mit verbundene Ängste begrenzen 
Frauen in ihren Möglichkeiten. 

Dieser Position steht die gesell- 
schaftlich vorgeprägte relative Macht- 
position von Männern gegenüber. 
Diese Hierarchie wird von Frauen und 
Männern ständig reproduziert. Sie auf- 
zubrechen, bedeutet einen kräftezeh- 
renden und radikalen Kampf. 

Geschlechtsspezifische Hierar- 
chie- und Machtkonstellationen wir- 
ken sich auch auf Sexualität und Kör- 
perempfinden aus. Eine „natürliche“ 
Sexualität existiert nicht, Lustempfin- 
den und Wünsche sind vergesellschaf- 
tet. Allgemein wird jedoch ein anderes 
Bild vermittelt, Sexualität wird indivi- 
dualisiert, als rein privat angesehen 
und zusätzlich mit Tabus belegt. Dem 
geschlechtshierarchischen System ist 
ein ungutes Körpergefühl von Frauen 
immanent, das diese jedoch ebenfalls 
als persönliches Problem begreifen 
sollen. Diese Verwundbarkeit wird be- 
nutzt, um sexualisierte Gewalt auszu- 
üben, die unter anderem in Vergewal- 
tigungen ihren Ausdruck finden kann. 
Bei einer Vergewaltigung versucht der 
Täter, zu kontrollieren, zu beherr- 
schen und zu erniedrigen. Der Täter 
ist für sein individuelles Handeln ver- 
antwortlich. Zusätzlich ist eine Verge- 
waltigung in einen gesellschaftlichen 
Kontext eingebunden. Um die Mög- 
lichkeiten von sexualisierter Gewalt 
als Machtausübung und Erniedrigung 
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abzuschaffen, müssen patriarchale 
Verhältnisse aufgelöst werden. 


Szene - nur Teil des Ganzen 


Klar ist, dass die sogenannte 
Szene nicht außerhalb der Gesellschaft 
steht. Nur aufgrund ihrer emanzipato- 
rischen Ansprüche werden Linke nicht 
zu besseren Menschen. In einem lin- 
ken Umfeld, zum Beispiel innerhalb 
einer (sub-)kulturellen Szene, deren 
Leute als weitestgehend politisiert be- 
zeichnet werden, fehlt oftmals das Be- 
wusstsein für antisexistische Themen. 
Ein antisexistisches Selbstverständnis 
gehört zwar in linken Projekten inzwi- 
schen beinahe zum Standard, wird je- 
doch kaum mit Inhalten gefüllt. So 
kommt es nicht selten vor, dass bei 
Konzerten jeglicher Musikrichtungen 
sexistische Ansagen oder Texte zu 
hören sind. Wird.dies überhaupt the- 
matisiert, ist die Reaktion oft Unver- 
ständnis: die Band sei doch gut, man 
dürfe das alles nicht zu ernst nehmen, 
schließlich sei es ja nur ein Lied und al- 
les nur eine Interpretationsfrage etc. 
Ein irgendwie politischer Anspruch 
scheint, sich im sozialen Bereich häu- 
fig gar nicht fortzusetzen. Sexistische 
Sprüche am Tresen, Rumgepose in der 
Disse oder Antatschen im Gedränge 
sind auch in linken Läden an der 
Tagesordnung. Abgetan wird dieses 
Verhalten beispielsweise damit, dass 
der Verantwortliche jedoch ansonsten 
ein guter Antifaschist oder Kumpel ist. 
Von Paarbeziehungen wollen wir gar 
nicht erst anfangen, diesem Bereich 
sollte mal ein eigener Text gewidmet 
werden. 

Auch in Gruppenstrukturen ist 
Sexismus ein niemals endendes The- 
ma. Trotz des vielen Geschriebenen 
und Gesagten sind kaum Fortschritte 
erzielt worden. Im Gegensatz zu an- 
deren Themen verlaufen Diskussio- 
nen über Sexismus, so sie überhaupt 
geführt werden, oft sehr aufgeheizt 
und kommen über strukturelle Stan- 
dards (z.B. quotierte Redeliste, pa- 
ritätisch besetzte Podien) selten hin- 
aus. 

Außerdem scheint es, als müss- 
ten seit Jahren immer wieder diesel- 


phase zwei null zwei 


ben Diskussionen geführt werden. 
Hier kann zum Beispiel das ewig leidi- 
ge Redeverhalten genannt werden. 

Wenn es dann zu strukturellen 
Maßnahmen gekommen sein sollte, 
stellen solche Veränderungen immer 
nur einen Schritt auf dem Weg zur 
Abschaffung von Sexismus dar. Weder 
sexistische noch sozialisationsbeding- 
te Verhaltensweisen werden damit in 
Frage gestellt oder aufgelöst. So än- 
dert sich zum Beispiel das generelle 
Dominanzverhalten eines Mannes 
auch durch quotierte Redelisten nicht. 
Gerade außerhalb von Gruppenstruk- 
turen ist ein reflektierteres Verhalten 
nicht zu bemerken. Allerdings werden 
von Frauen die geschaffenen Möglich- 
keiten oft nicht ausgeschöpft, denn die 
Angst, zu versagen, das Unbehagen vor 
der zu übernehmenden Verantwor- 
tung wird nicht abgebaut. Diese Ängs- 
te können nur überwunden werden, 
wenn sie aktiv angegangen werden 
und sich nicht auf einem Status Quo 
ausgeruht wird. 

Frauen in der linken Szene ge- 
hen ständig zugunsten einer vermeint- 
lich allgemeinen Politik Kompromisse 
in Bezug auf die Thematisierung sexis- 
tischer Verhältnisse und Verhaltens- 
weisen ein. Oft genug verzichten sie 
auf diese Diskussionen, obwohl sie ih- 
nen wichtig sind, um mit der Arbeit in- 
nerhalb der Gruppe voranzukommen 
oder weil sie negative Reaktionen be- 
fürchten. Diese müssen sich nicht in 
Form von Dissing anderer Leute äu- 
Bern, ein bloßes Augenrollen oder an- 
dere Anzeichen von genervt Sein rei- 
chen unter Umständen aus, um 
Frauen die Motivation für die Diskus- 
sion zu nehmen. Diese Anzeichen ver- 
mitteln Frauen, dass es kein Interesse 
an einer Auseinandersetzung gibt. Das 
Thema Sexismus wird nicht nur be- 
lächelt, sondern auch gerne übergan- 
gen oder immer wieder verschoben. 
So gehen Frauen innere Kompromisse 
für die aktuelle Politik ein, um es nicht 
ständig „eskalieren zu lassen“. Wenn 
Gruppen gesellschaftlichen Sexismus 
und eigenes sexistisches Verhalten ig- 
norieren, wird sich nichts ändern. 


„Definitionsrecht“ 


Sexualisierte Gewalt ist immer 
Ausdruck der bestehenden Machtver- 
hältnisse zwischen Männern und 
Frauen und somit Ausdruck der patri- 
archalen Gesellschaft, in der wir leben. 
Gerade sexualisierte Übergriffe (im 
schlimmsten Fall Vergewaltigung) 
werden von Frauen individuell erfah- 
ren. Eine Definition kann dieser sub- 
jektiven Wahrnehmung niemals ge- 
recht werden. 

Statt einer Definition ist es sinn- 
voll, Diskussionen anzuregen, die mit 
bestehenden Mythen brechen und ei- 
ne Auseinandersetzung mit sexuali- 
sierter Gewalt ermöglichen. Das häu- 
fig assoziierte Bild von Vergewaltigung 
beschreibt den Täter als bösen, frem- 
den, abnormen Mann, der in dunklen 
Ecken Frauen auflauert. Frauen wird 
dadurch suggeriert, zu bestimmten 
Zeiten bestimmte Orte zu meiden. Ein 
weiterer Mythos ist die Mitschuld der 
Frauen. Ihnen wird z.B. vorgeworfen, 
sich aufreizend gekleidet, dem Mann 
„falsche Versprechungen“ gemacht, 
sich nicht genügend gewehrt und da- 
mit die Vergewaltigung provoziert zu 
haben. Somit werden Frauen als po- 
tenzielle Mittäterinnen diffamiert. 

Diskussionen sollen einerseits 
mit bestehenden Klischees brechen, 
andererseits Vergewaltigung nicht als 
isoliertes Phänomen, sondern gesell- 
schaftlich kontextuiert thematisieren. 

Eine wirkliche Definition von 
Vergewaltigung kann lediglich physi- 
sche Übergriffe umschreiben und die 
Details dieser klar formulieren. Häufig 
werden diese Übergriffe auf Penetra- 
tion reduziert, obwohl Vergewaltigun- 
gen weit mehr umfassen können. Eine 
Auseinandersetzung mit den psychi- 
schen Folgen, sei es durch die Verge- 
waltigung an sich oder die Reaktion 
der Gesellschaft, kann eine Definition 
nicht leisten. Bei der Thematisierung 
von sexualisierter Gewalt werden pa- 
triarchale Unterdrückungsmechanis- 
men vollkommen ausgeblendet. Zu oft 
werden Vergewaltigungen in Diskus- 
sionen damit begründet, dass der 
Täter mit seiner Sexualität, seinem 
Trieb nicht umgehen kann. Gesell- 
schaftliche Zusammenhänge und de- 
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5 Sanktionen und Umgangs- 


ren Ursachen, welche sich in gewalt- 
samer Unterdrückung manifestieren, 
bleiben unbeachtet. 

Das Definitionsrecht der Frau 
dient dazu, Glaubwürdigkeit von Frau- 
en zu untermauern. Es bedeutet, dass, 
wenn eine Frau sagt, sie wurde verge- 
waltigt, dies von allen anerkannt wird. 
Durch dieses Recht wird es Frauen 
leichter gemacht, eine Vergewaltigung 
zu veröffentlichen. In der Regel ist es 
so, dass bei Bekanntgabe einer Ver- 
gewaltigung das eigene Umfeld mis- 
strauisch hinterfragt, der Gewaltakt 
bagatellisiert wird, vergewaltigte Frau- 
en von der Justiz schikaniert werden 
und das allgemeine Interesse auf eine 
voyeuristische Typisierung der Frauen 
abzielt. Dies führt unter anderem da- 
zu, dass Frauen sexualisierte Übergrif- 
fe nicht öffentlich machen. Dadurch 
können sexualisierte Gewalttaten von 
der Gesellschaft verschwiegen, zumin- 
dest aber verharmlost werden. 

Die generelle Anerkennung des 
Definitionsrechts dient dem Schutz 
der Frauen in der patriarchalen Gesell- 
schaft. Das Definitionsrecht schafft 
Frauen eine Basis, die ein selbstbe- 
wussteres Handeln, ohne zugeschrie- 
bene Schuld, ermöglicht. 

Solange hierarchische Ge- 
schlechterverhältnisse bestehen und 


Frauen mit Repressionen rechnen 
müssen, wenn sie eine Vergewaltigung 
bekannt machen, ist das Definitions- 
recht ein notwendiges Vehikel, die 
Rahmenbedingungen zu schaffen, um 
diese publik zu machen. 


Umgang bei Bekanntgabe einer 
Vergewaltigung 


Eine Anerkennung des Defini- 
tionsrechts ist nicht ausreichend, 
wenn sich keine Gedanken über die 
Folgen gemacht werden. Sie dient erst 
einmal dazu — wie bereits genannt — 
dass Frauen geglaubt wird und sie 
nicht der Mittäterschaft bezichtigt wer- 
den. Bei einer Auseinandersetzung 
über Folgen und Sanktionen, muss 
der Wille der Frau im Mittelpunkt ste- 
hen. Das heißt auch, dass Frauen kei- 
ne Verhaltensweisen vorgegeben oder 
Entscheidungen eingeredet werden. 
Auch wenn eine Frau nicht möchte, 
dass die Vergewaltigung über einen 
bestimmten Personenkreis hinaus ver- 
öffentlicht wird, oder sie den Verge- 
waltiger nicht anzeigen möchte, muss 
dies akzeptiert werden. Was andere 
nicht aus der Verantwortung entlässt, 


formen zu diskutieren. 
Linke/linksradika- 
le gemischtgeschlechtli- 
che Gruppen müssen 
sich mehr mit dieser 
Thematik befassen. Patri- 
archale Strukturen wer- 
den, wie erwähnt, hier 
genauso reproduziert. 
Gesellschaftlich anerzo- 
gene Verhaltensweisen 
sind immanent. Ein lin- 
ker Ansatz muss Ge- 
schlechterverhältnisse 
thematisieren, um Hie- 
rarchien abzubauen. Se- 
xismus und sexualisierte 
Gewalt sollen nicht als 
abstrakte, ausgelagerte 
Gebilde abgehandelt, 
sondern immer als allge- 
genwärtiges Problem be- 
trachtet werden. Dies for- 
dert auch eine 
Auseinandersetzung mit 
der eigenen Sexualität, der selbst re- 
produzierten Geschlechterrolle, dem 
eigenen Leben. Eine solche Diskus- 
sion darf nicht erst als Reaktion auf 
konkrete Vorfälle sexualisierter Ge- 
walt stattfinden. Dann blockieren 
emotionale Verquickungen, z.B. durch 
freundschaftliche Verbindungen, eine 
kritische Auseinandersetzung. 
Gruppen, die sich mit sexuali- 
sierter Gewalt auseinandersetzen, dür- 
fen nicht nur eine Vergewaltigungs- 
diskussion führen, sondern müssen 
sich mit sexistischen Gruppenstruktu- 
ren, individuellen sexistischen Verhal- 
tensweisen, patriarchalen Gesell- 
schaftsnormen auseinandersetzen. 
Nicht ausreichend ist ein Lippenbe- 
kenntnis zum Definitionsrecht, das 
dieses zur Floskel verkommen lässt. 


„Missbrauch“ 
des Definitionsrechts 


Da wir das Definitionsrecht der 
Frau anerkennen, halten wir es für 
völlig überflüssig, über einen 
sogenannten „Missbrauch” des Defini- 
tionsrechts zu diskutieren. Erfah- 
rungsgemäß werden jedoch viele Dis- 
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gender jungle 


hir 


kussionen von dieser — falschen — Ar- 
gumentation bestimmt, gerade dann, 
wenn es sich um einen Vergewaltiger 
aus der Szene handelt. Daher sehen 
wir uns gezwungen, diese Thematik zu 
behandeln. 

Grundsätzlich ergibt sich für 
uns eine Zweideutigkeit mit der Be- 
grifflichkeit. „Missbrauch” assoziiert 
bei der Thematik Vergewaltigung vor- 
rangig sexualisierte Gewalt gegen Min- 
derjährige. Wobei auch hier der Begriff 
völlig inkorrekt ist, da es einen „Ge- 
brauch” von Kindern und Jugendli- 
chen nicht gibt. Ebenso unpassend ist 
es, von einem „falschen Gebrauch”, 
bzw. „Missbrauch” des Definitions- 
rechts zu sprechen. Da das Defini- 
tionsrecht sonst zur bloßen Farce 
wird, weil Frauen wieder in ihren Mög- 
lichkeiten beschnitten, die Gewalt- 
erfahrung von Frauen in Frage gestellt, 
Opfer diffamiert und die Täter zu den 
eigentlichen Opfern stilisiert werden. 
Die öffentliche Thematisierung sexua- 
lisierter Gewalt wird durch die Argu- 
mentation mit dem sogenannten 


Defı 


Kaum eine Debatte hat die radikale 
Linke in der brd so lange und gleich- 
Jförmig beschäftigt wie die um das 
Definitionsrecht bei Vergewaltigungs- 
vorwürfen. Um eines gleich vorweg- 
zunehmen: Dieser Text soll nicht etwa 
ein neues und „gerechteres“ Rezept für 
den Umgang mit sexistischen Struktu- 
ren und Verhaltensweisen innerhalb 
der kleinen linken Welt werden. 
Vielmehr soll er die Debatte anhand 
der Frage reflektieren, warum sie mit 
solch intensiver Emotionalität geführt 
wird und warum die Diffamierung 
und Abgrenzung zu tatsächlichen 
oder vermeintlichen GegnerInnen ei- 
nen solch hohen Stellenwert in ihr ein- 
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„Missbrauch” eingeschränkt und die 
bestehenden Hierarchien durch die 
den Frauen zugesprochene Unmün- 
digkeit aufrecht erhalten. 

Ein weiterer Aspekt, der diesen 
Vorwurf hinfällig werden lässt, ist die 
Tatsache, dass bei Bekanntgabe einer 
Vergewaltigung erst einmal hinter- 
fragt, diskutiert, der Täter verharmlost 
und der Frau im schlimmsten Fall ei- 
ne Teilschuld angedichtet wird. Einige 
typische Argumentationen sind bei- 
spielsweise: dass man nicht dabei ge- 
wesen ist und sich somit kein Urteil er- 
lauben könne, ob es wirklich eine 
Vergewaltigung war; dass die Frau 
nicht hätte mitgehen dürfen; dass der 
Täter ein guter Antifaschist ist und man 
sich das gar nicht vorstellen könne. 

Frauen sind ständig mit Sexis- 
mus und mit sexualisierten psychi- 
schen und physischen Übergriffen 
konfrontiert. Nach Veröffentlichung 
einer Vergewaltigung in der Szene 
sind Frauen diejenigen, die sozial iso- 
liert werden und mit negativen Konse- 
quenzen zu rechnen haben. 


nite 


nimmt. Denn der Streit um Opfer, 
Täter und Definitionen, soviel sei vor- 
weggenommen, ist einer um die Iden- 
titäten der Beteiligten, der geeignet 
ist, linke Selbstbilder zu erschüttern 
oder zu zementieren. Die möglichen 
Erschütterungen des Selbstbildes sind 
ein Grund für die Empbase, mit der 
die Debatte geführt wird - ihre Konse- 
quenz liegt leider zumeist in der Ze- 
mentierung des selbigen. 


Das Unaussprechliche 


Unabhängig davon, ob sich die 
jeweiligen DiskutantInnen nun als 
VerteidigerIn oder Gegnern des Defi- 


Frauen sind verantwortungsvoll 
handelnde Individuen. Sie behaupten 
sicherlich nicht mal eben so aus Spaß 
am Dissen, vergewaltigt worden zu 
sein! 


Ausblick 


Eine allgemeine Anerkennung 
des Definitonsrechts ist für uns nicht 
das Nonplusultra. Es ist nicht das Ziel, 
sondern ein notwendiges Mittel auf 
dem Weg. Wenn alle Diskussionen auf 
einer feministischen Grundlage ge- 
führt werden könnten und das Präfix 
radikal auch im feministischen Kon- 
text positiv konnotiert wäre, dann wä- 
re vorstellbar, dass das Definitions- 
recht für Frauen hinfällig würde. 

Die Revolution am Horizont er- 
blickend greifen wir uns die notwen- 
digen Transportmittel, und nähern 
uns! 


ybe 


nitionsrechts der Frau betrachten, 
geht es ihnen doch allen um eine 
Frage: Was ist eine Vergewaltigung? 
Die VertreterInnen des Definit- 
ionsrechts der Frau setzen als Maßstab 
für eine Vergewaltigung das erlittene 
Leid der Betroffenen. Und da Leid nun 
das subjektivste aller Erlebnisse ist, 
kann dieser Maßstab niemals von 
außen angelegt werden, sondern eben 
nur vom leiderfahrenden Subjekt 
selbst. So betrachtet ist die Forderung 
nach dem Definitionsrecht der Frau 
schlüssig, wirft aber in sich bereits wie- 
der ein Problem auf: Wie nämlich soll 
dieser Maßstab des Leidens kommuni- 
kativ vermittelt werden? Das Ausmaß 
persönlicher Betroffenheit durch 
Schmerzen und Demütigungen ist 
nicht vermittelbar, eine solche Ver- 


mittlung wäre auch nicht besonders 
wünschenswert. Nicht nur die Einord- 
nung auf der Skala des Leids wird also 
vom Subjekt getroffen, auch die Mar- 
gen, inklusive der der Vergewaltigung 
werden von ihm gesetzt. Eine Ausei- 
nandersetzung, die sich auf das indivi- 
duelle Leid konzentriert und es im 
Begriff der Vergewaltigung verabsolu- 
tiert, interessiert sich dabei oft genug 
recht wenig für die vielschichtigen ge- 
sellschaftlichen und individuellen Ur- 
sachen der Leiderfahrung. Darüber hi- 
naus ist sie es, die eine Hierarchie des 
Leidens produziert: In der gibt es die 
absolute und unrelativierbare Erfah- 
rung der Vergewaltigung — und Eini- 
ges, was unterhalb dieser Liga spielt 
(Zur Vertiefung sei jedem Leser das 
borderline-Papier der Les Madeleines 
ans Herz gelegt). 

Die AblehnerInnen des Defini- 
tionsrechts suchen den Nachweis 
einer erfolgten Vergewaltigung im 
Stattfinden ganz bestimmter, abstra- 
hierbarer und reproduzierbarer Hand- 
lungen. Die Skala ist nicht eine des 
Leidens, sondern der sie verursachen- 
den Handlungen, sie befindet sich 
außerhalb des betroffenen Subjekts: 
Die Autonome Antifa |M] schrieb da- 
zu am 15. Dezember 1995: „Vergewal- 
tigung ist für uns der Zwang zu einer 
sexuellen Handlung gegen den verbal 
oder nonverbal ausgedrückten Willen 
einer Frau, die ihre körperliche Inte- 
grität verletzt. Das schließt sexuelle 
Handlungen in einer durch physi- 
schen oder psychischen Druck ge- 
schaffenen Atmosphäre ein, ohne dass 
sie ihre Ablehnung gegen einen ein- 
zelnen Übergriff ausdrückt.“ 


Besatzer raus? 


Die Frage ließe sich stellen, war- 
um wir Linksradikalen den Begriff der 
Vergewaltigung scheinbar so lieben, 
dass wir ihn möglichst oft und mit 
Emphase anwenden wollen. Begriffs- 
geschichtlich betrachtet kann die Ant- 
wort darauf kaum darin liegen, dass er 
eine Sache so treffend bezeichnet. Bis 
ins achtzehnte Jahrhundert bezeich- 
nete das deutsche Wort „Vergewalti- 
gung“ beispielsweise illegale Landnah- 


me, die sexuelle Konnotation war ei- 
ne kaum bekannte Nebenbedeutung. 
Im englischen „rape“ klingt die Be- 
trachtung der Betroffenen als geraub- 
tes Gut noch weit stärker mit. Welchen 
Grund hat eine radikale Linke, mit sol- 
cher Hartnäckigkeit an patriarchalen 
Sprachsymboliken zu kleben? 

Der Begriff der Vergewaltigung 
ist innerhalb der Linken ja nicht etwa 
umstritten, weil ihm eine „wahre“ Be- 
deutung innewohnt, die sich entwe- 
der im erlittenen Leid oder in der be- 
gangenen Tat offenbart (auch wenn 
dieser Eindruck bei der Definitions- 
recht-Diskussion oft genug entsteht). 
Er wird vielmehr herangezogen, um 
das Ausmaß des verursachten Leidens 
assoziativ zu verbildlichen, und — wie 
Les Madeleines in ihrem Papier fest- 
stellen — diese Verbildlichung nutzt 
das Bild der „klassischen“ Vergewalti- 
gung, der direkten sexuellen Penetra- 
tion. Die Konnotation lässt den Über- 
griff besonders verletzend erscheinen 
und erfüllt damit den Zweck, jede 
Form der sexuellen Grenzverletzung 
zu ächten. Das erscheint auf den er- 
sten Blick als „gerechtes“ Anliegen, 
bringt jedoch konsequent zuende ge- 
dacht Probleme mit sich: Denn 
Sexualität ohne Grenzverletzung, oh- 
ne Macht existiert nicht. Noch dazu ist 
das Bild einer „echten“ Vergewalti- 
gung absolut nicht frei von zahlrei- 
chen Konnotationen, die durch seine 
Verwendung heraufbeschworen wer- 
den - allen voran die Rollen, die Täter 
und Opfer in ihm einnehmen und die 
in der Definitionsrecht-Debatte eben- 
falls als Mittel der Ächtung verwendet 
werden. 


Der Vergewaltiger als Diskurs 


Die Bedeutung, die dem Bild 
der Vergewaltigung zukommt, lässt 
sich vielleicht am besten mit dem 
Rückgriff auf Stereotypen „normaler“ 
Sexualität verdeutlichen. Vorangestellt 
sei Judith Butlers These vom perfor- 
mativen Geschlecht. Simone de Beau- 
vior erklärte: „Wir werden nicht als 
Frau geboren, sondern dazu ge- 
macht.“ Butler geht einen Schritt wei- 
ter, indem sie feststellt, dass Mann 


gender Jungle 


oder Frau sein ein andauerndes Han- 
deln ist, dass das eigene Geschlecht 
aufrechterhält und ständig neu defi- 
niert. Es existiert kein „natürliches“ 
Individuum, dem dieses Handeln als 
„Rolle“ von einer äußeren Gesellschaft 
auferlegt wird. Das Geschlecht als 
Konzept ebenso wie das Geschlecht 
als Individuum ist eine Vielzahl von 
Diskursen und wird ständig neu ver- 
handelt. Gleichzeitig erzählen wir uns 
aber, dass wir schon immer waren, 
was wir sind, und eigentlich nur ent- 
decken müssen, wer wir sind. Wir 
glauben an das Individuum in uns, das 
vor den Zumutungen der Gesellschaft 
besteht. Gut verdeutlichen lässt sich 
das am „toleranten“ Umgang mit Ho- 
mosexualität: Er betrachtet das Begeh- 
ren des eigenen Geschlechts als Kons- 
tituenten für einen klar definierten 
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Geschlechtscharakter. Menschen 
betreiben nicht etwa zu einem be- 
stimmten Zeitpunkt in ihrem Leben 
homosexuelle Praktiken (und hören 
vielleicht auch wieder damit auf), sie 
haben ihr „Coming Out“, leben also 
ihr innerstes Selbst aus. Die Konstruk- 
tion einer solchen Identität ist kein 
„künstlicher“ Akt im Gegensatz zum 
„natürlichen“ Selbst, sondern eine 
Taktik, die es Menschen ermöglicht, 
sich als konsistente Individuen wahr- 
zunehmen. Die unzähligen und wan- 
delbaren Sexualnormen produzieren 
in diesem Zusammenhang allerdings 
andauernde Zumutungen. Das eigene 
Geschlecht darf nicht begehrt werden 
— wenn doch, bist du homosexuell. 
Begehrst du mehr als ein Geschlecht, 
bist du bisexuell oder einfach nicht in 
der Lage zur Selbstfindung. Die Kate- 
gorien bieten die Möglichkeit zur Ab- 
grenzung des eigenen Selbst und for- 
dern sie sogar. 

Die Vergewaltigung ist im bür- 
gerlichen Diskurs nicht unbedingt 
konstitutiv für einen Geschlechtscha- 
rakter. Sie stellt eine Übertretung, ei- 
ne leichte Abnormalität dar, die aber 
für gewöhnlich nicht die eigene Iden- 
tität (für gewöhnlich weiß, männlich, 
heterosexuell) in Frage stellt (die Kate- 
gorie „männlich“ kann durch die Tat 
gar gestärkt werden). Eine Ausnahme 
bildet vielleicht der „Päderast“ als sehr 
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klar definierter Cha- 
rakter. 

Der linksradikale 
Diskurs konzentriert 
sich nun, da die Tat 
selbst als unaussprech- 
lich vorausgesetzt wird, 
auf die Beteiligten, de- 
ren vorerst imaginierte 
Geschlechtsidentitäten 
sich im Bild der sexuel- 
len Penetration verdich- 
ten. In der Tat offenba- 
ren Täter und Opfer, 
was sie schon immer wa- 
ren. Die Verbindung der 
Penetration zu anderen 
sexuellen Grenzüber- 
schreitungen sieht in 
ihren Beteiligten die 

»4 - gleichen Identitäten von 
Täter und Opfer. Die Identität des 
Vergewaltigers bleibt an das „klassi- 
sche“ Bild geknüpft, wird aber auch 
Personen angedroht, die in ihren leid- 
verursachenden sexuellen Grenzüber- 
schreitungen diesem nicht entspre- 
chen. Der „Täterschützer“ ist dabei im 
linken Diskurs fast schon als eine 
Spielart der Täteridentität zu benen- 
nen. Steht er doch im Verdacht, um 
seine eigene Disposition als Vergewal- 
tiger zu wissen und deren spätere 
Ausübung vorbereiten zu wollen. 

Dem Zweck der Ächtung der 
Grenzüberschreitung ist gedient: Mit 
der Identifikation als Vergewaltiger ist 
eine linke Person in dem, was sie als 
ihr Innerstes betrachtet, in Frage ge- 
stellt — und nichts hüten wir sorgsa- 
mer als das Bild von unserem Inners- 
ten. 


IdentiTäter, IdentiOpfer 


Die Definitonsrecht-Debatte ist 
damit jedoch auch einen Schritt weg 
von der Analyse der Zumutungen und 
Zuschreibungen durch Geschlechts- 
identitäten. In ihr werden viel mehr 
zwei Identitäten zementiert, die als 
Gesamtkonzepte fragwürdiger nicht 
sein könnten. 

Eines vorweg: Hier soll es 
keinesfalls darum gehen, die Täter bei 
sexuellen Übergriffen vor Stigmatisie- 


rungen in Schutz zu nehmen. Viel- 
mehr sollen die Bilder einer Eindeu- 
tigkeit von sexueller Identität, die in 
der Debatte auftauchen, problemati- 
siert werden. 

Dass der Begriff der Vergewalti- 
gung der Ächtung des Täters dienlich 
ist, wurde weiter oben festgestellt. 
Nun beinhaltet er aber auch eine Pa- 
thologisierung dieser Identität sie er- 
scheint als grundlegendes individuel- 
les Problem. Grenzüberschreitendes 
Verhalten wäre demnach Ausdruck ei- 
ner inneren Disposition als Vergewal- 
tiger. Wiederum soll es hier nicht dar- 
um gehen, den Täter als Opfer der 
Gesellschaft zu entschuldigen. Es geht 
jedoch darum, sich nicht den Blick auf 
die vielschichtigen Identitätsdiskurse 
zu verstellen, die hinter einer sexuel- 
len Grenzüberschreitung stehen — 
und die sich nicht in einem einzigen 
klaren Bild vom weißen, heterosexu- 
ellen Täter zusammenfassen lassen. 

Weit verhängnisvoller ist die 
Identifikation mit dem (weiblichen) 
Opfer. Zu diesem Problem haben Les 
Madeleines in ihrem Papier ausführ- 
lich Stellung bezogen und ihrer Ana- 
Iyse möchte ich mich anschließen: Im 
klassischen Bild der Vergewaltigung 
repräsentiert das Opfer das verkitsch- 
te Klischee weiblicher Unschuld, ein 
passives, lustfreies und entrücktes We- 
sen. Noch dazu erscheint die Frau, 
ganz gemäß klassischer bürgerlicher 
Psychologie, als „Ganz ihr Ge- 
schlecht“, der Angriff auf ihre Ge- 
schlechtlichkeit ist der Angriff auf ihr 
ureigenstes Ich (Während für den 
Mann seine Geschlechtlichkeit als nur 
ein Aspekt seiner Identität erscheint). 
Die berechtigte Forderung, die Betrof- 
fene einer Vergewaltigung nicht zum 
vielbeschworenen „Seelenstriptease“ 
durch Darstellung der Vorgänge zu 
nötigen, beschwört gleichzeitig einen 
Begriff von weiblicher Ehre, der nicht 
reglementierte Sexualität als Grund 
zur Scham begreift - wohlgemerkt ist 
esin diesem Zusammenhang die Frau, 
die sich zu schämen hat. Weibliche 
Sprachlosigkeit wird damit gleichsam 
festgeschrieben. 

Die Opfer-Identifizierung ist da- 
mit genau wie die Täter-Identifizie- 


rung eine zwiespältige Sache: Zum ei- 
nen trägt sie realen gesellschaftlichen 
Verhältnissen (der oft tatsächlich vor- 
handenen Scham und dem Gefühl ei- 
nes im tiefsten Innern erlittenen 
Leids) Rechnung, zum anderen bekräf- 
tigt sie deren Wahrnehmung als 
„natürliche“ Eigenschaften, verklärt sie 
gar als unantastbare Heiligtümer. Eine 
solche Verklärung entspricht weitge- 
hend der Zuschreibung von Eigen- 
schaften auf „natürliche“ Geschlechts- 
identitätten — nur dass diese 
Identitäten in diesem Falle eben Täter 
und Opfer heißen. Der Utopie einer 
Gesellschaft, in der Menschen von den 
Zumutungen der Geschlechterkatego- 
rien befreit sind, kann eine solche 
Festschreibung von Identitäten nicht 
dienlich sein. 


Vielleicht auch konkret 


Langsam wieder Boden unter 
den Füßen spürend bleibt die Frage, 
welchen praktischen Umgang die 
oben geführten Überlegungen for- 
dern. Neue Konzepte zum Umgang 
mit Vergewaltigungsvorwürfen und 
sexuellen Grenzüberschreitungen in 
linken Zusammenhängen bieten sie 
vorerst nicht. Die Diskussion solcher 
Konzepte ist es allerdings auch nicht, 
die linken Analysen zum Thema 
Sexismus, Patriarchat und Ge- 
schlechtsidentitäten Auftrieb verleiht. 
Im Gegenteil werden diese Diskussio- 
nen durch die Forderung nach „kon- 
kreten“ Stellungnahmen blockiert, die 
sich dann oft genug als konkrete 
Selbstzufriedenheit erweisen und je- 
des Infragestellen der eigenen Ver- 
fasstheit in Sachen Identität verhin- 
dern. Eine abstrakte Diskussion kann 
die Auseinandersetzung über den Um- 
gang mit Gewalt und Grenzüber- 
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schreitung in den eigenen Reihen 
nicht ersetzen — ebenso wenig ist je- 
doch das Gegenteil der Fall. 
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Zum Thema: 


Les Madeleines: Das borderline- 
Syndrom — Beitrag zu einer erfolg- 
reich verhinderten Diskussion 
www.nadir.org/nadir/initiativ/lesma- 
deleines/borderline.htm 


Zweite offene Erklärung der 
Autonomen Antifa [M] über den 
Umgang mit der Tat eines ehemali- 
gen Mitglieds, Dezmber 1995 


Judith Butler: Körper von Gewicht. 


Gender Studies 
Edition Suhrkamp, 1997 
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Vor, während und nach dem Auflö- 
sungsprozess der AA/BO wurde über 
die Fehler und die Stärken dieses 
Organisierungsansatzes heftigst debat- 
tiert. Dabei wurde als wohl größter 
Mangel eine zu starke Fixierung auf 
die politische Praxis und Handlungs- 
fähigkeit ausgemacht, mit der Folge 
einer sehr reduzierten bis komplett 
fehlenden theoretischen Auseinander- 
setzung. Diese Ausrichtung auf die 
Handlungsfähigkeit des Ansatzes hat- 
te zur Folge, dass nicht mehr als be- 
stimmte Formen politischer Praxis ent- 
wickelt und vereinheitlicht wurden. 
Die Außenwirkung der AA/BO wurde 
so maßgeblich durch ihr Auftreten und 
ihre Arbeitsstrukturen bestimmt und 
nicht über ihre theoretischen Positio- 
nen. Diese Politikformen, die sich zu 
Beginn der AA/BO stark, gegen Ende 
eher weniger von der restlichen anti- 
faschistischen Bewegung unterschie- 
den, wurden auch als die eigentliche 
Stärke der AA/BO gesehen. Die restli- 
che Bewegung schien diese Formen zu 
akzeptieren und als richtige und erfol- 
greiche Konzepte in ihre Arbeit zu in- 
tegrieren. Genannt seien nur Öffent- 
lichkeits-, Bündnis- und Jugendpolitik. 
Unter anderem schrieb sich die AA/BO 
auch auf die Fahnen, und dies wurde 
auf dem „Antifakongress“ in Göttingen 
fast widerspruchslos so aufgenom- 
men, den Organisierungsgedanken in 
die Bewegung getragen und diesen 
dort etabliert zu haben. 

Auf dieser Basis sollte nach der 
Auflösung ein neuer Rahmen entste- 
hen, in dem die notwendigen Diskus- 
sionen über Inhalte, Strategien und 
Formen linksradikaler Politik endlich 
geführt werden könnten, für die es in 
der AA/BO keinen Raum gab und de- 
ren langanhaltende Vernachlässigung 
zu einem wesentlichen Teil für die 
Schwächung und das schnell fort- 
schreitende Auseinanderbrechen der 
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Nichts wird mehr so sein wie vorher! 


Antifabewegung verantwortlich 
scheint, abgesehen von den sich seit 
Anfang der 90er Jahre verschobenen 
gesellschaftlichen Kräfte- und Inter- 
essenkonstellationen. 

Waren es auf dem „Antifa- 
kongress“ noch 25 Gruppen, die sich 
am Aufbau einer solchen Struktur be- 
teiligen und in diesen Diskussions- 
prozess einsteigen wollten, und gab es 
im Juli 2001 in Leipzig ein erstes, gut 
besuchtes Treffen, welches als Ergeb- 
nis ein klares Votum abgab, nicht nur 
einen Diskussionsrahmen zu schaffen, 
sondern sich perspektivisch sogar um 
den Aufbau einer Organisation bemü- 
hen wollte, gibt es heute nichts mehr. 

Der Ansatz löste sich ins Nichts 
auf, bevor genauere Konturen entste- 
hen konnten. 


Die Gründe sind genauso ein- 
fach, wie sie zum wiederholten Male 
einen erschreckenden Stand dieser 
Bewegung aufzeigen. Nicht an inhalt- 
lichen Differenzen, wie es vielleicht zu 
erwarten gewesen wäre bei einer sehr 
heterogenen Zusammensetzung, 
scheiterte dieser Ansatz und nicht an 
Streitigkeiten über einen den Ansprü- 
chen für inhaltliche Diskussionen ge- 
rechtwerdenden strukturellen Aufbau. 
Der einzige Grund war die mangelnde 
Bereitschaft, an einem solchen Ansatz 
aktiv zu partizipieren, und dies sicher- 
lich nichuä aus Grü den der Unmög- 


pektiven und Inhalte zu diskutieren, 
daraufbesinnt, erst einmal ihre „Lokal- 
politik“ in Ordnung zu bringen, die im 
Regelfall nur Realpolitik sein kann und 
somit immer einen starken reformisti- 
schen, weil vermittelnden Einschlag 
hat, dann leidet sie entweder unter 
Gedächtnisschwund oder hat sich vom 
eigenen Anspruch, über linksradikale 
Politik nicht nur am WG-Tisch zu de- 
battieren, längst verabschiedet. Die 
AA/BO muss sich in diesem Zusam- 
menhang die Frage stellen lassen, ob 
sie mit den in der „EinSatz-Broschüre“ 
aufgestellten Kriterien für die Aufnah- 
me in die AA/BO, z.B. die Verankerung 
der Gruppen vor Ort, funktionierende 
Jugendarbeit etc., nicht der Bewegung 
einen Bärendienst erwiesen hat, wenn 
diese inzwischen als allgemeine Krite- 
rien für die Teilnahme an bundeswei- 
ter Politik gewertet werden und in die- 
ser Phase des Zerfalls notwendige 
Diskussionen verhindern. Von der Eta- 
blierung eines Organisierungsgedan- 
kens sollte aufgrund des vorliegenden 
Sachverhalts lieber gar nicht gespro- 
chen werden. 

Komplett ad absurdum führt 
sich diese Konzentration auf lokale 
und regionale Arbeit, wenn der Blick 
über den eigenen Tellerrand zur sog. 
Antiglobalisierungsbewegung gewor- 
fen wird. Einer der im Vergleich zur 
Antifabewegung sicherlich auffälligs- 
ten Unterschiede ist, abgesehen vom 
medialen Interesse, dem Aufschwung 
der einen und dem Niedergang der an- 
deren Bewegung, gerade die nicht vor- 
handenen regionalen Strukturen, 
nämlich im Gegenteil eine bundes- 
weite bzw. internationale Vernetzung 
von Initiativen und Einzelpersonen. 
Dass sich mit dieser Grundlage anti- 
kapitalistische Positionen in die Öf- 
fentlichkeit tragen lassen würden, in 
einer Weise, wie es der Antifabewe- 
gung nie gelungen ist, sollte zumin- 
dest zum Nachdenken über die alten 
Weisheiten anregen. 

In der Konsequenz des Fehlens 
eder bundesweiten Organisierung 
er antifaschistischen Bewegungs- 
ken, ist die Möglichkeit, die eigenen 


Perspektiven gemeinsam zu analysie- 
ren und die Möglichkeit, über einzel- 
ne Initiativen und Aktionen hinaus be- 
stimmte Themen, Diskussionen und 
Kritik in diese Bewegung zu tragen, 
weggebrochen. Die Kontinuität von 
Diskussionen, die im Kontrast zu der 
Diskontinuität der Bewegung stehen 
könnte und damit Perspektiven jen- 
seits des eigenen Teilbereichs ent- 
wickeln könnte, ist abgebrochen, be- 
vor sie richtig begonnen hatte. Die 
ersten Impulse dieser Diskussionen, 
wie antikapitalistische Politik zukünf- 
tig aussehen könnte, gilt es jetzt auf- 
zugreifen und so gut wie möglich wei- 
ter zu führen, um nicht wieder im 
eigenen Sumpf zu versinken. Klingt ei- 
gentlich gut, aber wer soll das machen 
und wie sollten Zwischenergebnisse 
veröffentlicht und zur Diskussion ge- 
stellt werden? Ohne einen festen 
Rahmen bleibt uns und anderen Grup- 
pen, die weiterhin eine bundesweite 
Diskussion und Organisierung für not- 
wendig halten und diese auch betrei- 
ben wollen und können, nur die Mög- 
lichkeit, weiterhin dieses 
Zeitungsprojekt zum Veröffentlichen 
von Positionen zu nutzen und die Dis- 
kussionen, die zu diesen Positionen 
führen, im kleinen Kreise zu führen. 
Das Interesse an breiter geführten Dis- 
kussionen ist damit nicht verschwun- 
den, doch wir sind es Leid, seit gut 
zehn Jahren für eine Idee zu werben, 
die wir weiterhin für richtig und wich- 
tig halten, aber für die es offensichtlich 
keine Basis mehr gibt. Falls es einen 
nächsten Organisierungsversuch von 
uns geben sollte, werden wir uns von 
den bisherigen Konzepten trennen 
müssen, um eine Anpassung an den 
Stand der Bewegung zu finden, die die 
bisherigen Ideen und Konzepte nicht 
mittragen wollte. 

Über die angesprochenen Im- 
pulse und Perspektiven wurde bereits 
aufdem „Antifakongress“ in Göttingen 
diskutiert. Dies waren vor allem die 
unterschiedlichen Teilbereiche, in de- 
nen sich etwas zu bewegen scheint 
und auch tatsächlich bewegt. Gerade 
die inhaltliche Auseinandersetzung 
mit der sog. Antiglobalisierungsbewe- 
gung, neben der eher klassischen 


Antirabewegung, stand „dabei im 
Mittelpunkt. Dies sicherlich nicht zu- 
letzt aufgrund des medialen Spek- 
takels umjeden neuen’ Gipfel und die 
Proteste dagegen. Eine Bewegung ist 
also entdeckt, übersehen konnte sie 
eigentlich niemand, und die Antifa ist 
schon seit Köln 1999 irgendwie dabei. 
Doch welche Perspektive eröffnet sich 
damit für die Antifa, ein Aufspringen 
auf den fahrenden Zug ist wohl kaum 
nötig, sitzt die Antifa doch längst drin, 
auch wenn sie bisher nicht mit eige- 
nen Positionen in Erscheinung treten 
konnte, sondern nur als Teil des 
„black bloc“ praktische Kritik artiku- 
lierte. Diese Schwäche, nur bei Aktio- 
nen dabei zu sein, ist erkannt und 
könnte relativ einfach behoben wer- 
den, das Wissen über öffentlichkeits- 
wirksame Präsentation ist vorhanden. 
Wenn dies auch zur Geltung gebracht 
werden könnte, bestünde die Möglich- 
keit, dem militanten Teil der „Globali- 
sierungsgegnerInnen“ eine Stimme zu 
geben. Dies wird dann nicht nur in 
Medien und von der Staatsmacht regis- 
triert werden, sondern vielleicht sogar 
von den vielen jüngeren Personen, die 
sich an den Protesten beteiligen. 
Antifagruppen könnten für diese re- 
gionale Orientierungspunkte werden, 
vielleicht würden sie sich sogar in die- 
sen organisieren. Und schwupps!, 
schon haben wir den Zerfall der 
Antifabewegung gestoppt und in den 
militanten Teil der „Antiglobalisie- 
rungsbewegung“ umgewandelt, die 
von nun an auf das technische und or- 
ganisatorische Wissen der letzten 
Jahre zurückgreifen kann. 

Kein völlig  unrealistisches 
Szenario und ein scheinbar sehr er- 
folgreiches dazu, doch uns leider zu 
wenig. Dieses einfache Umsatteln mag 
sinnvoll sein, aber doch bei weitem zu 
kurz greifen. Es geht immerhin 
um nicht mehr und nicht weni- 
ger, als eine Perspektive für eine 
revolutionäre und antikapitali- 
stische Politik zu entwickeln. 

Die bisherigen Schwächen der 
Antifabewegung, die wesentlich 
zu ihrem Niedergang beigetra- 
gen haben, finden darin keine 
Auflösung, sondern allein ihre in 


sich konsequente Fortsetzung. Wir for- 
dern deswegen noch lange keine 
Abkehr von Bewegungspolitik, im 
Gegenteil halten wir diese weiterhin 
für wichtig und sinnvoll. Allerdings 
meinen wir auch hier, die Not- 
wendigkeit zu sehen, der Diskonti- 
nuität der Bewegung und der nur 
punktuell entwickelten Kritik eine die- 
sen überwindenden Ansatz entgegen- 
stellen zu müssen. 

Stehen wir im Augenblick noch 
vor den Trümmern der Antifabewe- 
gung einerseits und der sich bisher da- 
von unabhängig entwickelnden „Anti- 
globalisierungsbewegung‘ auf der 
anderen Seite, könnte sich aus der 
scheinbar desaströsen Situation eine 
neue Chance entwickeln. 

Aufden Erfahrungen der letzten 
Jahre aufbauend, gerade mit dem 
Wissen um die eigenen Fehler und die 
weitverbreitete Passivität der Bewe- 
gung, werden wir uns zurück melden 
und nicht, um wieder in einem Teil- 
bereich versinken zu wollen, sondern 
aus dieser Situation zwischen den 
Fronten, mit der entsprechenden Dis- 
tanz und dem notwendigen Engage- 
ment einen neuen organisatorischen 
Ansatz zu entwickeln, der eine Konti- 
nuität von theoretischen Diskussionen 
und praktischen Initiativen gewährlei- 
sten kann. 

Unsere Erfahrung hat gezeigt, 
dass die „Basis“ dies nicht leisten kann 
und nicht will, somit gilt es die weni- 
gen anderen Ansatzpunkte auszulo- 
ten, die verbleiben. Die Forderung 
nach dem Aufbau einer linksradikalen 
Organisation bleibt für uns weiterhin 
eine Notwendigkeit, an der es kein 
Vorbei gibt, nicht für uns und nicht für 
euch. 


Organisierungs-AG, Göttingen 
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Die offizielle Kampagne gegen den Rechtsextre- 
mismus mag einige darüber hinweg getäuscht 
haben, aber unser Staat bleibt in Ordnung. Auch 
. weiterhin richtet sich die Repression gegen die 
antifaschistische Linke. Beispiel Sachsen. 


Früher oder später gelangt eine florieren- 
. de linke Szene mit halbwegs agiler Polit-Grup- 
penlandschaft in den Fokus der staatlichen 
Behörden. Davor schützt auch in Zeiten „zivil- 
gesellschaftlicher“ Anti-Nazi-Initiativen der An- 
spruch, autonomen Antifaschismus zu betrei- 
ben, nicht. Sicher, ab und an gehen die 
Aktivitäten der entsprechenden Gruppen und 
Projekte als geduldete HandlangerInnentätig- 
keiten durch. Aber die zumindest potentielle 
Infragestellung des staatlichen Gewaltmono- 
‚pols und die Ausrichtung der Antifa auf eine 
grundsätzliche Gesellschaftskritik „zwingen“ 
‚die Staatsschutzkommissariate und Sonder- 
kommissionen geradezu, die linken Systemkri- 
tikerInnen auch unabhängig von ihrer realpo- 
litischen Relevanz im Auge zu behalten. 

Das, was vor ein paar Monaten in Leipzig 
durch einen Zufall ans Licht der Öffentlichkeit 
kam, war also zu erwarten: Am 2. April 2000 lei- 
tete die Staatsanwaltschaft der sächsischen Me- 
tropole ein Ermittlungsverfahren „wegen des 
Verdachts der Bildung einer kriminellen Verei- 
nigung nach $ 129 gegen unbekannt“ ein. „Un- 
bekannt“ stimmte aber nur insoweit, dass sich 
das Verfahren nicht gegen einen engen Perso- 
nenkreis oder eine bestimmte politische Gruppe, 
sondern gegen die gesamte Leipziger linke Szene 
richtete. Quer durch den Gemüsegarten waren 
Personen aus den unterschiedlichsten Gruppen, 
Projekten und Subkulturen im Visier der Fahn- 
derInnen. 

Weder die Vorhersehbarkeit des Ereignis- 
ses noch seine Diffusität sollten jedoch dazu ver- 
‚führen, die Folgen zu bagatellisieren. Schon aus 
der Geschichte entsprechender Verfahren gegen 
die Autonome Antifa [M] aus Göttingen und die 
Antifaschistische Aktion Passau ist bekannt, 
welcher Zweck damit verfolgt wird. Ziel ist die 
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Der Revolutionär, der 


Antifaschist ung die 


Kinder 


Einige Notizen zur ideologi- 
schen Selbstenthauptung. 


Das Bühnenbild: einfach nur tenden- 
ziös, pfuih. 

Der Antifaschist: weiß, männlich, stu- 
diert, sportlich, heterosexuell. 

Der Revolutionär: weiß, männlich, 
studiert, sportlich, heterosexuell. 
Das Publikum: murmelt leise: 

„Ist das noch links?“ 

Die lieben Kinder: einfach nur lieb. 


Linke wissen Bescheid. Sie wissen von 
Patriarchat, Homophobie, Rassismus, 
Korruption, Spezizismus, Krieg und 
allerlei anderer Ungerechtigkeit. Sie 
wissen, dass es nicht gut ist, wenn es 
Menschen nicht gut geht. Vor allem 
wissen sie, dass mit ihnen diese Unge- 
rechtigkeiten nicht zu machen sind. 
Dieses macht sie zu Oppositionellen. 
Oppositionelle gegen die, die den 
Laden schmeißen - die PolitikerIn- 
nen, die KapitalistInnen, halt gegen 
die da oben. Besonders überzeugend 
und kohärent sind die Erklärungen 
häufig nicht, wenn man sie auf den 
Prüfstand stellt. 


In diesem Text beschäftigen wir 
uns mit der Überzeugungskraft des 
Konzepts revolutionärer Antifaschis- 
mus. Stark angelehnt an das Referat 
„Wie dumm macht revolutionärer 
Antifaschismus?“, gehalten beim Anti- 
fakonkress 2001 in Göttingen, soll er 
deR geneigten LeserIn erklären, wieso 
das Konzept des revolutionären Anti- 
faschismus nur zum Bescheidwissen 
tauglich ist und nicht zur vernünfti- 
gen Kritik der gesellschaftlichen Ver- 
‚fasstheit. 


Vor gut einem Jahrzehnt ist die 
AA/BO aus der autonomen Antifa- 
bewegung entschlüpft. Sie ist mit fol- 
gendem formulierten Programm 
angetreten: „Der Kampfgegen Faschis- 
mus ist auch ein Kampf gegen die ge- 
sellschaftlichen Bedingungen, aus de- 
nen heraus die Bereitschaft der 
Menschen resultiert, faschistische/ 
chauvinistische Denkmuster anzu- 
nehmen (Konkurrenzmechanismen, 
patriarchale Sozialisation, Vereinze- 
lung, ...)“, nachzulesen in der AA/BO- 
Gründungsbroschüre „EinSatz“. 


Revolutionärer Antifaschismus 
ist eine Neuauflage des bekannten 
Konzepts linksradikaler Bewegungs- 
politik gewesen. Versucht wurde, an- 
hand eines konkreten Aufhängers, 
einer augenscheinlichen Ungerechtig- 
keit, von einem Teilaspekt ausgehend 
mit der Kritik aufs Ganze zu gehen. 
Diese Vorgehensweise zieht sich durch 
die Geschichte der neuen sozialen 
Bewegungen. Entweder selbst ange- 
kurbelt oder auf den fahrenden Zug 
aufgesprungen, versucht die Bewe- 
gungslinke, den Protest zu radikalisie- 
ren und ihre gesellschaftliche Isolation 
hierdurch zu überwinden. Das Dilem- 
ma, an dem sie dabei gedanklich stets 
scheiterte, ist, zu belegen, warum nun 
gerade die Atomkraft, das Patriarchat 
oder der Rassismus die gesellschaftli- 
chen Widersprüche sind, die derart be- 
deutend für die bestehende Ordnung 
sind, dass sie nicht in ihr aufgelöst wer- 
den können, sondern nur mit der be- 
stehenden Ordnung gemeinsam. 


Deutlich wurde das Konzept 
des revolutionären Antifaschismus in 
der Broschüre „Konzept Antifa“ der 
AAB formuliert: „Wo Antifaschismus 
für Kampagnen aufgegriffen wurde, 
waren es jeweils massenwirksame 


Projekte der dabinterstehenden kom- 
munistischen Gruppen (Rock gegen 
Rassismus in England durch die 
Trotzkisten in den 70er Jahren, 
«Stoppt Strauß» 1980 durch den KB, 
Jugend gegen Rassismus in Europa» 
durch die SAV in den Wer Jahren). 
Schwierigkeiten ergaben sich daraus, 
dass Antifa nur ein Lockmittel war, 
um Menschen an die jeweiligen Orga- 
nisationen mit ihren speziellen Pro- 
grammen heranzuführen. In unserem 
Verständnis ist Antifa also das Auf- 
greifen von Antifaschismus als Kon- 
zept, weder Lockmittel noch Not- 
lösung. Alles fängt mit Antifa an, aber 
nichts hört damit auf.“ Während bei 
den kommunistischen Gruppen noch 
die Notwendigkeit zur Trennung der 
Kritik am Faschismus und Demokratie 
gesehen wurde, löst sich dieser Kon- 
flikt im Revolutionären Antifaschismus 
als Kampf gegen eine nicht näher er- 
läuterte gemeinsame Basis auf. Beim 
Revolutionären Antifaschismus wird 
das Problem der funktionalen Zuwen- 
dung der kommunistischen Gruppen 
zum Antifaschismus dadurch aufgeho- 
ben, dass dieser Funktionalismus zum 
eigentlichen Inhalt gemacht wurde. 


Die Annahme, die dem Text zu 
Grunde liegt, ist, dass dieses Konzept 
hegemonial das Denken des linksradi- 
kalen Teils der Antifa bestimmt hat. 
Wenn auch nicht immer explizit for- 
muliert, so tauchten in der kurzen 


Geschichte der autono- 
men Antifa diese oder 
gleichbedeutende Ge- 
danken immer wieder auf 
— einerseits als „Antifa ist 
der Kampf ums Ganze“, 
andererseits als „Kampf 
dem Faschismus heißt 
| Kampf dem imperialisti- 
schen System.“ 


Beim Konzept des 
revolutionären Antifa- 
schismus wird, wie der 
Name bereits sagt, der 
Antifaschismus mit dem 
systemüberwindenden 
Attribut revolutionär auf- 
geladen. Der konsequen- 
te Kampf gegen Faschis- 
mus, Faschisten und 
deren Grundideologeme 
wird dabei zum Kapitalismus/Demo- 
kratie überwindenden Akt hochstili- 
siert. Wunderlich bleibt hierbei, wieso 
denn die demokratische Herrschaft im 
Großteil der Welt nicht nur keinen 
Hauch von Faschismus benötigt, son- 
dern dazu noch sein härtester Gegner 
ist. Es scheint in Teilen der Linken der 
Glaube vorzuherrschen, dass Men- 
schen in Ausländer und Inländer zu 
unterteilen, nationalistisch zu sein, 
Kriege zu führen und Schurken ins 
Gefängnis zu stecken, irgend etwas 
Undemokratisches wäre, geradezu et- 
was Faschistisches. Dabei sind dieses 
nur die, manchmal für das sanfte 
Gemüt etwas hart erscheinenden, 
Mittel zur Aufrechterhaltung unserer 
demokratischen Gleichheit und Frei- 
heit. Es sind die Mittel jeder Staatlich- 
keit. 


Ein weiterer in der Antifa ver- 
breiteter Irrtum ist die Annahme, dass 
die Rechtsradikalen, die in jeder De- 
mokratie produziert werden, ein 
ordentlicher Beweis für die Schlechtig- 
keit eben dieser sind. Unter der An- 
nahme „Das Sein bestimmt das Be- 
wusstsein“ werden der Demokratie 
ihre faschistischen Minderheiten vor- 
geworfen. Dieser Baron Münchhau- 
sen-Antifaschismus muss logischer- 
weise zum großen Bewunderer der 


antifa 


vollständige Durchleuchtung und Überwa- 
chung der kriminalisierten Personenkreise. 
Strafe und Abschreckung sind zwar durchaus 
gewünschte Konsequenzen, vielmehr noch profi- 
tieren die Behörden jedoch von der Legalisie- 
rung eines schier grenzenlosen Ermittlungsins- 
trumentariums. Von der Überwachung der 
Telekommunikation, Observationen, der Ein- 
schleusung verdeckter Ermittler, dem Erstellen 
von Bewegungsprofilen, dem Verwanzen von 
Wohnungen, Zentren und Cafes bis hin zur Ein- 
schränkung der prozessualen Rechte der Be- 
schuldigten - z.B, verschärften Untersuchungs- 
haft- und Haftbedingungen - reicht mit der 
Einleitung eines $ 129-Verfahrens die gesetzlich 
abgesicherte Palette von Eingriffsbefugnissen. 
Am Ende einer solchen Überwachungsoffensive 
steht zwar nur in 10% der Fälle eine Anklage, 
und zu einer Verurteilung der Betroffenen 
kommt es gar nur bei 5% der Verfahren, nichts- 
destotrotz gewinnen die staatlichen Schnüffler- 
Innen ein genaues Raster der Qualität und 
Quantität des politischen Widerstands- 
‚potentials. 

Unter anderem aus diesem Grund sollte 
die Freude über die Einstellung des Verfahrens 
am 9. Mai diesen Jahres „mangels binreichen- 
den Tatverdachts“ getrübt bleiben. Sicher: Die 
Veröffentlichung der geheim gehaltenen Ermiltt- 
lungen, eine parlamentarische Anfrage durch 
die PDS und sich ankündigender Protest der 
Betroffenen setzte die Staatsanwaltschaft unter 
Druck und führte zur hastigen Einstellung des 
Verfahrens. Aber zu der Tatsache, dass der $ 129 
jederzeit wieder ohne große Probleme in An- 
schlag gebracht werden kann, kommt ebenso 
die Gewissheit, dass die über den Zeitraum von 
einem Jahr gesammelten Daten zur effektiven 
Überwachung der Leipziger Szene bereits ge- 
nutzt werden. 

Außerdem zeigt sich, dass der oberfläch- 
liche Eindruck trügt, der mit der Verfahrensein- 
stellung entsteben konnte. 

Die „wehrhafte Demokratie“ richtet sich 
auch weiterhin gegen die Linke. Die vom BKA 
initiierten „Gewalttäterdateien‘“, die Einschrän- 
kung der Freizügigkeit für linke Oppositionelle 
oder die Einschränkung des Demonstrations- 
rechtes offenbaren, dass der Staat die Linke 
nicht nur ganz allgemein und routiniert im 
Blick hat, sondern anlassbezogen zur Aufrüs- 
tung fähig ist. 

Ohne in Panik zu verfallen, ist gleichfalls 
darauf hinzuweisen, dass im Freistaat die An- 
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gleichung der Repression an „Weststandards“ 
vollzogen wird. 

Zu diesem Zweck wurde jetzt in Sachsen 
ein Pendant zur „Sonderkommission Rechtsex- 
tremismus“ (Soko Rex) geschaffen. Genannt 
wird es „Sonderkommission Militante Autono- 
me Gewalttäter“ (Soko MAG). Neben der perso- 
nellen und finanziellen Verstärkung der sächsi- 
schen Staatsschutzkommissariate und der 
Erweiterung der Befugnisse von verdeckten 
Ermittlern, soll die neue Abteilung des Landes- 
kriminalamtes zur Bekämpfung des Linksextre- 
mismus dienen. Angekündigt ist eine Truppe 
von gut ausgerüsteten SpezialistInnen. Die amt- 
liche Titulierung stellt einen legitimationshei- 
schenden Appell an die Bedrohungsängste der 
Bevölkerung dar, spricht aber ebenso für das 
wirkliche Drohpotential des neuesten Kindes 
des sächsischen Innenministeriums. 

So wie das $ 129-Verfahren wird auch 
diese Mafsnahme nicht ohne Folgen bleiben. 
Überwachung, Einschüchterung und die ge- 
waltsame Verhinderung linker Systemkritik be- 
kommen schrittweise eine neue, umfassendere 
Dimension. 

Schon wegen der zu erwartenden Auswir- 
kungen lässt sich aus dieser Entwicklung nicht 
zweckoptimistisch auf die Widerstandsfähig- 
keit bzw. das Wachstum linker Zusammen- 
hänge schließen. Genauso wenig taugt das ab- 
wiegelnde Argument, hier würde mit Kanonen 
auf Spatzen geschossen. Es gilt, zu beachten, 
dass der Staat gerne seine Feinde aufbauscht, 
um sich in unruhigen Zeiten seiner selbst zu ver- 
gewissern. 

Die reale Repression gegen Links richtet 
sich dann nicht nur gegen ihr reales umstürzle- 
risches Potential, sondern dient dem generellen 
Sicherheitsbedürfnis der Gesellschaft. 

So oder so verdeutlicht sie die Funktion 
des Staates bei der Aufrechterhaltung der beste- 
henden Ordnung zu Gunsten einer möglichst 
reibungslosen Kapitalverwertung. So oder so 
zeigt sie linken AktivistInnen die Grenzen des 
demokratischen Meinungspluralismus. 

So oder so muss die Linke sich gegen die 
staatliche Repression wenden. Erstens, um sich 
ihre politischen Freiräume zu erhalten, die 
Voraussetzung für alles Weitere, ja für ihre 
Existenz sind. Zweitens, um im konkreten 
Widerstand die Notwendigkeit der Abschaffung 
der herrschenden Verhältnisse zu vermitteln. 


‚bhase zwei, Leipzig 
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gesellschaftlichen Verhältnisse wer- 
den, wenn er sich am eigenen Schopf 
aus dem gesellschaftlichen Sein her- 
auszieht und feststellt, dass die Demo- 
kratie auch immer ihre Randalierer, 
Rebellen und Revolutionäre produ- 
ziert. 


Auf allen Ebenen, mit allen 
Mitteln ist Antifaschismus für sich 
selbst eine vernünftige Angelegenheit. 
Es ist der Kampf gegen die extreme 
Barbarei. Der Kampf gegen physische 
Vernichtung von Menschen aus rassis- 
tischen oder antisemitischen Motiven. 
Der Kampf gegen die totalitäre Herr- 
schaft. Dieser Kampf wird von allen 
geführt, die durch diese Ziele in ihrer 
Existenz bedroht sind und denen, die 
sich mit ihnen aufgrund ihrer ethi- 
schen oder analytischen Ideale solida- 
risieren. Wenn man diesen Kampf als 
revolutionär auflädt, spaltet und 
schwächt man ihn. 

FaschistInnen bekämpft man 
wegen ihrer eigenen Widerlichkeit, als 
Selbstschutz oder zum Schutz von 
Dritten. Dieses als revolutionär zu ver- 
brämen, schadet dem Anliegen und 
führt zu Antifa-AktivistInnen, deren 
Maßstab für die Radikalität der Gesell- 
schaftskritik die Anzahl der durch den 
Baseballschläger gehauenen Nägel ist. 


Um den Widerspruch zwischen 
RevolutionärIn und AntifaschistIn 
deutlich zu machen, lassen wir beide 
mit ihrer Kritik am Staat selbst zu Wort 
kommen. 


Die ausgewogene Sachlichkeit 
fragt den Antifaschisten: Herr Antifa- 
schist, was ist denn eigentlich ihre 
Kritik am Staat? 

Herr Antifaschist: Da muss ich 
weit ausholen. Zu Beginn der Bundes- 
republik wäre da die personelle Ver- 
flechtung der nationalsozialistischen 
Leistungsträger mit den Leistungsträ- 
gern der BRD. Einen wirklichen Bruch 
hat es nie gegeben, die Verbrechen der 
Nazis sind juristisch nie wirklich auf- 
gearbeitet worden, der Großteil der 
Nazis ist nicht ihrer gerechten Strafe 
zugeführt worden. Diese Kontinuität 
zieht sich zum Beispiel auch durch das 


Rechtssystem, wo kein einziger Nazi- 
richter verurteilt wurde, sondern eben 
diese den neuen Nachwuchs ausgebil- 
det haben. Bemerkbar macht sich die- 
ses beim Umgang der Justiz mit Rech- 
ten und Linken. Neonazis haben über 
100 Menschen seit der Wiedervereini- 
gung umgebracht. Die RAF nur weni- 
ge. Der Repressionswille gegen die 
Rechten war trotzdem immer niedri- 
ger. Als Ergebnis der Analyse kommt 
klar heraus, dass die Justiz und die 
Polizei auf dem rechten Auge blind 
sind, weil sie selber so rechts sind. Für 
die Zukunft wünsche ich mir, dass die 
Rechten nicht mehr mit Samthand- 
schuhen angefasst werden und end- 
lich die NPD, DVU und Republikaner 
verboten werden. 


Die ausgewogene Sachlichkeit 
fragt den Revolutionär: Herr Revolu- 
tionär, was stört denn sie am Staat? 

Herr Revolutionär: Mein Zu- 
gang zum bürgerlichen Staat ist ein an- 
derer. Ich denke, es geht darum, ihn in 
seiner Entstehung und Funktion zu 
begreifen und als ganzes Falsches zu 
kritisieren. Die Funktion des Staates ist 
es, die Rahmenbedingungen des kapi- 
talistischen Wettbewerbs zu organisie- 
ren. Durch seine Gewalt garantiert er 
den Schutz des Eigentums, die Ver- 
tragssicherheit und alle weiteren all- 
gemein gültigen Regeln, ich meine die 
Gesetze. Er organisiert die Qualifizie- 
rung (Schule, Uni, Umschulungen 
etc.) und die soziale Absicherung (Ge- 
sundheitssystem, Sozialhilfe, Alters- 
heime, etc.) seiner Staatsbürger. Einen 
wichtigen Punkt sollte man natürlich 
nicht vergessen, ich meine die Außen- 
politik, mit all ihren Facetten (Bot- 
schaften, Allianzen, Sanktionen, Krie- 
ge etc.). Deutlich wird jedenfalls, dass 
der Staat nichts ist, was man von ei- 
nem linksradikalen Standpunkt aus 
besetzen kann. Unabhängig von der 
konkreten Ausgestaltung, der Intensi- 
tät der sozialen Absicherung, ob ein li- 
beraler, ein sozialdemokratischer oder 
ein konservativer Kanzler das Ruder in 
der Hand hat, unabhängig von der 
Qualität der Qualifizierung ist der 
Zweck immer der gleiche: die allge- 
meinen Geschäftsbedingungen herzu- 
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stellen. Als Ergebnis der Analyse 
kommt klar heraus: Der Staat ist ein 
Arschloch. Für die Zukunft wünsche 
ich mir das Ende der Staaten und den 
historischen Sprung zum Kommunis- 
mus. 


Die ausgewogene Sachlichkeit 
fragt die lieben Kinder: 
Liebe Kinder, wollen denn 
die beiden das Gleiche und 
passt das zusammen oder 
verfolgen sie vielleicht un- 
vereinbare Zwecke? 

Die lieben Kinder: 
Der Standpunkt des Antifa- 
schisten ist der eines De- 
mokratieidealisten. Für 
seinen Zweck ist der Staat 
das geeignete Mittel, ihm 
passt lediglich nicht, wie es 
angewendet wird. Beim 
Revolutionär sieht dieses 
schon anders aus. Er stellt 
sich frei von konstruktiver 
Kritik auf den Standpunkt 
der Ablehnung, ein Staat 
ist mit ihm nicht zu ma- 
chen. Die beiden Stand- 
punkte sind nicht verein- 
bar und nicht unter einen 
Hut zu bringen. 


Eine Gesellschafts- 
kritik, die aufs Ganze geht, 
sollte die Gesellschaft an 
ihrem Ideal kritisieren und 
nicht an selbst eingeräum- 
ten Fehlern. Dieses wird 
beim revolutionären Anti- 
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faschismus nicht gemacht. Der Begriff 
impliziert, dass die Motivation, gegen 
die bestehenden Verhältnisse vorzu- 
gehen, eben nicht die Verhältnisse 
selbst sind, sondern die ihnen inne- 
wohnende Potenz eines viel größeren 
Übels, des Faschismus. Die Erkennt- 
nis, die bei dieser Herangehensweise 


recherchiert 
analysiert 
kommentiert 


Rechtsextremismus 
und Rassismus 


begleitet 
diskutiert 
unterstützt 
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entsteht, ist die wahnwitzige 
Selbstversicherung, auf der 
richtigen Seite zu stehen. Die 
radikale Linke, die der 
Demokratie nur ihre selbst 
eingeräumten Fehler (Sexis- 
mus, Rassismus, Armut, Ge- 
walt,...) vorwirft, die istschon 
keine mehr. Eine radikale Ge- 
sellschaftskritik muss die 
Funktionsweise der Gesell- 
schaft in sich aufheben, um 
sie auf eine höhere Stufe he- 
ben zu können. Die iden- 
titätsbalsamierenden, halben 
Wahrheiten, in denen die be- 
stehenden gesellschaftlichen 
Verhältnisse nur mit ihren 
negativen Anteilen kritisiert 
werden, dienen nicht dem Verständnis 
von Gesellschaft, sondern nur der 
Selbstvergewisserung innerhalb klei- 
ner linker Wohlfühlzirkel. 


AG Hooligans & Philosophen, 
Berlin 
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Warum Kriegseinsätze und zivilgesell- 
schaftlicher Antifaschismus eine ideo- 
logische Einheit bilden. Zu den BgR- 
Aktivitäten „Deutschland den Krieg 
erklären. Den zivilgesellschaftlichen 
Militarismus und die neue Weltord- 
nung angreifen“ am 1. September 
2001 in Leipzig. 


Der deutsche Kriegseinsatz 
in Mazedonien 


Am 28. August 2001 beschloss 
der Bundestag die Entsendung deut- 
scher Truppen nach Mazedonien. Die 
Bundeswehr sollte damit an dem NA- 
TO-Kriegseinsatz „Operation Essential 
Harvest“ aktiv teilnehmen. Dieser 
stellt damit nach dem Einsatz im Koso- 
vo im Jahre 1999 den zweiten offiziel- 
len Kriegseinsatz Nachkriegsdeutsch- 
lands dar. Mit Beschluss des 
Bundestags vom 27. September hat 
Deutschland nun auch die Führungs- 
rolle des gesamten Nato-Einsatzes 
übernommen. Die Nachfolgeopera- 
tion „Amber Fox“ steht unter dem 
Kommando der Bundeswehr, welche 
auch die größte Anzahl an Soldaten 
stellt. 
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Als sich Deutschland im Jahre 
1999 am Krieg der NATO gegen Jugos- 
lawien beteiligte, existierten noch 
Stimmen, die einen solchen Einsatz im 
Besonderen und deutsche Kriegs- 
einsätze im Allgemeinen ablehnten. Es 
gab, wenn auch zaghaft, eine gesell- 
schaftliche Debatte um die Legitimität 
von Kriegseinsätzen und um die Frage, 
ob sich nach den Erfahrungen des 
Nationalsozialismus deutsche Kriegs- 
einsätze nicht grundsätzlich verbieten 
würden. 

Zwei Jahre später gibt es in der 
Bundesrepublik eine solche Debatte 
nicht mehr. Die vermeintliche Oppo- 
sition gegen den Kriegseinsatz in 
Mazedonien kritisierte weder den 
Krieg als solchen noch die deutsche 
Rolle in diesem, sondern forderte die 
bessere finanzielle Ausstattung der 
Bundeswehr, um ihren „Aufgaben“ in 
der Balkanregion besser gerecht wer- 
den zu können. Der Bundeswehr sol- 
le also eine gesellschaftlich stärkere 
Bedeutung und damit auch eine bes- 
sere Ausstattung zukommen. Zudem 
sollte der NATO-Auftrag konkretisiert 
und damit der Bundeswehr auch die 
Möglichkeit gegeben werden, aktiv 
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einzugreifen und nicht „nur“ im Ver- 
teidigungsfall selbst schießen zu kön- 
nen. 

Stimmen, welche den Einsatz 
generell ablehnten, gab es nur wenige. 
Im parlamentarischen Spektrum war 
es nur die PDS, die den Kriegseinsatz 
ablehnte, sowie wenige AbweichlerIn- 
nen der SPD und der Grünen. Bereits 
wenige Tage nach der Abstimmung 
wurden von dem derzeitigen SPD-Ge- 
schäftsführer Franz Müntefering die 
parteiinternen in Bezug auf Kriegsein- 
sätze Oppositionellen als „VerräterIn- 
nen“ gebrandmarkt. Ihr Stimmverhal- 
ten müsse für sie Konsequenzen 
haben. Bereits bei der zweiten Abstim- 
mung zu der „Operation Amber Fox“ 
gab es selbst diese wenigen Oppositio- 
nellen innerhalb der SPD nicht mehr. 
Von den 19 Abgeordneten, die noch 
bei der Abstimmung zur ersten NATO- 
Operation in Mazedonien gegen den 
Einsatz stimmten, stellten sich nun 15 
hinter die Regierung. 

Nach zwei Jahren deutscher 
Kriegspolitik ist Kriegsführung als po- 
litisches Instrument des neuen 
Deutschlands gesellschaftlich nahezu 
vollständig akzeptiert. Die Legitimität 
von Krieg zur Durchsetzung deutscher 
bzw. sogenannter „westlicher“ Inter- 
essen ist mittlerweile gesellschaftli- 
cher Konsens. 


Jugoslawien in der 
Neuen Weltordnung 


Im Jugoslawienkrieg des Jahres 
1999 existierten auf Seiten der Linken 
althergebrachte Erklärungsmuster des 
deutschen Kriegseinsatzes. Klassische 
antiimperialistische Theorien proji- 
zierten einen Kampfum Rohstoffe und 
Absatzmärkte in das ehemalige Jugos- 
lawien. Öl-Pipelines sollten in diesem 
Gebiet durchgekämpft werden. Auf 
der anderen Seite argumentierte die 
klassische antideutsche Position, dass 
die Zerschlagung Jugoslawiens ein ur- 
deutsches Projekt gewesen sei, wel- 
ches sich von der nahezu hektischen 


Anerkennung der ehemaligen jugosla- 
wischen Teilrepubliken Kroatien und 
Slowenien durch Deutschland bis zum 
Krieg um den Kosovo durchziehen 
würde. Die NATO habe in dieser Re- 
gion nicht spezielle Interessen vertre- 
ten, sondern sei von Deutschland in 
den Krieg hineingezogen worden. 

Für die erste Argumentation 
fehlen jedoch jegliche Beweise. Keine 
Öl-Pipeline ist gebaut worden, und 
auch ansonsten sieht es nicht danach 
aus, dass die Region in klassisch im- 
perialistischer Weise erobert würde. 
Und auch die zweite Argumentation 
stimmt nur zum Teil. Das besondere 
deutsche Interesse in der Balkanre- 
gion ist seit 1991 mit der schnellen An- 
erkennung der jugoslawischen Teil- 
republiken Kroatien und Slowenien 
deutlich geworden. Auch in der Folge- 
zeit spielten die Deutschen eine ge- 
wichtige Rolle, wurde die D-Mark zur 
Parallel- bzw. zur ersten Währung der 
ehemaligen jugoslawischen Teilrepu- 
bliken. Dennoch spielten die anderen 
NATO-Staaten, insbesondere Groß- 
britannien und die USA, spätestens 
seit 1998 eine gewichtige Rolle und 
haben die Entwicklungen in dieser Re- 
gion maßgeblich mitbeeinflusst. 

Seit dem Krieg in Jugoslawien 
ist das Zusammenwirken der „westli- 
chen Welt“ gegen die „Randgebiete 
der Zivilisation“ zu verzeichnen. Dabei 
handelt es sich nicht um klassisch im- 
perialistische Muster, nach denen Län- 
der besetzt und unterworfen werden, 
um sie so für die eigenen Interessen 
nutzbar zu machen. Es geht nicht dar- 
um, die Länder der Peripherie dem 
Diktat der imperialistischen Mächte zu 
unterwerfen und ihnen damit ihre 
Eigenständigkeit zu nehmen. 


Vielmehr haben wir es hier mit 
einer neuen imperialistischen Ord- 
nung zu tun, welche sich die Durch- 
setzung der „westlichen Werte“ als Vo- 
raussetzung der globalkapitalistischen 
Ordnung zur Aufgabe macht. Kapitalis- 
mus soll nach den Maßgaben Europas 
und der USA im weltweiten Maßstab 
durchgesetzt werden. Dabei ist aber 
nicht das Ziel, Kapitalismus als Wirt- 
schaftsmodell in den entsprechenden 
Ländern zu initiieren — schließlich ist 
dies nach 1990 die Wirtschaftsord- 
nung nahezu aller Staaten der Welt ge- 
worden —, sondern es geht darum, die 
Welt in die Wirtschaftssysteme der ka- 
pitalistischen Zentren zu integrieren. 
Die „westlichen“ Freihandelszonen 
sind die ökonomischen Systeme, in 
welche die restlichen Regionen der 
Welt integriert werden sollen. Sei es 
die EU, die NAFTA oder die ASEAN, 
dies sind die Freihandelszonen, in de- 
nen die kapitalistischen Großmächte 
das Sagen haben und in denen auch 
nur diese die wirklichen Profiteure 
darstellen. 

Nach dem Zusammenbruch der 
sozialistischen Staaten des Ostens hat 
sich ein Großteil der ehemaligen so- 
zialistischen Republiken der EU als 
Freihandelszone angenähert. Rumä- 
nien, Polen, die Tschechische Repu- 
blik usw. streben nach der Aufnahme 
in die EU und sind dazu bereit, ihre 
wirtschaftliche und rechtliche Ord- 
nung den Normen der EU anzupassen. 
Alle spielen das Spiel der „westlichen 
Welt“ mit. Sie sind die Randzonen der 
EU, in denen soziale Standards abge- 
baut werden, das Wirtschafts- und 
Rechtssystem angepasst wurde und 
die Staaten als solche sich selbst in die 
Abhängigkeit der Großmächte der EU 
begeben haben. 

Dieser Anpassung hat sich Ju- 
goslawien als eine wichtige Region Eu- 
ropas verweigert. Bereits 
in der Konfrontation der 
1 Blöcke vor 1990 spielte 

| Jugoslawien eine Sonder- 
rolle. Es gehörte weder 
dem Warschauer Vertrag 
noch der EG bzw. der Nato 
an. Nach 1990 hat es Ju- 
goslawien weiterhin ver- 
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mieden, sich der Europäischen Union 
anzupassen und dessen Beitrittsland 
zu werden. Die Interessen der EU ge- 
hen also genau in diese Richtung. Die 
Zersplitterung Jugoslawiens soll die 
schrittweise Angliederung der Nach- 
folgestaaten an die EU bewirken. So 
waren es Kroatien und auch Slowe- 
nien, die als erste diesen Schritt gegan- 
gen sind. 

Der Krieg gegen Jugoslawien 
und die damit einhergehende Unter- 
stützung der serbischen „Opposition“ 
zielt in die gleiche Richtung. Dass die 
Nachfolger Slobodan Milosevics, Zo- 
ran Djindjic und Vojislav Kostunica, al- 
les andere als demokratisch sind, stör- 
te bei der Unterstützung jener kaum. 
Entscheidend war deren Bekenntnis 
zur EU und ihre Bereitschaft, sich den 
Vorgaben der europäischen Groß- 
mächte anzupassen. 

Dieser politische Feldzug, der 
die Durchsetzung eines global funk- 
tionierenden Kapitalismus auf Grund- 
lage der westlichen Freihandelszonen 
zum Ziel hat, wird ideologisch unter- 
mauert. Jegliche politische Inter- 
vention sowie jegliche Kriegseinsätze 
werden heutzutage unter dem Deck- 
mantel der Menschenrechte geführt. 
Seit dem Beginn der Kriegseinsätze in 
Jugoslawien wurde das Fehlen von 
elementaren Menschenrechten in je- 
ner Region beklagt. Nicht nur von 
deutscher Seite, auch durch die ande- 
ren kriegführenden Staaten wurde 
von Anfang an der deutsche National- 
sozialismus als Inbegriff des Bösen auf 
das jugoslawische Staatsgebiet proji- 
ziert. Der jugoslawische Präsident 
Slobodan Milosevic wurde als „Serben- 
Hitler“ bezeichnet, im Kosovo gäbe es 
KZ’s, und ebenso sei die Errichtung 
„Großserbiens“ geplant. Massenverge- 
waltigungen, Massenmord, Deporta- 
tionen etc. seien an der Tagesord- 
nung. Besonders der deutsche 
Kriegsminister Rudolf Scharping tat 
sich bei der Beschaffung neuer „Be- 
weise“ für die „barbarischen Verbre- 
chen“ des serbischen „Diktators“ her- 
vor. Diese Aussagen kulminierten 
schließlich in der Aussage, dass im 
Kosovo ein „neues Auschwitz“ statt- 
fände, das zu verhindern sich die west- 
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liche Welt und allen voran Deutsch- 
land- aufgrund der Vergangenheit na- 
türlich — in den Krieg zu stürzen habe. 

Diese Menschenrechtsrhetorik 
der kriegführenden Staaten ist also 
durchaus als ideologische Komponen- 
te zu begreifen. Dennoch besitzt sie 
ebenfalls einen gewissen Eigenwert. 
Denn die Durchsetzung der westlich- 
kapitalistischen Ordnung ist nur die ei- 


ne Seite der Medaille. Die Durchset- 
zung der Menschenrechte meint im 
Wesentlichen das Gleiche. Es geht den 
kriegführenden Staaten keinesfalls da- 
rum, ein humanitäres Menschenbild 
zu transportieren. Menschenleben 
sind diesen im Grunde scheißegal. Ob 
irgendwo auf der Welt Menschen um- 
gebracht, Frauen unterdrückt oder 
Menschen gefoltert werden, spielt für 
die Planung von Kriegseinsätzen keine 
sonderlich große Rolle. Entscheidend 
sind die oben bereits genannten Krite- 
rien. 

Die Durchsetzung von Men- 
schenrechten bedeutet die Durchset- 
zung von Rechten zum freien Kapital- 
fluss, bedeutet die Durchsetzung von 
ökonomischen, rechtlichen und poli- 
tischen Verhältnissen, die dem welt- 
weiten Kapitalismus nicht im Wege 
stehen, sondern diesen befördern. Die 
Garantie von Menschenrechten be- 
deutet, Verhältnisse zu schaffen, in 
denen nationale wie transnationale 
Unternehmen einen gesicherten 
Status besitzen, der ihnen durch 
rechtsstaatliche Vorschriften garantiert 
wird. 

In diesem Sinne ist die Durch- 
setzung von Menschenrechten ernst 
gemeint. Menschenrechte sind also 
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die nötigen Grundrechte des freien 
Marktes, welche zu gewähren von den 
Staaten, in denen sie durchgesetzt 
werden, gefordert wird. Die neue 
Form des Imperialismus kann also 
getrost als Menschenrechtsimperialis- 
mus benannt werden. Die Durchset- 
zung der Menschenrechte ist mora- 
lische Legitimierung und politisches 
Konzept in einem. 


Das Projekt 
Zivilgesellschaft 


In Deutschland 
findet der außenpoliti- 
] sche Menschenrechts- 
imperialismus sein in- 
nenpolitisches Pendant 
| in der Zivilgesellschaft. 
Der parlamentarische 
Machtwechsel des 
Jahres 1998 brachte 

neue deutsche Verhält- 
nisse mit sich. Mit dem Regierungs- 
antritt von rot-grün bekam auch das zi- 
vilgesellschaftliche Spektrum der 
allgemeinen Öffentlichkeit eine grö- 
ßere Bedeutung. Gemeint sind Me- 
dien, PublizistInnen, PhilosophInnen 
etc. Diese Kreise speisen sich weitest- 
gehend aus der 68er Generation. 

In den letzten Jahren ist das 
Projekt Zivilgesellschaft begründet 
worden. Die amtierende Regierungs- 
koalition ist die erste des Nachkriegs- 
deutschlands, die keine direkten Ver- 
bindungen zum Nationalsozialismus 
besitzt. Als VertreterInnen der 68er 
Generation seien diese die größten 
KritikerInnen des Nachkriegsdeutsch- 
lands ob seiner nationalsozialistischen 
Kontinuitäten gewesen. Die Kritik 
selbst an einem Deutschland, das kei- 
nen Bruch mit dem Nationalsozialis- 
mus vollzogen hat, sei so offizielle 
Regierungspolitik geworden. 

Deutschland soll fit gemacht 
werden für die „Herausforderungen“ 
der Zukunft. Der alte Mief, der 
Deutschland seit Jahrzehnten an- 
hängt, soll beseitigt werden, um 
Deutschland als geläuterten Staat dar- 
zustellen, welcher aus seiner Ge- 
schichte gelernt und nun den Weg zu 
einer zivilisierten Gesellschaft hinter 
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sich gebracht habe. Deutschland solle 
an das Wertemodell der westlichen 
Hemisphäre angepasst werden. Um 
dies zu bewerkstelligen, war jedoch ei- 
ne grundlegende „Zivilisierung“ der 
Gesellschaft und des Staates vonnö- 
ten. In diesem Sinne sind die „Reform- 
vorhaben“ der rot-grünen Regierungs- 
koalition zu verstehen. Sei es die 
Novellierung des Staatsbürgerschafts- 
rechts (welches damit dem europäi- 
schen Standard angepasst wurde) 
oder die Homosexuellen-Ehe oder 
eben das zivilgesellschaftliche Engage- 
ment gegen Nazis. Ziel ist es, Deutsch- 
land als moderne Großmacht zu eta- 
blieren. 

Das Projekt Zivilgesellschaft ist 
jedoch jenseits derartiger rechtlicher 
Veränderungen ebenso als ein gesamt- 
gesellschaftliches Konzept zu verste- 
hen. Die Vorstellungen des autoritä- 
ren Staates sollen zwar nicht begraben 
werden, dennoch soll ein Wandel be- 
sonders in der Wahrnehmung dahin- 
gehend stattfinden, dass der Staat 
nicht mehr als die Allgewalt erscheint. 
In Wirklichkeit werden autoritäre 
Konzepte jedoch lediglich auf eine 
breitere Basis gestellt. Propagiert wird 
die Übernahme einst staatlicher Berei- 
che durch nichtstaatliche Institutio- 
nen. Die wieder vermehrt zu beo- 
bachtenden Würdigungen des 
Ehrenamtes zielen genau in diese 
Richtung. Die BürgerInnen Deutsch- 
lands sollen in die Pflicht genommen 
werden, für die Entwicklung ihres 
Landes einen Beitrag zu leisten. Sie 
sollen sich in Vereinen engagieren, sie 
sollen nicht wegsehen, wenn auf der 
Straße Menschen durch Nazis zusam- 
mengeschlagen werden, und sie sol- 
len ein generelles gesellschaftliches 
Engagement an den Tag legen. 

Diese Beschwörung der Zivil- 
gesellschaft, wie sie besonders im 
Sommer 2000 im Rahmen der Anti- 
Nazi-Aktionen zu beobachten war, ist 
in der Tat ein nationales Projekt. Das 
Projekt Zivilgesellschaft entspringt 
den linken Vorstellungen der Orga- 
nisation eines nationalen Gemein- 
wesens. Mit dem Regierungsantritt 
von Labour in Großbritannien und rot- 
grün in Deutschland sind diese 
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Konzepte regierungsfähig geworden. 
Sie bedeuten eine andere Form der 
politischen Gestaltung des Gemein- 
wesens, zielen jedoch ebenso wie kon- 
servative Theorien auf den nationalen 
Konsens, den es zu erreichen gilt, ab. 

Das Projekt Zivilgesellschaft 
setzt genau dort an und versucht, die 
BürgerInnen wieder vermehrt in die 
Pflicht zu nehmen; gesellschaftliche 
Funktionen auf eine untere Stufe zu 
delegieren und die Bevölkerung damit 
in die Lage zu versetzen, auf gesell- 
schaftliche Fragen unmittelbaren Ein- 
fluss nehmen zu können. Ihr Land for- 
dert von ihnen  gesellschaftliches 
Engagement, das sie ihrem Land 
schließlich auch entgegenbringen un- 
ter der Maßgabe, dass die Interessen 
ihres Landes schließlich auch ihre 
Interessen seien. 

Ein wesentliches Ele- 
ment der Zivilgesellschaft in der 
BRD ist ihr Engagement gegen 
Nazis. Es ist auf der einen Seite 
ehrliches Interesse, nach dem 
Nazis als unmenschlich gelten 
und somit gesellschaftlich un- 
tragbar werden. Auf der ande- | 
ren Seite sind pöbelnde, brand- \x 
schatzende und mordende f 
Nazis dem Ansehen Deutsch- 
lands in der Welt schädlich. 
Zudem wird von ihnen das Ge- 
waltmonopol des Staates in Fra- 
ge gestellt. Die Bekämpfung E 
von Nazis ist für die Zivilgesell- [4 
schaft also von unmittelbarer 
Bedeutung. Die BürgerInnen 
des Landes sollen sich gegen 
Nazis stellen, wenn sie denn in 
größerer Zahl irgendwo auftau- 
chen, und der Staat versucht, Nazipar- 
teien und -vereine zu verbieten. Die 
Grundlagen nazistischen Gedanken- 
guts, die Liebe zu Nation, Staat und 
Heimat, Autoritätsgläubigkeit etc. blei- 
ben jedoch weitestgehend unangeta- 
stet. Statt Nationalismus zu verwerfen, 
wird ein alternativer Nationalismus an- 
geboten, der sich lediglich auf einige 
andere Werte stützt, im Grunde aber 
eben Nationalismus bleibt. 

Die Auseinandersetzung mit 
der Vergangenheit wird von der Zivil- 
gesellschaft betont. Nicht nur der 


Kampf gegen Nazis wird in den Vor- 
dergrund gerückt, sondern ebenso die 
„erfolgreiche Vergangenheitsbewäl- 
tigung“. So werden der Bau des Holo- 
caust-Mahnmals sowie die „Zwangs- 
arbeiterInnenentschädigung“ als 
Symbol des neuen Umgangs mit der 
Geschichte gewertet. Die Diskussio- 
nen um das Holocaust-Mahnmal ha- 
ben jedoch gezeigt, dass dieses ei- 
gentlich kaum jemand will, und wenn 
doch, dann bitte nicht so groß oder 
aber nicht so erschlagend, so dass man 
gern hingeht etc. Ebenso eine Farce 
stellte die Abwicklung der Zwangs- 
arbeiterInnen dar. Die Verhandlungen 
waren seit Beginn von der Motivation 
geprägt, sich vor Klagen gegen die 
deutsche Wirtschaft aus den USA und 
Israel zu schützen. Die letztendlich zu 
zahlende Summe, so sie denn jemals 
wirklich ausgezahlt wird, ist in der Tat 
weniger als Peanuts. 


Die Zivilgesellschaft bildet also 
die gesellschaftliche Basis des neuen 
Deutschlands und soll den nationalen 
Konsens besorgen, der für die zukünf- 
tige deutsche Großmachtpolitik von 
Bedeutung ist. Nur ein zivilisiertes 
Deutschland, das die eigene national- 
sozialistische Geschichte als bewältigt 
darstellt, das die „Schatten der Ver- 
gangenheit“ (die Nazis) bekämpft und 
die rechtlichen Kriterien eines moder- 
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nen westlichen Staates erfüllt (Staats- 
bürgerschaft, Einwanderung _ etc.), 
kann heutzutage als Weltmacht im 
Gefüge der Bündnisse bestehen. 

Es ist also nicht so, dass begin- 
nend 1998 sich die innenpolitische 
Lage verbessert, weil zivilisiert, und 
sich gleichzeitig die Außenpolitik ver- 
schärft hat. Sondern im Gegenteil: 
Diese Veränderungen sind zwei Seiten 
der gleichen Medaille. Ziel ist die Eta- 
blierung Deutschlands als Weltmacht 
im Rahmen der Europäischen Union. 


Deutschland den Krieg erklären 
- der I. September in Leipzig 


Angesichts dieser Situation ist 
es unsinnig geworden, an der Seite der 
Zivilgesellschaft gegen Nazis vorzuge- 
hen. Der zivilgesellschaftliche Anti- 
nazikampf wird derzeit von der glei- 
chen Gesellschaftsschicht getragen 


wie die Befürwortung einer imperiali- 
stischen Großmachtpolitik inklusive 
Kriegseinsätze. Aus diesem Grund ist 
es für eine radikale Linke mehr denn 
je vonnöten, sich vom zivilgesellschaft- 
lichen Antifaschismus abzugrenzen 
und dem eigene (linke) Konzepte ent- 
gegenzustellen. 

Dies war für das BgR Leipzig der 
Grund, gegen den geplanten Naziauf- 
marsch freier Kameradschaften am 1. 
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September 2001 nicht die üblichen 
Anti-Nazi-Aktivitäten vorzubereiten, 
sondern das Augenmerk auf die Zivil- 
gesellschaft zu lenken. In der heutigen 
Situation muss es der radikalen Linken 
verstärkt darum gehen, die wiederer- 
starkte Weltmacht Deutschland zu kri- 
tisieren und anzugreifen. Angesichts 
einer immer aggressiver werdenden 
deutschen Außenpolitik im Rahmen 
der Nato erscheinen die Nazis mittler- 
weile als kleineres Problem. 

Dabei sollte es beileibe nicht 
darum gehen, Antifaschismus als peri- 
pheres Politikfeld ad acta zu legen. 
Dennoch lässt sich feststellen, dass 
alleinige linksradikale Anti-Nazi-Aktivi- 
täten im Einheitsbrei des zivilgesell- 
schaftlichen Widerstands untergegan- 
gen wären. Das BgR hat deshalb 
versucht, an jenem Tag eigene Akzente 
zu setzen und das Hauptaugenmerk 
auf eine Demonstration gegen den 
zivilgesellschaftlichen Militarismus zu 
legen. 


Schwerpunkt: 
NATO-Terroristenjagd 


| %* Terrorismus als 

'  Kriegskatalysator 

%* Zivilisierte dieser Erde 
wachen auf 

%* Sozialpolitik 
von rechts außen 


| * 1968 - Revolte und Wahn 
ı %* Judith Butler liest Antigone 


| Schnupperabo bestellen: 
für10 DM* 


3 mal 


In der neuen Ausgabe 454: 


%* Deutschland wird wehrfähig 


Zu diesem Zweck wurde nicht 
vorrangig gegen den Nazi-Aufmarsch 
mobilisiert, sondern eine eigene De- 
monstration unter dem Motto 
„Deutschland den Krieg erklären. Den 
zivilgesellschaftlichen Militarismus 
und die neue Weltordnung angreifen“ 
für den Abend des 1. Septembers an- 
gemeldet. Gleichzeitig sollten die öf- 
fentlichkeitswirksamen Inszenierun- 
gen der Zivilgesellschaft an diesem Tag 
mit eigenen Aktionen begleitet wer- 
den. Ein entscheidendes Ziel dabei 
war es, dass weder die Aktionen der 
Nazis noch die Gegenveranstaltungen 
der Zivilgesellschaft in den Vorder- 
grund gerückt werden, sondern dass 
eigene Aktionen das öffentliche Bild 
bestimmen und somit die Kritik an 
bundesdeutschen Kriegseinsätzen in 
den Mittelpunkt rückt. 


Von der Stadt Leipzig ist allen 
AnmelderInnen von Gegenaktivitäten 
von Anfang an signalisiert worden, 
dass diese verboten werden würden. 
Auch die Demonstration des 
BgR sollte einem generellen 
Demonstrationsverbot zum 
Opfer fallen. Die Stadt hat ein 
„Friedensfest“ initiiert, welches 
als die einzige legitime Protest- 
form festgeschrieben wurde. 
| Alle anderen Aktivitäten, seien 
| sie von der PDS, dem zivilge- 
| sellschaftlichen Courage- 
' Bündnis oder vom BgR, sollten 
sich beim Friedensfest integrie- 
ren. Wer dies nicht tat, wurde 
als undemokratisch gebrand- 
markt. Legitim sollte also le- 
diglich das sein, was der Staat 
(hier die Stadt Leipzig) vorgibt. 
, Eine wahrhaft zonale Demo- 

kratievorstellung. 


Aus diesem Grund ist 
‚ das BgR dem Aufruf der Stadt 
\ gefolgt und hat die eigenen 
Positionen beim Friedensfest 


| 
| aan 
| * Schein/Scheck beilegen! Verlängertsich zum Jahresabo, | AM Leipziger Augustusplatz 
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wenn nicht nach Erhalt der zweiten ak gekündigt wird. 


vorgetragen. Das „parteiüber- 
greifende“ Fest, auf welchem 
lediglich der SPD-Bürgermeis- 
ter Wolfgang Tiefensee sowie 
der Vorzeigepfarrer Christian 


Führer ein Rederecht besaßen, wurde 
von ca. 10 000 Menschen besucht. Die 
Rede Tiefensees strotzte nur so von 
nationalistischem Pathos und heuch- 
lerischen Passagen über Demokratie 
und Meinungsfreiheit. Den Nazi-Paro- 
len setzte er in penetranter Wieder- 
holung „Wir Leipziger“, „Wir Sachsen“, 
„Wir Deutschen“ entgegen. Das Demo- 
motto der Nazis „Für Frieden, Freiheit 
und Selbstbestimmung“ wurde von 
Tiefensee als nazistisch geoutet und 
diesem das viel deutschere Motto „Wir 
sind das Volk“ entgegengestellt. Bei- 
spielhaft für die inhaltliche Position 
der Veranstaltung war ein Bürgerstand 
auf dem Fest, der sich gegen „linke 
und rechte Gewalt“ wandte, glückli- 
cherweise aber nicht lange Stand hielt. 

Noch absurder war es, dass drei 
Tage nach dem Beschluss zum zweiten 
deutschen Kriegseinsatz nach 1945, 
am Jahrestag des deutschen Überfalls 
auf Polen, mit dem der Zweite Welt- 
krieg begann, auf diesem offiziellen 
„Friedensfest“ jenes Ereignis mit kei- 
nem Wort erwähnt wurde, statt dessen 
jedoch das demokratische Gewissen 
der Stadt und seiner BürgerInnen in 
den Himmel gehoben wurde. Die 
Rede Tiefensees, welche die volksge- 
meinschaftliche Zivilgesellschaft 
beschwor, wurde des öfteren von 
Pfeifkonzerten Protestierender unter- 
brochen, was die Zivilgesellschaft wie- 
derum mit tätlichen Angriffen beant- 
wortete. 

Den Protestierenden ist es 
durchaus gelungen, die Jubelfeier ein 
wenig zu stören (eine Zeit lang wurde 
die Anlage abgeschaltet, außerdem 
mussten vermummte Polizeieinheiten 
in das Fest knüppeln, damit Tiefensee 
seine Rede fortsetzen konnte) und da- 
mit den Protest gegen eine Stadt und 
deren zivilgesellschaftliche Basis aus- 
zudrücken, die ein Friedensfest veran- 
stalten, auf dem weder aufgefordert 
wird, sich doch nun mal den Nazis ent- 
gegenzustellen, noch der soeben be- 
schlossene Kriegseinsatz in Mazedo- 
nien auch nur mit einem Wort 
erwähnt wird. Dieses Fest stellte die 
einzige erlaubte Protestform gegen die 
Nazis dar, weil es die Protestform der 


"Stadtoberen war. Insofern fanden wir 


deutschland _. 
den krieg erklären! 


. en Bellschaftlichenif- 


e 
nilitarismus und di 
veweitord En angreifen 


esan diesem Tag wichtiger, gegen die- 
se Politik vorzugehen, als gegen einen 
relativ unbedeutenden Naziauf- 
marsch. Leider lag die Priorität der 
Antifa an diesem Tag noch eindeutig 
auf dem Naziaufmarsch. Dies ist allei- 
ne schon deshalb bedauerlich, weil ei- 
ne inhaltliche Auseinandersetzung mit 
den deutschen Bundeswehreinsätzen 
und denen der NATO dabei generell 
aufder Strecke geblieben ist. Die Nazis 
spielen in der jetzigen gesellschaftli- 
chen Konstellation nur eine margina- 
le Rolle. Sie sind weder Stichwort- 
geber (wie 1997 in München gegen die 
Wehrmachtausstellung), noch völki- 
scher Vorreiter (wie in Rostock). Sie 
werden gerade vom Staat stärker be- 
kämpft als ihr sogenanntes „linkes 
Pendant“, der sich nicht an die staatli- 
chen Spielregeln haltende autonome 
Antifaschismus. Sicherlich sind Nazi- 
aufmärsche auch in Zukunft nicht hin- 
zunehmen, aber eine inhaltliche 
Auseinandersetzung mit dem gesell- 
schaftlichen Bruch nach dem „Antifa- 
sommer“ ist zwingend notwendig. Für 
uns steht dabei fest, dass wir nicht 
Seite an Seite mit Leuten gegen die 
Nazis vorgehen wollen, die für uns 
selbst ein viel größeres Problem sind. 
Nicht die Nazis haben gerade irgend 
etwas zu melden, Politik wird von der 


Zivilgesellschaft gemacht. Und dies so- 
wohl im Inneren als auch nach außen. 
Gerade die Kriminalisierung jeglichen 
Protests (sei es von links oder von 
rechts) und die Aufrüstung in puncto 
„innere Sicherheit“, die aktuell nach 
dem Anschlag auf das WTC und das 
Pentagon auch in Deutschland wieder 
radikal verschärft wird, zeigen, dass 
die restriktive Politik gegen die Nazis 
auch auf uns zurückschlagen kann 
und schlägt. Dies macht ein positives 
Berufen auf die staatliche Willkür ge- 
gen die Nazis unmöglich (so wurden 
in Leipzig zum Beispiel drei Gerichts- 
entscheidungen bezüglich der Geneh- 
migung der Nazidemonstration und 
-route von der Stadt einfach ignoriert 
und von vornherein klargemacht, dass 
man sich darüber hinwegsetzt). Dies 
natürlich nur für diejenigen, die nicht 
eh schon in den Antigewaltbündnissen 
auf- und eingegangen sind. Insofern 
ist eine radikale Linke im Moment wei- 
terhin auf die Verteidigung der Ge- 
schäftsgrundlage angewiesen. Dabei 
muss sie sich aber auch eigene inhalt- 
liche Positionen erarbeiten und diese 
transparent machen. Nur so ist eine 
emanzipatorische Veränderung in wei- 
ter Ferne überhaupt noch denkbar. 


Schon am frühen Abend des 1. 
September wurden alte Repressions- 
konzepte hervorgekramt, um misslie- 
bige Meinungsäußerungen in Zukunft 
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von vornherein zu unterdrücken. So 
wurde in Sachsen mittlerweile eine 
„Soko Links“ eingerichtet (Original- 
titel: Soko MAG [Militante Autonome 
Gewalt]), welche schon des öfteren 
gefordert wurde aber politisch bislang 
noch nicht durchgesetzt werden konn- 
te. Doch jetzt, wo sich linke Kritik ge- 
gen die Politik der Stadt, den deut- 
schen Staat und auch gegen ehemalige 
BündnispartnerInnen richtet, ist 
Schluss mit lustig. Da wird das pole- 
misch/provokative Motto der Mobili- 
sierung „Deutschland den Krieg er- 
klären!“ als Vorwand genommen, um 
linken Protest generell zu kriminali- 
sieren. Das Motto, das eben ein pro- 
vokatives war (denn bislang konnten 
der linken Szene keine militärischen 
Strukturen, geschweige denn diverse 
Gerätschaften, die nun mal benötigt 
werden, um Kriege führen zu können, 
nachgewiesen werden), gefiel nicht. 
Nicht etwa wegen der militanten 
Sprachwahl, sondern wegen der 
grundlegenden Ablehnung deutscher 
Großmachtpolitik. Hier wurde die ei- 
gene Politik klassisch auf die Kritiker- 
Innen projiziert. Deshalb gilt es die 
Zivilgesellschaft, die von Menschlich- 
keit, Toleranz und Frieden faselt, um 
gleichzeitig die Tore für einen kriege- 
rischen Massenmord in anderen 
Regionen der Welt zu öffnen, auch 
weiterhin anzugreifen. Diese Zivil- 
gesellschaft ist kein Bündnispartner, 
sondern muss der politi- 
sche Gegner sein. 


Bündnis gegen Rechts 
Leipzig (BgR). 
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Innerhalb der antirassistischen wie 
auch der antifaschistischen Linken 
steht der Begriff „Leistungsrassismus“ 
derzeit hoch im Kurs, wenn es um die 
Beschreibung der aktuellen Verände- 
rungen im Zug der Einwanderungs- 
debatte geht. Wir kritisieren diesen 
Begriff sowie die damit verbundene 
Einschätzung und wollen eine ge- 
meinsame Diskussion über Bedin- 
gungen, Gesellschaftsanalyse und 
Perspektiven linksradikaler Politik 
‚führen. 


Leistungsrassismus? 


Die Hauptvorlage für eine linke 
Diskussion über Antirassismus, die ak- 
tuelle Situation und deren Einschät- 
zung/Bewertung und daraus zu fol- 
gernde Konsequenzen hat das 
Antirassismus-Büro Bremen (ARAB) in 
seinem Thesenpapier „Antirassismus 
2000“ geliefert. 

„Weder ist die Bundesregierung 
über Nacht antifaschistisch, noch mi- 
grationsfreundlich geworden. Viel- 
mehr wird der alte völkische Nationa- 
lismus abgelöst durch einen 
modernen Leistungsrassismus. Nicht 
mehr nur Herkunft, Nationalität und 
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Hautfarbe gelten als Zuwanderungs- 
kriterium, sondern Leistungsfähig- 
keit, Ausbildung, Lohnhöhe und Nütz- 
lichkeit. Wirtschaftliche Kriterien 
stehen vor nationalistischen Über- 
legungen.“ (ARAB) 

Die Modernisierung der deut- 
schen Innen- und Außenpolitik durch 
die neue Bundesregierung wird mit 
ehemals per se linken Slogans betrie- 
ben. So will zum Beispiel der grüne 
Außenminister kein neues Auschwitz 
— auch nicht im Kosovo. Ganz neben- 


bei erlebt der antifaschistische Kampf 
gegen Hitler seine „Renaissance“, nur 
dass dieser heutzutage Milosevic heißt 
und in Serbien sein Unwesen trieb. 


Und auch die antirassistische Losung 
„open borders“ wird von der rot-grü- 
nen Bundesregierung aufgegriffen 
und Deutschland zum (wenn auch 
nicht klassischen) Einwanderungs- 
land erklärt. MigrantInnen, die sich für 
Deutschland „nützlich“ machen, sind 
ab jetzt höchst offiziell willkommen. 
Mit diesen peppigen Parolen 
kauft die Bundesregierung derzeit den 
dumpfen Nationalistinnen den 
Schneid ab und profiliert sich als fort- 
schrittlich und modern. Sie hat die 


besseren Argumente, um Deutschland 
politisch, militärisch und wirtschaft- 
lich fit für das dritte Jahrtausend zu 
machen. Und darauf kommt es ja an. 
Doch wie das ARAB schon richtig er- 
kannt hat, bedeutet die scheinbare 
Wandlung des alten, völkischen Rassis- 
mus hin zu einem Verfassungspatrio- 
tismus nicht die Aufhebung von Rassis- 
mus. Schon allein die Fakten sprechen 
dagegen: sei es die Abschottung der 
europäischen Außengrenzen gegen 
unerwünschte Migration, die restrikti- 
ve Ausländergesetzgebung oder die 
alltägliche Abschiebepraxis. Sie ver- 
deutlichen weiterhin eine rassistische 
Abgrenzungs- und Ausschlusspolitik. 

Dies wird aber ergänzt durch 
die Einteilung von MigrantInnen nach 
ihrer Nützlichkeit. Dabei werden die 
Grenzen für bestimmte MigrantInnen 
geöffnet, gleichzeitig aber gegen den 
weitaus größeren Teil abgeschottet. 
Gewünscht sind nur Personen, deren 
besonderen Fähigkeiten und Know- 
how gebraucht werden, um den wirt- 
schaftlichen Anschluss nicht zu ver- 
passen. Anstatt des Ariernachweises 
kann heute also auch der Leistungs- 
nachweis erbracht werden. 

Der dazu neu eingeführte Be- 
griff des Leistungsrassismus (analog 
Verwertungs- oder Nützlichkeitsrassis- 
mus), der heutzutage in fast jedem lin- 
ken Papier zu Rassismus auftaucht, ist 
jedoch analytisch ungenau und poli- 
tisch untauglich. Schon alleine des- 
halb, weil er eine völlige Aufweichung 
des Rassismusbegriffes darstellt. Denn 
beim Rassismus werden Menschen an- 
hand ihrer Herkunft’ oder ihrer Kul- 
tur' eingeteilt und bewertet. Die Ein- 
teilung nach „nützlich“ und „unnütz“ 
bezieht sich aber genau nicht auf die- 
se rassistischen Differenzierungen. 
Hier gilt einzig und allein das Prinzip 
der Verwertbarkeit. Und dieses sollte 
dementsprechend auch als kapitalisti- 
sches Prinzip bezeichnet werden. Der 
Rassismus greift und wirkt hier an an- 
derer Stelle. Wenn sich nämlich Ein- 
wanderInnen durch Leistung erst 
Rechte erwerben können, die den 


„Deutschen“ schon qua Geburt zuste- 
hen. Rassistisch ist dabei nicht, dass sie 
sich Rechte durch Leistung erwerben 
können, sondern dass ihnen diese 
nicht schon von vornherein zugestan- 
den werden. 


Konzepte der Arbeitsmigration 
gibt es in Deutschland schon seit Jahr- 
hunderten. Als Beispiele seien nur die 
Ausbeutung der Kolonialisierten, die 
GastarbeiterInnen in den sechziger 
Jahren oder die SaisonarbeiterInnen 
genannt. Es handelt sich also nicht um 
ein völlig neues Phänomen. Dem ka- 
pitalistischen Prinzip entsprechend 
werden alle Menschen, die sich nicht 
verwerten können oder wollen, aus- 
gegrenzt. Dies gilt potentiell sowohl 
für nicht mehr „brauchbare“ Men- 
schen innerhalb eines Nationalstaates 
als auch für Außenstehende. Das be- 
deutet aber nicht, dass vorhandene 
Ideologien (wie Rassismus) im Kapita- 
lismus zu dessen Gunsten aufgehoben 
werden. Das kapitalistische System 
braucht vielmehr Differenzierungen 
wie z.B. Geschlecht und Nation, um 
das Konkurrenzprinzip aufrechtzuer- 
halten. Nicht zuletzt deshalb gibt es 
auch weiterhin rassistische Einteilun- 
gen und die damit verbundene Abwer- 
tung. Für MigrantInnen sind sowohl 
das kapitalistische System — mit dem 
ihm immanenten Verwertungsprinzip 
und dem damit verbundenen Lohn- 
arbeitszwang — als auch der manifeste 
Rassismus Hindernisse für ein freies 
Leben. Und gerade die Verknüpfung 
von beidem macht ein solches für sie 
unmöglich. 


Germany to 
„Einwanderungsland“? 


In Folge der durch die Einwan- 
derungsdebatte und den zivilgesell- 
schaftlichen Antifaschismus veränder- 
ten gesellschaftlichen Situation wird 
also weder „der alte völkische Natio- 
nalismus abgelöst“, wie beispielhaft 
das ARAB formuliert, noch steht die 
Auflösung der Nationen bevor. Die 
Sortierung der Menschheit nach Natio- 
nen wird durch die Öffnung der 
Arbeits- und Absatzmärkte nicht in 


Frage gestellt. Die Nationalstaaten 
sind auch weiterhin Grundlage für die 
kapitalistische Ordnung. Der (Natio- 
nal-)Staat hat für das Funktionieren 
der kapitalistischen Produktionsweise 
innerhalb seines Staatsgebietes zu sor- 
gen. Dazu muss neben dem freien 
Waren- und Kapitaltransfer auch die 
freie Verfügbarkeit von Arbeitskräften 
sichergestellt werden. Ein nationaler 
Arbeitsmarkt kann den dynamischen 
Entwicklungen der Wirtschaft nicht 
mehr folgen. Insbesondere Industrie 
und Handel drängen schon länger auf 
eine Öffnung Europas für den globa- 
len Arbeitsmarkt und die Lockerung 
der Zuwanderungsbeschränkungen 
für ArbeitnehmerInnen. Insofern ba- 
siert das neue Einwanderungsgesetz 
tatsächlich zuerst auf wirtschaftlichen 
Forderungen und Überlegungen 
(ARAB), jedoch nicht ohne den 
Verweis auf nationale Interessen. Ziel 
istes, den Standort Deutschland im in- 
ternationalen Vergleich zu stärken. 

Dennoch kann der Staat nicht 
beliebig im Interesse der Wirtschafts- 
unternehmen agieren, sondern muss 
auf die spezifischen politischen und 
gesellschaftlichen Verhältnisse einge- 
hen, um die soziale Ordnung aufrecht- 
zuerhalten. Er erfüllt in diesem Sinn 
eine Mittlerfunktion. Er wird durch 
das geplante Einwanderungsgesetz 
die Zuwanderung nach wirtschaftli- 
chen Erfordernissen ermöglichen. 
Gleichzeitig muss er jedoch der Bevöl- 
kerung diese Notwendigkeit und die 
Einsicht, dass sich aus den Fähigkeiten 
von bestimmten EinwanderInnen 
Kapital für Staat und Volk schlagen 
lässt, vermitteln. 

Im Zuge dieser Entwicklung 
wird sich der völkische Blut und 
Boden-Rassismus in Zukunft etwas 
schwächer artikulieren müssen. Denn 
was bringen Greencards, wenn aus- 
ländische Arbeitskräfte wegen des hie- 
sigen alltäglichen Rassismus Deutsch- 
land ihre Arbeitskraft verweigern? Da 
gerade die ExpertInnen sich ihren 
Arbeitsplatz in verschiedenen kapitali- 
stischen Zentren aussuchen können, 
wird der völkische Rassismus zum ent- 
scheidenden Standortnachteil. Den 
gesetzlichen Änderungen muss ein 


enemy country | 


Einstellungswandel der Bevölkerung 
folgen. Der Staat hat also ein durchaus 
ernstgemeintes Interesse an der 
Abschwächung des völkischen Rassis- 
mus. In diesem Sinn entfaltet der zi- 
vilgesellschaftliche Antifaschismus sei- 
ne Wirkung. Es geht neben der 
Aufrechterhaltung des staatlichen 
Gewaltmonopols auch entscheidend 
um die Erhaltung der staatlichen 
Definitionsmacht: wer deutsch ist, wer 
der deutschen Gemeinschaft nützt 
und wer bleiben darf, entscheidet im- 
mer noch der Staat und nicht Volk 
oder Nazi. Trotz allem wird der völki- 
sche Rassismus jedoch nicht völlig ver- 
stummen und gerade in gesellschaftli- 
chen Spannungssituationen schneller 
als befürchtet wieder auftauchen. 
Aktuellstes Beispiel ist die Debatte um 
eine „deutsche Identität“ mit völki- 
schem Bezug als Wahlkampfthema. 
Die kulturnationalistische Variante 
darf sich weiterhin größter Beliebtheit 
erfreuen, wie die aktuellen Debatten 
um die deutsche „Leitkultur“, die 
„Integrationspflicht“ oder die ver- 
meintlich alternative Variante, das 
multikulturelle Konzept, zeigen. Hier 
kann sich die Liebe zu Deutschland 
ungehemmt artikulieren. Vorausset- 
zung ist in Zeiten des staatlichen 
Antifaschismus jedoch die Tugend der 
Toleranz’. Die gehorsamen Deutschen 
sollen ihre patriotischen Empfin- 
dungen insofern zügeln, als dass sie 
diese auch assimilierten MigrantInnen 
zubilligen. Gemeinsam sollen sie stolz 
auf Deutschland und seine Wirtschaft 
sein, im Gegensatz zu den Ewiggestri- 
gen, die auf Ausgrenzung ohne Wenn 
und Aber bestehen. 

Die Wirtschaftsunternehmen 
werden ihrerseits ebenfalls nicht auf 
rassistische Trennungen verzichten 
wollen. Sie haben lediglich ein ambi- 
valentes und instrumentelles Verhält- 
nis dazu. Sie entscheiden nach Nut- 
zen, Mehrwert, Profit anstatt nach 
„biologischer Rasse“. Kulturalistische 
Zuschreibungen werden eher im „po- 
sitiven“ Sinne, nämlich dem Bedienen 
kultureller und subkultureller Codes, 
die auf bestimmte Zielgruppen zuge- 
schnitten sind, vorgenommen. Global 
agierende Unternehmen segmentie- 
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i enemy country 


ren für sich ihre Zielgruppen nicht sel- 
ten anhand „kultureller Besonder- 
heiten“. Als Beispiel seien die Ange- 
bote für die türkische Zielgruppe 
genannt. So entstehen jede Menge „ei- 
gene“ Kaufhäuser, Restaurantketten, 
Internetportale etc., die sich die kul- 
turelle Differenz positiv zu Nutze ma- 
chen und spezielle Angebote für die 
Zielgruppe offerieren. Bei der Bewer- 
tung der Arbeitskraft werden rassisti- 
sche Trennungen teilweise reprodu- 
ziert, teilweise stehen sie aber auch 
den Interessen der Unternehmen ent- 
gegen. Menschen in „illegalen Be- 
schäftigungsverhältnissen“ wird kein 
besonderes antirassistisches Engage- 
ment entgegenschlagen, da sie gerade 
durch ihre Rechtlosigkeit und ihren 
unsicheren Status ein Maximum an 
Profit versprechen. Bei niedrigster 
Lohnzahlung haben sie die wenigsten 
Rechte. Sie können sich weder organi- 
sieren noch können sie ihren Lohn vor 
einem Arbeitsgericht einklagen. Und 
wenn sie diese Rolle nicht akzeptieren, 
können sie sich sicher sein, dass zig an- 
dere es an ihrer Stelle tun werden. 
Anders hingegen sieht die Lage 
bei Fachkräften, SpezialistInnen und 
FacharbeiterInnen aus. Ihre besonde- 
ren Kenntnisse, ihre Ausbildung und 
ihre speziellen Fertigkeiten sind 
Eigenschaften, die den Unternehmen 
und der gesamten Volkswirtschaft zu- 
gute kommen. Von daher besteht an 
ihnen ein ganz anderes Interesse, und 
es muss ihnen ein angenehmes 
Arbeits- und Lebensumfeld geboten 
werden, damit sie auch weiterhin ihre 
Arbeitskraft anbieten. Dazu gehört 
auch, dass sie sich relativ gefahrlos in 
ihrem sozialen Umfeld bewegen kön- 
nen und nicht ständig Angst vor rassi- 
stischen Überfällen haben müssen. 
Insofern sind die Anzeigen und Auf- 
rufe der Unternehmen gegen rassisti- 
sche Diskriminierung und für Tole- 
ranz ernstgemeinte und doch 
knallhart kalkulierte Kampagnen. 


Es mag auf den ersten Blick so 
scheinen, als würden sich wirtschaftli- 
che und antirassistische Forderungen 
treffen — z.B. wenn die Wirtschaft die 
Abschottung Deutschlands gegen 
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Einwanderung und die Arbeitspolitik 
gegen Nichtdeutsche kritisiert. Den- 
noch liegt im wirtschaftlichen Inter- 
esse nicht die freie Bewegung von 
Menschen, sondern deren Kontrolle 
und Verfügbarkeit. Freie Bewegung 
kann dem entgegenstehen. Wenn 
Menschen real die Alternative hätten, 
in die entwickelten und prosperieren- 
den kapitalistischen Zentren zu gehen, 
würden nur wenige in kapitalschwa- 
chen Regionen mit geringem Lebens- 
standard bleiben und sich gegen ge- 
ringste Löhne ausbeuten lassen. 
Gemäß kapitalistischer Logik sollen 
Menschen dort verfügbar sein, wo sie 
gebraucht werden, und nicht dort, wo 
es ihnen am besten gefällt. 

Das Einwanderungsgesetz soll 
genau diese angestrebte flexible Steue- 
rung der Arbeitsmigration ermögli- 
chen. Es stellt die Entwicklung eines 
Entwurfes zur zukünftigen Regelung 
von Zuwanderung dar. Der Aufenthalt 
in Deutschland ist konsequent an die 
ökonomische Verwertbarkeit gebun- 
den. Das Einwanderungsgesetz ist ein 
Instrument zur Steuerung und Aus- 
wahl von als „nützlich“ definierter 
Migration. Während es bislang außer 
Frage stand, dass die Zugehörigkeit 
zum „deutschen Volk“ ausschließlich 
über eine blutsmäßige Abstammung 
möglich sei, wird nun ernsthaft erwo- 
gen, auch „nützliche“ AusländerInnen, 
die sich integrieren und an die deut- 
schen Normen anpassen wollen, zu 
Deutschen zu erklären. Ein Einwande- 
rungsgesetz wollen alle. Es geht nur 
noch um Formulierungen. Was sich je- 
doch an allen Vorschlägen und Forde- 
rungen, einschließlich des aktuellen 
Schily-Entwurfes, zeigt, dämpft jede 
antirassistische Hoffnung, die sich mit 
dem symbolischen Bekenntnis, ein 
Einwanderungsland zu sein, verbun- 
den haben könnten. Für einige weni- 
ge wird die Möglichkeit zur Einwande- 
rung geschaffen. Diese bestimmt sich 
ausschließlich nach Kriterien, die am 
Wohlergehen und Interesse des deut- 
schen Staates orientiert sind, und in 
keinster Weise an selbstbestimmter 
Migration. Die Abschottung gegenü- 
ber allen Anderen wird nicht nur auf- 
rechterhalten, sondern intensiviert: 


das Asylrecht wird verschärft‘, die 
Residenzpflicht für ausreisepflichtige 
Asylbewerber wird ausgeweitet und 
zwingend festgeschrieben bis hin zur 
Einrichtung von Sammellagern für 
Abzuschiebende’, und die bisher 
Geduldeten werden illegalisiert. Die 
Ausländer- und Asylgesetzgebung wird 
neu geordnet zuungunsten von Mi- 
grantInnen und Flüchtlingen im Sinne 
der Verwertungslogik. Insofern ist das 
Einwanderungsgesetz auch ein Schritt 
auf dem Weg zur perspektivischen 
Abschaffung des Asylrechts. 

Die Greencard-Verordnung er- 
füllt in diesem Zusammenhang eine 
ergänzende Funktion. Mittels derarti- 
gen flexibel handhabbaren, zeitlich be- 
fristeten und branchenspezifischen 
Arbeitserlaubnissen wird die Lücke 
zwischen dem aktuellen und kurzfri- 
stigen Bedarf an Arbeitskräften und 
der Einwanderung, die politisch nur 
sehr eingeschränkt und in geringer 
Zahl gewünscht ist, geschlossen. Der 
Status der nichtdeutschen Arbeits- 
kräfte ist rechtlich und sozial nicht ab- 
gesichert — sie sollen in Deutschland 
gar nicht erst heimisch werden. Sie 
sind nur erwünscht, solange es keine 
Deutschen gibt, die ihre Stelle ausfül- 
len können. Die Möglichkeiten, die 
mit der Greencard-Zusatzverordnung 
scheinbar erst geschaffen werden 
mussten, gab es mit dem bestehenden 
Aufenthalts- und Arbeitserlaubnisrecht 
schon lange und waren sogar umfas- 
sender — sie wurden nur kaum ange- 
wendet.‘ Insofern stellt sie kaum mehr 
als eine gelungene Werbeoffensive ge- 
genüber dem Ausland und den anzu- 
werbenden Fachkräften auf der einen 
Seite und gegenüber der eigenen 
Bürokratie auf der anderen Seite dar. 


Perspektiven für eine 
antirassistische Linke 


Nicht wenige setzen in die ak- 
tuelle Diskussion überhöhte Hoffnun- 
gen, sehen einen Bruch in der deut- 
schen Migrationspolitik und sind 
voller Optimismus. Exemplarisch das 
ARAB: „In der Tat sind wir voller 
Tatendrang, die aktuellen Umbrüche 
im migrationspolitischen Diskurs he- 


ben vielfache Blockierungen auf 
und eröffnen neue Perspektiven“. 

Wir denken, dass es keinen 
Grund für eine Euphorie darüber 
gibt, dass Einwanderung jetzt er- 
möglicht wird und Deutschland 
sich neuerdings mit dem Slogan 
brüstet, ein „Einwanderungs- 
land“ zu sein. Die Debatte mar- 
kiert eine Veränderung, ein zö- 
gerliches Infragestellen der 
völkischen Konstruktion des 
deutschen Volkes. Für einige we- 
nige sind konkrete Verbesserungen zu 
erwarten, für die Mehrzahl jedoch 
geht rechtlich mit dem angestrebten 
Einwanderungsgesetz eine eindeutige 
Verschlechterung ihrer Situation ein- 
her. Anders ist die Wirkung im gesell- 
schaftlichen Diskurs. Die Akzeptanz 
„nützlicher Ausländer“ und die Wir- 
kung des zivilgesellschaftlichen Antifa- 
schismus stellt aus der Sicht von 
MigrantInnen eine Verbesserung ihrer 
gesellschaftlichen Position dar. Was 
davon langfristigan Umdenken bleibt, 
ist noch offen. Momentan gibt es auch 
gegenteilige Entwicklungen, wie die 
schon genannte Diskussion über 
„deutsche Identität“. 

Wir denken (wie das ARAB), 
dass vor dem Tatendrang die Analyse 
zu stehen hat. Und hier haben wir 
auch Hoffnung, dass durch den aktu- 
ellen Diskurs die „Dinge in Bewegung 
[kommen]“ (ARAB). Unsere Hoffnung 
besteht allerdings darin, dass inner- 
halb der Antira-Szene auch wieder 
über Kapitalismus gesprochen wird, 
dass sie sich (wie die Antifabewegung 
auch) von dem Ausharren in ihrem 
Teilbereich löst und der Blick erwei- 
tert wird. Das heißt auch, dass sich die 
verschiedenen Teilbereichsbewegun- 
gen mehr aufeinander beziehen und 
eine gemeinsame Politik entwickeln 
müssen. Dazu ist eine gemeinsame 
Strategie- und Perspektivendiskussion 
unter linksradikalem Blickwinkel not- 
wendig. 

Exemplarisch ist z.B. der von 
antirassistischen Gruppen verwandte 
Slogan „Jeder Mensch ist ein Experte“. 
Egal mit welcher Intention dieser in 
die Diskussion gebracht wurde, repro- 
duziert er das Denken in den Katego- 


rien „nützlich“ und „unnütz“. Was 
zählt, ist — ganz im Sinne kapitalisti- 
scher Logik — Leistung. Da tröstet es 
auch nur wenig, dass jeder Mensch ei- 
ne Expertln ist. Die Kritik sollte sich al- 
so nicht affırmativ auf den Expert- 
Innenstatus beziehen, sondern genau 
an diesem Punkt grundsätzlicher und 
damit antikapitalistisch werden. 

Die Hoffnung, die sich von anti- 
rassistischer Seite an die Forderungen 
aus der Wirtschaft knüpfen und diese 
schon als, wenn auch unerwartete, 
Bündnispartnerin sehen, sollten sich 
spätestens nach einer genaueren 
Analyse erledigen. Ein instrumenteller 
Umgang mit solchen Bündnispartner- 
Innen steht unter der Gefahr, eigene 
Ziele und die generelle Gesellschafts- 
kritik aus den Augen zu verlieren. 
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' Der Artikel ist eine überarbeitete 
Version eines Referates vom Bündnis 
gegen Rechts Leipzig auf dem Grenz- 
camp 2001. 

* Der Artikel wurde u.a. in der Zeit- 
schrift Analyse und Kritik (ak), Num- 
mer 444 veröffentlicht und auch auf 
unserer Homepage 
www.phase-zwei.org verlinkt. 

> Völkischer Rassismus, welcher auf 
der Blut- und Bodenideologie be- 
ruht. 

* Kulturalismus, welcher vorhandene 
kulturelle Unterschiede als „natür- 
lich“ festschreibt und sie damit quasi 
biologisiert. 


enemy country 


. 


‘ Auch der Begriff der Toleranz zeigt 
schon den allgegenwärtigen Rassis- 
mus. Das Gegenüber wird nicht als 
gleichwertig anerkannt, sondern le- 
diglich toleriert. Die Gewährung von 
Toleranz ist eine gönnerhafte Geste 
der Herrschenden, die nach Belieben 
gegeben und auch wieder entzogen 
werden kann. 

* so gelten z.B. Nachfluchtgründe 
(politische Betätigung in der BRD) 
nicht mehr als Asylgrund 

” die gängige Abschiebehaftpraxis ist 
davon unberührt; in Sammellager 
werden die Personen eingewiesen, 
gegen die keine Abschiebehaft ver- 
ordnet werden kann und die nach 
jetzigem Stand keiner derartigen 
Einschränkung unterliegen würden 
* Verschärft wurden genau die De- 
tails, die die Möglichkeit einer Inte- 
gration und des dauerhaften Nieder- 
lassens offen ließen: Schon seit 
Jahren war nach dem Aufenthalts- 
und Arbeitserlaubnisrecht die unbe- 
fristete Aufenthaltserlaubnis von 
Fachkräften zur Arbeit ohne Bindung 
an einen bestimmten Arbeitgeber 
und mit Möglichkeit zum Familien- 
nachzug gegeben. Nach der neuen 
IT-Verordnung jedoch ist der Aufent- 
halt auf fünf Jahre beschränkt, er- 
lischt bei Wechsel des Arbeitgebers, 
ist an die IT-Branche gebunden und 
der Familiennachzug ist einge- 
schränkt. 

’ welcher auch innerhalb der 
Antiraszene in der Kritik steht 
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„Goldene Türme wachsen nicht end- 
los...“ textete Slime einst prophetisch, 
und tatsächlich mussten die Linken 
sie gemeinsam mit dem Rest der Welt 
am 11. September einstürzen sehen. 
Aus ihrem offenstehenden Mund er- 
klang vorerst wenig zum politischen 
Tagesgeschehen. Die schamvolle Er- 
kenntnis verschlug den linksradika- 
len die Sprache: Denn der Anschlag 
auf das World Trade Center war tat- 
sächlich ein Anschlag auf die westli- 
che, freie Welt, ein höchst symboli- 
scher. Symbolische Politik ist 
allerdings auch das Mittel der Wahl 
linker Globalisierungsgegner, die den 
Angriff auf die Kristallisationspunkte 
kapitalistischer Vergesellschaftung 
als konkretesten Ansatz im Kampf ge- 
gen die Herrschaft des Menschen über 
den Menschen feiern. Nicht der Terror 
ist das Mittel der Hilflosen, sondern 
symbolische Politik. Und dass die ra- 
dikale Linke noch ein bisschen hilflo- 
ser ist als die OrganisatorInnen des 
Attentats am 11. September ist nicht 
gerade top secret. 


Volunteer Aid 


en allllı.... 
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isnt true 
Its just something that we do 


Blockbuster 


Die sehr klammheimliche Freu- 
de, die so manche selbsterklärten 
westeuropäischen Feinde des Kapitals 
verspürt haben, als die Säulen der 
Macht ganz symbolisch ins Wanken ge- 
rieten, wich schnell dem klammen 
Gefühl, sich auf der ganz und gar 
falschen Party betrunken zu haben. 
Vor ein paar Jahren gingen die Linken 
noch in Independence Day, um die 
Sektkorken gemeinsam mit dem 
weißen Haus hochgehen zu lassen. 
Die Umdeutung des Mainstream be- 
legte dabei die eigene Subversivität. 
Die Symphonie der Zerstörung wurde 
als Ästhetik des Widerstands aufgefas- 
st. Im Kino traf es die Richtigen, gera- 
de weil es nur Symbole traf. Die 
Konkretisierung der Zerstörung stellt 
diese vermeintliche Ästhetik in neue 
Dienste — und lässt ihre linken Lieb- 
haber vor sich selbst erschauern. 
Einstürzende Neubauten auf Demo- 
Mobilisierungsplakaten abzubilden, 
bedeutet jetzt ebenso sehr, sich in 
schlechte Gesellschaft zu begeben, wie 
das Kapital in Frack und Zylinderhut 
auftreten zu lassen. Der Angriff auf ar- 
chitektonische Verkörperungen des 
Kapitalverhältnisses, einst die schein- 
bar abstrakteste Möglichkeit der Ver- 
bildlichung antikapitalistischer Posi- 
tionen, hat eliminatorische Realität 
gewonnen. 


Give me a ticket 
for an aeroplane 


Das Gejammer um den „Ausver- 
kauf“ linker Symbolik ist seit jeher 
groß. Und das, was die Linken nicht 
freiwillig rausrückten, haben die Inter- 
essentInnen sich anderweitig geholt. 
Seien es Palituch tragende Nazis, die 
Belegung des Antifaschismusbegriffs 
mit einem Angriffskrieg gegen Jugos- 


lawien durch die rot-grüne Regierung 
oder nur der Molotowcocktail schmei- 
ßende Jugendliche im RTLIL-Spot. 
Jede eindeutige „Seht her, ich bin 
links!“-Geste scheint in eine beliebige 
„seht her!“-Geste umwandelbar zu 
sein. Der große Kerosin-Knall war ein 
weit hörbareres „Seht her!“ als jede 
der zahllosen Linken Aktionen, die 
sich der gleichen Symbolsprache be- 
dienen. Die Inhalte, die letztere in 
mühevoller Kleinarbeit in diese einzu- 
schreiben versuchten, sind durch die 
Anschläge überschrieben worden, das 
antisemitisch-eliminatorische _Pro- 
gramm belegt den gesamten Speicher- 
platz. Müssen die Linken sich eine 
neue Festsplatte einbauen lassen? 
Oder war die ohnehin längst fällig? 


Das Beharren auf und (im Ver- 
lustfall) das Trauern um linke Symbol- 
sprachen ist, um erneut die schlechte 
Gesellschaft heraufzubeschwören, et- 
wa so angemessen wie der Kampf des 
„Vereins zur Rettung der deutschen 
Sprache“. Es handelt sich um ein Ver- 
halten, das auf ahistorischem, essen- 
tialistischem Verständnis von Kommu- 
nikation beruht. Es ist der Glaube, 
Bezeichnendes und Bezeichnetes, 
Form und Inhalt, Symbol und Bedeu- 
tung, sauber trennen und dann wieder 
für die Ewigkeit zusammenschustern 
zu können, in der Gewissheit, korrekt 
nach dem Bauplan der Wahrheit gear- 
beitet zu haben. Wird dieser Glaube 
durch Tatsachen wie die des 11. Sep- 
tember widerlegt, glotzen die Gläubi- 
gen eine Weile doof und quengeln 
dann los, weil andere Symbolsprecher 
offensichtlich Schabernack treiben mit 
der Wahrheit, wozu sie kein Recht ha- 
ben. Oder sie stellen fest, dass wohl 
von Anfang an ein Irrtum vorgelegen 
hat und man es nie mit einem authen- 
tisch linken Symbol zu tun hatte. Hier 
melden sich auch gerne die besonders 
kritischen Linken zu Wort und stellen 
fest, dass die anderen Linken mindes- 
tens schon antisemitisch sind, seit sie 


Benefit Concert 


a 


bildlich Hochhäuser einstürzen lassen 
— denn das Selbiges in der Praxis ein 
antisemitischer Akt ist, wurde ja nun 
zweifelsfrei bewiesen. Auch dieser 
Position liegt ein Glaube an überhi- 
storische Symbolik zugrunde. 


Trying to find a love supreme 


Doch Symbole und Bedeutun- 
gen bilden ganz und gar keine stabilen 
Ehen — vielmehr springen sie von ei- 
ner Affäre zur anderen, pflegen paral- 
lel ihre Liaisons mit PartnerInnen ver- 
schiedenster Geschlechtsidentitäten 
und tauschen dabei auch noch weit 
mehr Körpersubstanzen aus, als es 
Menschen bei vergleichbarer Betäti- 
gung im entferntesten möglich wäre. 
Hier Treue zu fordern, ist illusorisch. 
Um so wichtiger also ist es, die Augen 
offen zu halten, wer zur Zeit alles im 
gleichen Bett liegt. Aus dem Bett ge- 
sprungen ins abstrakte 
Schlafzimmer sind Symbole 
Diskurs — keine Einbahnstra- 
ßen von Form nach Inhalt, 
sondern ein variables Netz- 
werk. Im Diskurs ist das 
Bezeichnende dabei oft genug 
das Bezeichnete — nur nie- 
mals sehr lange. 

Symbole sind niemals 
stabil, können nicht besessen 
oder abgespeichert werden. 
Ein Verständnis von linker 
Kultur, das es als ihre Aufgabe 
betrachtet, Symbole dauerhaft 
zu etablieren oder zurückzu- 
erobern, muss enttäuscht wer- 
den. Die einstürzenden Neu- 
bauten sind verloren, es ist 
sinnlos, eine imaginäre Be- 
rechtigung linker Zusammen- 
hänge auf diese Symbolik an- 


zumelden. Da eine radikale 
Linke, die nicht konkret agie- 
A ren kann, ohne Symbole über- 
\ haupt nicht agieren kann, ist 
sie zur regelmäßigen Überar- 
beitung ihrer bildlichen Prä- 
senz gezwungen — die Websei- 
ten, auf denen die eigenen 
Inhalte vermutet werden, 
müssen andauernd neu ver- 
linkt werden. Dass dabei die 
ohnehin diffusen Inhalte nicht 
unangetastet bleiben, ist nicht 
per se Kontamination, son- 
dern bedeutet im besten Fall 
Entwicklung. 

Die Neuverlegung der 
Links ist eine Arbeit, die die radikale 
Linke eher intuitiv erledigt und damit 
nicht zwangsläufig richtig liegt. Be- 
wusst wird der Vorgang im Normalfall 
in dem Moment, wo schlechte Gesell- 
schaft auftaucht. Die Linke tut richtig 
daran, einem Symbol den Laufpass zu 
geben, das mit Bin Laden schläft, um 
das Bild erneut zu bemühen. Zugleich 
wird jedoch das linksradikale Bett aus 
Mangel an NachtgefährtInnen langsam 
recht kalt. Neue, möglichst stabile Affä- 
ren müssen her. Auf die Frage, wo die- 
se zu finden sind, muss der Autor 
schulterzuckend seine eigene Kontakt- 
armut gestehen. Nur eins ist sicher: 
Die ewige Liebe gibt es nicht. 
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Wiederaufbau 
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no style 


Köntext rules 


Kleine Episoden zur Veranschaulichung der 
These, dass linke Ikonen oder Codes niemals per 
se links sind und ohne Zusammenhang nichts 
gut/richtig/,unser’ ist: April 2001, Hamburg, 
Hafen, Riverkasemalten: Da lädt der Investor, 
der auch die Flora gekauft hat, auf ehemals 
feindlichem Terrain zur Medianight als Ab- 
schluss des Hamburger Dialogs ein, privatisiert 
damit ein weiteres Stück öffentlichen Raumes, 
der bisher nicht nur fast unbemerkt von stadi- 
lichen Augen genutzt wurde, sondern auch Teil 
des neuen Parc Ficion Projekts werden sollte. 
Sympathische Leute wie die Pudelcrew samt 
Stammstars, und Linke wie Hafenstraßenleute 
‚plus Umfeld mobilisieren trotz kurzfristiger Be- 
kannigabe zu Gegenaktivitäten. Ein wenig Ge- 
rangel um das Recht auf Durchgang führt zu 
kleinen Auseinandersetzungen zwischen Unifor- 
mierten und der - nennen wir sie mal: Polit- 
‚fraktion - auf der Hafentreppe. Dann wird un- 
nötig geknüppelt und vielleicht fliegen 
Gegenstände durch die Luft. Auf der Kulturseite 
am Absperrgitter mit dabei Jochen D, Sänger bei 
den neuerdings recht ängstlichen B, und ein 
Jungscher Polizist. In der Diskussion sagt der ei- 
ne: „Sind Sie nicht Jochen Diestelmeyer? Ich ha- 
be alle Ihre Platten zu Hause.“ 

Es könnte den Einwand geben, dass es 
nicht so verwunderlich ist, wenn semikritische 
und intellektuelle Musik die scheinbeilige Zivil- 
gesellschaft oder sogar einen Staatsbüttel an- 
spricht. Also ein weiteres Beispiel aus dem Mu- 
siksektor: am 1. September 2001 begannen zwar 
ein paar der Trottel in Leipzig unter dem Motto: 
„Damals wie heute: Für Frieden und Freiheit!“ 
mit Marschmusikklängen ihren Marsch ins De- 
saster. Nachdem sie aber ein paar hundert 
Meter später gestoppt wurden und sich zum Teil 
beleidigt auf die Strafe setzten, erklangen aus 
den Lautsprechern andere Töne, die an diesem 
Ort nach wie vor erstaunen und linke Herzen 
zum Brechen bringen können. Das Demotape 
enthielt: Fehlfarben („Geschichte wird ge- 
macht‘), Ideal („Blaue Augen‘), Ton Steine 
Scherben („Die letzte Schlacht gewinnen wir‘). 


Ain’t nothing but a Beliebigkeit! 
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"Sex. 


Der Backlash tradierter Geschlechter- 
verhältnisse, homophober Offenba- 
rungen und antifeministischer Plati- 
tüden im Mikrokosmos Pop zeigt sich 
am deutlichsten in der Vermittlung 
via Videoclip. Dass damit nicht nur 
die Errungenschaften und Sensibilisie- 
rungsversuche insbesondere der Riot 
Grrrl und ihrer Nachfolgebewegung- 
(en) den Bach runtergehen, sondern 
auch viel subtilere Formen von Kör- 
‚berpolitik und Geschlechterrollen das 
Licht der Welt erblicken, scheint nicht 
wirklich jemanden zu interessieren. 


Es liegt in der Folgerichtigkeit 
der Ereignisse, dass mit dem Rückzug 
einer radikalen Linken aus dem Agita- 
tions-Horizont der Popkultur und dem 
damit verbundenen, mehr oder weni- 
ger parallel vonstatten gehenden Ende 
von Pop als Subversionsmodell, die 
Tür endgültig in das Schloss einer lan- 
gen und traurigen Geschichte fällt. 
Konnte einst mit der Hoffnung auf kul- 
turelle Opposition und die damit ein- 
hergehenden Abgrenzungsmechanis- 
men die Parallelität von Musik und 
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radikaler Politik manifestiert werden, 
so hat sich dies spätestens seit der Er- 
kenntnis, eine hervorragende Produkt- 
palette für die individualisierten Kon- 
sumbedürfnisse darzubieten, als hohle 
Phrase erwiesen. Das folglich eintre- 
tende Bewusstsein, gemein dem kapi- 
talistischen Funktionsprinzip zu sein, 
tat zur allgemeinen Ernüchterung sein 
Übriges. War die Popkultur früher ein 
Kind des Widerstands, so arbeitet sie 
heute mit ihrer Ausdifferenzierung und 
Individualisierung den Verhältnissen 
zu. 
Der Boomerang- 
Effekt, der aus diesem 
Rückzugsgefecht mitsamt 
des Verlustes der diskurs- 
theoretischen Interven- 
tion folgen sollte, hat fata- 
le Konsequenzen. Das 
Diktum Diedrich Diede- 
richsens von der Unmög- 
lichkeit, Politik zu ma- 
chen, ohne Kultur zu 
betreiben, erweist sich 
auch und gerade in seiner 
Umkehrform als Wahrheit 
sondergleichen. 
Dieser misslichen 
Lage — „diesem Unbeha- 
gen der Kultur“ — ist es 
letztlich zu verdanken, 
dass bei Linken heutzuta- 
ge oftmals neben dem 
Buch von Judith Butler die 
neue CD der Bloodhound Gang liegt, 
dass Eminems Lyrics ein ach so 
dekonstruktivistischer Ansatz unterge- 
jubelt wird und bei Dancehallparties 
gerade da, wo homophobe Props und 
Texte auftauchen, die Feuerzeuge 
leuchten. Mag sein, dass insbesondere 
im HipHop und im Milieu des weißen 
Mittelstandsrock die Aufklärungsquote 
in Sachen Sex & Gender nicht beson- 
ders hoch angesiedelt ist. Um so 
erschreckender ist allerdings die kriti- 
klose Rezeption, ja die regelrechte 
Hippness besagter „Phänomene“. 
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Einst galt die Dekonstruktion 
von Sprache und Bildern, die via Vi- 
deoclip vermittelt werden, als Non- 
plusultra poplinker Auseinanderset- 
zung. Diese würde Begriffe entgegen 
dem anzunehmenden Kontext reflek- 
tieren sowie neue Sinneffekte und Me- 
taphernverschiebungen produzieren 
und somit den Finger auf die Wunde 
ökonomischer Bedingungen und Pro- 
duktionsweisen legen — zumindest im 
Idealfall. Als kalkulierte und kontrol- 
lierte Parodie, die ganz bewusst auf 
Eindeutigkeit und Essenz verzichtet, 
wurde darauf vertraut, dass die Macht 
von Wort und Bild mitsamt der jeweili- 
gen Signifikationskraft der Auslöser 
von gesellschaftspolitischem Handeln 
sei. 

Bedeutungen von Begriffen un- 
terliegen des öfteren radikalen Wand- 
lungen. Wenn allerdings der Kontext 
nicht eindeutig ist — und das ist er in 
der Regel nie — ist auch das Risiko 
höher, dass das Publikum den Kontext 
nicht erkennt. Die angestrebte Un- 
brauchbarkeit verliert somit ihren Sinn 
und wird zum tradierten Element. Am 
anschaulichsten lässt sich dies immer 
noch an amerikanischen HipHop-Akti- 
vistinnen verdeutlichen: Lil’ Kim’s 
„suck my Dick“ oder Missy Elliots 
„She‘s a Bitch“ werden weniger als 
(selbst)ironische Zuschreibung oder 
Angriff auf die Doppelmoral der Kolle- 
gen gewertet, als vielmehr als „leichte 
Mädchen“ Metapher mit implizierter 
Abwertung. Die anhänglichen Rezep- 
tionsmissverständnisse lassen in der 
Regel nicht lange auf sich warten. Eine 
Bemerkung Bo‘s von 5 Sterne Deluxe 
(„Mary J. Blige steht doch auch auf 
Schwänze“) bezüglich der „starken 
Frauen im Pop“ geht meilenweit am 
Thema vorbei und verdeutlicht auf 
prominente Art und Weise die Nach- 
teile beschriebener Mehrdeutigkeit. 
Pop macht, was es will, und das bedeu- 
tet Konfusion pur. Auf allen Seiten be- 
steht das Dilemma darin, zwischen ge- 
wünschter und ungewünschter 
Uneindeutigkeit zu unterscheiden 
(und gegebenenfalls zu vermitteln). 


Wieviel Ambivalenz ist verträglich, wel- 
ches Maß an Klarheit der Aussage ist 
von Nöten? Wie komplex und überde- 
terminiert kann eine politische Posi- 
tion sein, um überhaupt eine Wirksam- 
keit zu entfalten? 

Die Folge ist ein Abgleiten - ei- 
ne allgemeine Mystifizierung von Pop. 
Eine Ausrichtung, die sich zur Zeit 
wunderbar in eine politische und ge- 
sellschaftliche Situation einpasst, in 
der die Produktion von eindeutigen 
und mehrdeutigen Aussagen laufend 
so dereguliert wird, dass Alles und 
Nichts daraus hervorgehen kann. „Das 
Ergebnis ist ein irritierendes Klima 
von symbolischen Fixierungen und 
Lockerungen, also radikaler Kontin- 
genzerwartung. Man kann es aber 
auch anders ausdrücken: Pop ist in ei- 
nem unguten Sinn zum rechtsfreien 
Raum geworden, in dem Bedrohung 
und Irritation nicht mehr zu trennen 
sind.“ (Tom Holert) 

Die Freiheit des Ausdrucks - fre- 
edom of speech — auf die sich da be- 
rufen wird, schießt zurück. Und zwar 
mit parodistischen Überschreitungen 
in Wort und Bild. In diesem Kontext 
agiert bisweilen auch der weiße Rapper 
Eminem, dem dank seines Geniebonus 
so ziemlich alles gutgeschrieben wird. 
Er sei ein Produkt dieser beschissenen 


Welt und kehre die gängigen Stigmata 
in Wirklichkeit um. Die Wirklichkeit 
sieht allerdings anders aus, denn 
Eminems Bemerkungen symbolisieren 
eher marginal eine versteckte Gesell- 
schaftskritik oder eine aufklärerische 
Annäherung an Foucault's „Sexualität 
und Wahrheit“, und vielmehr die lapi- 
dare Idealisierung von sexueller Ge- 
walt. „Unsere Welt ist so wie sie ist - 
nämlich schlecht - deshalb folgt die 
entsprechende mediale Vermittlung 
auch im 1:1 Verhältnis, Punkt.“ Dass 
die Beschreibungen dieser Zustände in 
anderem Kontext eine entgegenge- 
setzte Wirkung haben, fällt dabei wohl- 
wollend unter den Tisch der Fakten. 
Bei den Fakten bleiben, heißt 
aber auch, anzuerkennen, dass es in 
der kapitalistischen Notwendigkeit 
liegt, eine Unterscheidung bestimmter 
„Menschengruppen“ zu forcieren un- 
ter gleichzeitiger Propagierung von 
Gleichheit in der Ungleichheit. Das be- 
deutet, wer den Hustler Style einiger 
Gangster kritisiert, sollte den Mittel- 
standschauvinismus der weißen Rock- 
Kollegen zumindest ebenbürtig aufs 
Korn nehmen. Wo allerdings jeglicher 
aufklärerischer Unterton fehlt, macht 
die Propagierung samt anhänglicher 
Positiv-Rezeption materieller Wirklich- 
keit keinen Sinn. Spätestens seit dem 
Lara Croft Hype, der sein Pendant in so 
manchem Musikvideo findet, und in 
dem einige Wenige noch immer eine 


no style 


feministische Veranstaltung a lä Gen- 
der Trouble sehen, sollte klar sein, was 
bisher nur die sarkastischste marxis- 
tische Ideologiekritik als kulturelles 
Schicksal der Subjekte schildert — es 
geht immer nur um die Reproduktion! 
Den klassischen Stereotypen 
spezifischer Sexualisierung in den 
Musikkanälen dieser Welt ist nichts ab- 
zugewinnen, weder unter dem Aspekt 
der Ironisierung, noch der identitären 
Selbstzuschreibung. Denn letztlich 
werden sowohl gängige Chiffren — von 
Rollergirl bis Christina Aguilera — als 
auch subtile Formen und Codes sexu- 
ell aufgeladener Vollbildmänner- 
phantasien verkauft. Die Stilisierung 
insbesondere letzterer zu einem post- 
feministischen Ansatz, wie zuletzt an- 
satzweise bei den Sugarbabes gesche- 
hen, hinkt insofern, dass eine „Gegen 
den Strich-Interpretation“ sich auf 
Coolness und Anderssein reduziert. 
Um einen Angriffaufden abwertenden 
und unterdrückerischen Charakter die- 
ser Projektion von Körperpolitik zu fin- 

den, bedarf es allerdings einer Lupe. 
Folglich ist die müde gewordene 
Popkultur durch das Weiterspinnen 
traditioneller Körperpolitiken nicht 
mehr und nicht weniger als der Stich- 
wortgeber für reaktionären Mist. Wer 
den Diskurs um seiner selbst Willen 
führt — wie es die SPEX seit Jahr und 
Tag zelebriert — entbindet sich dabei 
genauso von einer genauen materiel- 
len Gesellschaftskritik wie 
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konservative Kulturkämp- 
fer. Die medialen Dispute 
| und Verwirrungen sind 
| vielmehr durch ästheti- 
sche Spielereien und 
| Belanglosigkeit geprägt. 
| Eine Indifferenz oder gar 
| Auflösung von Dominanz- 
verhältnissen aufgrund 
der gesteigerten Anzahl 
weiblicher Interpretinnen 
| oder vermehrter Androgy- 
nität zu konstatieren, ist 
nicht nur vermessen, son- 
dern trägt zur Schaffung 
neuer (alter) kulturindu- 
strieller Realitäten bei. 
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3.-16.11.2001: 

Rote Ruhr-Uni in Bochum 

alle Veranstaltungen im 
Kulturcafe des AStA der Ruhr- 
Uni Bochum, bis auf das 
Seminar mit M. Heinrich, 
13-18 Uhr - Bahnhof Langen- 
dreer - Bochum 

Infos unter 
www.rote-ruhr-uni.de 


3.11.2001: 

11. Thüringer Ratschlag gegen 
Rassismus und Faschismus 

10 Uhr Demo - ab 12.30 Uhr 
Tagung - Gera 

Infos unter: www.lag-antifa.de 


® ® 
537 Leitartikel 
und Kommentare in Funk und 
Fernsehen verbreiteten die 
Meldung, das Ziel der terrori- 


stischen Anschläge seien nicht 
die USA, sondern »die zivili- 


sierte Welt«. Wir Deutschen 


FOR U.S.ARMY 


sind also wieder mal fein raus. 


KONKRET im November handelt allein vom 11. September, vom Krieg in 
Afghanistan und von den Folgen: der Anti-Terror-Allianz und der Rolle 
Deutschlands (Thomas Ebermann), der Gemeinsamkeit von Djihadismus und 
Nazismus (Matthias Küntzel), dem rechten Kampf gegen den US-Imperialis- 
mus (Günther Jacob), den Lügen zum Krieg (Peter Scholl-Latour), der neuen 
Sortierung der Weltherrschaft (Georg Fülberth), der geopolitischen Dynamik 
(Ralf Schröder), dem Sponsoring des Osama Bin Laden durch die USA 
(Connie Uschtrin), den Gotteskriegern auf dem Balkan (Jürgen Elsässer), den 
rotgrünen Jungs in kurzen Hosen (Maxim Biller), dem Todestrieb der kapita- 
listischen Vernunft (Robert Kurz), dem Unglück Israel (Sylke Tempel), einem 
Gebet für Amerika (Horst Tomayer), der Generalmobilmachung (Jutta Dit- 
furth), den Verschütteten im Blätterwald (Thomas Gsella), den immergleichen 
Kommentatoren (Joachim Rohloff), der 

Katastrophe als Hollywood-Produktion ! u 
(Peter ©. Chotjewitz und Gert Ockert), n r et 
den Verbleib von Wut & Trauer 

(Gerhard Henschel), dem globalen Dee 
Mob (Tjark Kunstreich), der polizeistaat- erg 


lichen Aufrüstung (Oliver Tolmein) und oral 

dem Triumph des Kapitals über die Fülberth 

Kapitalisten (Hermann L. Gremliza). Fe 

Wer bietet mehr? a : 
Chotjewitz Hoch die 


Ein Probeheft kostet 3 Mark Tomayer x R 
{in Postwertzeichen). Bone internationale 
Ein Jahresabonnement kostet 


Kunstreich A se 
90 Mark (Studentenabo 72 Mark). Tabs Solidarität 
Bestellungen direkt bei KONKRET, Küntzel 
Ruhrstraße 111, 22761 Hamburg S°<huhler 


Gremliza gegen den 
Ab 19. Oktober am Kiosk | Terror? 


9.-11.11.2001: 

Linke Literaturmesse 

K4 - Königstr.93 - Nürnberg 
Programm siehe 
www.linke-literaturmesse.org 
Achtung: es wird auch eine 
Veranstaltung von Phase2 ge- 
ben! 


25.11.2001: 

Demo gegen den 
Frauenabschiebeknast 
Neuss 


8.12.2001: 

Bundesweite Demo gegen 
Abschiebungen 

11 Uhr Auftakt am Flughafen 
Hannover - Langenhagen 

12 Uhr Kundgebung am 
Abschiebeknast anschließend 
Aktion am Flughafen 

Infos: Flüchtlingssolidarität 
Hannove - Zur Bettfedernfabrik 
3-30451 Hannover 

Tel.: 0511-447260 (AB) 


13.-15.12.2001: 

EU-Gipfel in Brüssel 

Demo in Laeken am 14.12, 
Infos unter: 

www.d14.be und unter 
www.bruxxel.org 


Wir veröffentlichen gerne eure Akt- 
ions-, Demo- und Veranstaltungster- 
mine aufdieser Seite. Die nächste pha- 
se zwei wird Ende Januar 2002 
erscheinen, wenn ihr darin Ankündi- 
gungen machen wollt, schickt oder 
mailt diese der Redaktion bis zum 7. 
Januar 2001. 

Aus Platzgründen können wir leider 
nicht versprechen, das jeder Termin 
veröffentlicht wird. 


selbst 
darstellung 


Im Sommer diesen Jahres ist die erste 
Ausgabe von phase zwei erschienen. 
Noch eine Zeitung im linken Blätter- 
wald - was soll das?. 


Die Diskussion, um ein neues 
linksradikales Zeitungsprojekt, ist in- 
zwischen über ein Jahr alt. Hinter- 
grund war die zeitgleich begonnene 
Diskussion der Antifaschistischen Ak- 
tion/Bundesweite Organisation und 
der an der Antifa-Offensive ‘99 betei- 
ligten Gruppen über die Perspektiven 
antifaschistischer bzw. linksradikaler 
Örganisierung in diesem Land im neu- 
en Jahrtausend. Viele sahen damals 
mangelnde theoretische Auseinander- 
setzung und kontinuierliche inhaltli- 
che Diskussion als eines der größten 
Mankos der AA/BO an. Zudem war es 
nicht möglich, regelmäßig linksradika- 
le Standpunkte und Positionen über 
Kampagnenmobilisierungen hinaus 
nach außen zu tragen und eine Dis- 
kussion darüber anzuregen. Um die- 
sen Problemen zu begegnen, lag die 
Idee nahe, den Umstrukturierungs- 
und für später erhoffeten Neuorgani- 
sierungsprozess durch eine Zeitung zu 
begleiten. 


Unsere Idee stieß auf offene 
Ohren und zunächst großes Interesse. 
Auch wenn sich letztendlich nur we- 
nige Gruppen eine kontinuierliche 
Mitarbeit in der sicherlich arbeits- und 
zeitaufwendigen bundesweiten Re- 
daktionsarbeit vorstellen konnten, 
starteten wir guten Mutes mit dem Auf- 
bau der phase zwei. Als grundsätzliche 
Ziele formulierten wir: 

»@- das Forcieren von Analyse und 
theoretischer Auseinander- 
setzung in der Bewegung, 

»®- die Erhaltung eines Praxisbe- 
zugs und kritische Begleitung 
von Kampagnen und Aktionen 

»®- sowie die Förderung der 
Diskussionen um eine mögliche 
neue linksradikale Organisation. 

»®- Gruppen, Initiativen und 
Einzelpersonen sollte über die 
Zeitung die Möglichkeit der 
passiven, aber auch aktiven 
Teilnahme an Diskussionen 
gegeben werden. 


Auch wenn eine neue linksradi- 
kale Organisation nun in etwas weite- 
re Ferne gerückt ist, halten wir ein of- 
fenes Zeitungsprojekt, aus der 
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Bewegung für die Bewegung, nach 
wie vor für notwendig. Vor dem 
Hintergrund des gescheiterten 
Organisierungsversuches umso mehr. 
Die phase zwei ist eine Möglichkeit für 
Linksradikale aus verschiedenen 
Städten, zusammen zu kommen, in 
der Diskussion zu bleiben und weiter- 
hin bundesweit Impulse, Anregungen 
und Kritik zu veröffentlichen. Dabei 
sind uns Reaktionen und Beiträge 
oder auch nicht zuletzt eine kontinu- 
ierliche Mitarbeit in der Redaktion von 
bisher nicht beteiligten Gruppen um 
so wichtiger geworden. Wir wollen ge- 
rade jetzt nicht in den luftleeren Raum 
schreiben und Interesse oder Kritik 
nicht nur an Abo- und Verkaufszahlen 
messen. 


Also lest, schreibt, mailt und 
abonniert uns! 


‚phase zwei-Redaktion 
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BEER, EB 


feel the difference. 


united colors of black bloc. 


